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Seit seiner Unabhängigkeit im Jahre 1956 ist 
der Sudan von inneren Unruhen geprägt. Der 
Konflikt zwischen dem Norden und dem Sü-
den ist einer der ältesten und längsten Bürger-
kriege auf dem afrikanischen Kontinent. Zu 
Beginn des neuen Jahrtausends erreichte die 
blutige Auseinandersetzung einen tragischen 
Höhepunkt. Diplomatische Bemühungen und 
internationaler Druck mündeten schließlich 
in einen Friedensvertrag (das Referendum von 
2011) und die Unabhängigkeit des Südsudan. 
Die damit verbundenen nationalen und inter-
nationalen Hoffnungen auf Frieden wurden 
bislang allerdings enttäuscht. Seit dem Frie-
densvertrag (Comprehensive Peace Agreement, 
kurz CPA) brachen in verschiedenen anderen 
Regionen des Sudan Konflikte um eine poli-
tische Mitbestimmung aus. Die sudanesische 
Regierung reagierte mit ungeahnter Brutalität 
und mit Vergeltungsschlägen gegen die eigene 
Zivilbevölkerung. Die Entwicklung in der Kri-
senregion Darfur wird häufig als der erste Völ-
kermord des 21. Jahrhunderts beschrieben und 
schlug sich in der Anklage des sudanesischen 
Präsidenten al-Bashir vor dem Internationalen 
Strafgerichtshof nieder, in der ihm und ande-
ren politischen Akteuren Kriegsverbrechen, 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Völ-
kermord vorgeworfen werden.

Nach dem relativ friedlich ablaufenden Re-
ferendum, bei dem sich eine beeindruckende 
Mehrheit der Südsudanesen für die staatliche 
Unabhängigkeit aussprach, wurde die Segre-
gation teilweise schon als Erfolgsmodell zur 

Lösung innerstaatlicher Konflikte dargestellt. 
Aber Unklarheit über den Grenzverlauf zum 
Norden, unverlässliche zwischenstaatliche Be-
ziehungen mit dem Sudan und gegenläufi-
ge wirtschaftliche Interessen prägen seit der 
Abspaltung das Verhältnis der beiden neuen 
Staaten. Der alte Konflikt ist inzwischen wie-
der blutig geworden und wird vor allem in den 
Grenzregionen des Nordens ausgetragen, in 
den Regionen des Blauen Nil, der Nuba-Berge 
und von Abyei.

Die innerstaatlichen Konflikte im Südsudan 
brachen im Dezember 2013 offen aus und ha-
ben sich seitdem zu einem neuen Bürgerkrieg 
im jüngsten Staat auf der politischen Weltkarte 
entwickelt. Die Vereinten Nationen sind durch 
diese Ereignisse mit den eigenen radikalen 
Fehleinschätzungen konfrontiert. Die umfang-
reichen Friedensmissionen im Sudan und im 
Südsudan konnten keinen nachhaltigen Bei-
trag zum Friedensprozess in der Region leis-
ten. Auch in Bezug auf die Entwicklungshilfe 
für den staatlichen Auf‌bau muss angesichts 
der jüngsten Ereignisse eine ernüchternde Bi-
lanz gezogen werden. Die Ideen von Frieden 
und einem »Neuen« Sudan, die im CPA noch 
eine zentrale Position einnahmen, sind erneut 
in weite Ferne gerückt, und die internationale 
Gemeinschaft schaut dem Leiden und Sterben 
hilf‌los zu.

Die deutsche Öffentlichkeit wird über diese 
Entwicklungen von historischer Tragweite nur 
durch punktuelle Berichterstattung informiert: 

Einleitung

Daniel Dominik Zeiler
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Völkermord in Darfur, Anklage gegen Bashir, 
Referendum im Süden, Unabhängigkeit, Bür-
gerkrieg. Die internationale Bedeutung dieser 
Ereignisse wird zwar betont, aber medial, ge-
sellschaftlich und politisch nicht weiter ver-
folgt. Andere Krisen in anderen Teilen der Welt 
nehmen schnell wieder den Platz in den Schlag-
zeilen ein. So bleiben die Geschehnisse in die-
ser Region Randnotizen in der öffentlichen 
Wahrnehmung, deren Einordnung schwerfällt.

Die Erfurter Hochschulgruppe SOS-Darfur 
setzt sich dafür ein, dass die Entwicklungen 
in den beiden sudanesischen Staaten in einer 
angemessenen Form wahrgenommen werden, 
und versucht, die mediale und wissenschaft-
liche Auseinandersetzung mit der Thematik 
anzuregen. In den (Sozial-)Wissenschaften 
werden diese einzigartigen Ereignisse kaum 
thematisiert, und die wenigen Ansätze zur 
Untersuchung werden durch die Wirklichkeit 
schneller überholt, als sie ausgearbeitet werden 
können. Dieser Tagungsband zur Interdiszipli-

nären Sudankonferenz, die am 28. Februar und 
1. März 2014 an der Universität Erfurt stattfand, 
soll die deutschsprachige Literatur zum Thema 
erweitern, aktuelle Beschreibungen wieder-
geben und die wissenschaftliche Betrachtung 
beleben.

Im vorliegenden Band werden zwei inhalt-
liche Schwerpunkte verfolgt, die sich zum ei-
nen mit dem Sudan und zum anderen mit dem 
Südsudan befassen. In den beiden ersten Bei-
trägen werden die Konflikte im Sudan (Darfur 
und die Grenzregionen zum Süden) beschrie-
ben und analysiert. In einem weiteren Artikel 
wird die deutsche Entwicklungshilfe für den 
Südsudan behandelt. Im abschließenden Bei-
trag werden die wirtschaftliche Lage im Süd
sudan und die notwendige Zusammenarbeit 
beider Staaten diskutiert.

Wir hoffen, dass dieser Tagungsband auch die 
bisher wenig informierten Leser sensibilisiert, 
um die Krisen der Region besser einordnen 
und verstehen zu können.

SOS-Darfur  ist eine Erfurter Hochschul-
gruppe, die seit 2008 gezielt daran arbeitet, 
durch Öffentlichkeitsarbeit, Auf‌klärung und 
Medienarbeit Menschen über das Land Sudan 
zu informieren und vor allem für das Thema 
Darfur zu sensibilisieren. Die Gruppe setzt 
sich mit den Menschenrechtsverstößen in Dar-
fur auseinander und beschäftigt sich mit den 
aktuellen Geschehnissen im Sudan, der Ab-
spaltung und Weiterentwicklung des Südsudan 
sowie mit den Auswirkungen dieser Prozesse 
auf andere afrikanische Staaten.

Der Darfur-Konflikt wird von der deutschen 
Öffentlichkeit kaum wahrgenommen, in der 

Medienlandschaft sind Darfur und der Sudan 
kaum mehr als eine Randnotiz, obwohl der 
Darfur-Konflikt häufig als erster Völkermord 
des 21. Jahrhunderts beschrieben wird. In 
diesem Land herrscht seit Jahrzehnten Bürger
krieg, und die Zahl der Krisenregionen ist nur 
schwer zu überschauen. SOS-Darfur setzt sich 
dafür ein, dass Darfur und der Sudan von der 
deutschen Öffentlichkeit in einer angemes-
senen Form wahrgenommen werden. Dieses 
Ziel versuchen wir mit Infoständen, Podiums
diskussionen, Vorträgen, Wanderausstellungen 
und Benefizkonzerten zu erreichen, wobei wir 
auch Spenden für verschiedene Hilfsprojekte 
sammeln.



Fouad Ibrahim ist Professor emeritus für Sozialgeographie an der Universität Bayreuth. 
Er war unter anderem als Berater für die UN im Sudan tätig.

Im November 2013 besuchte eine hochrangi-
ge Delegation der Sudan Revolutionary Front 
(SRF), einer Vereinigung oppositioneller suda-
nesischer Gruppen, Berlin, um Unterstützung 
in ihrem Kampf gegen die Regierung in Khar-
tum zu erbitten. An der Spitze der Delegation 
stand der Präsident der SRF, Malik Agar, der 
von fünf SRF-Vizepräsidenten begleitet wurde, 
den jeweiligen Präsidenten ihrer eigenen Orga-
nisationen: Dr. Jibril Ibrahim für die Justice and 
Equality Movement, Abdel Wahid für die Su-
dan Liberation Movement – AW, Minni Mina-
wi für die Sudan Liberation Movement – MM, 
Nasreddin El Mahdi für die National Umma 
Party und El Tom Haju für die Democratic 
Unionist Party. Unter ihnen befand sich außer-
dem der Sekretär für auswärtige Beziehungen 
der SRF, Yasir Arman.

Das Ereignis fand weder in den deutschen 
Medien noch beim Auswärtigen Amt eine 
nennenswerte Resonanz. Wer sich über die 
Hintergründe des Besuches auf der Homepage 
des Auswärtigen Amtes unter dem Stichwort 
»Darfur« informieren wollte, wurde zur Zeit 
des Besuches der Delegation und wenige Tage 
danach mit der folgenden, seit Jahrzehnten 
ständig wiederholten stereotypen Darstellung 
abgespeist:

Traditionell konkurrieren in Darfur sesshaf-
te afrikanische Stämme, wie zum Beispiel Fur, 
Zaghawa und Massalit, mit arabischstämmi-

gen Nomaden um knappe Ressourcen. Diese 
Spannungen konnten lange Zeit durch tradierte 
Konfliktlösungsmechanismen unter Kontrolle ge-
halten werden. Durch eine weitere Verknappung 
von Weideland und Wasser infolge fortschreiten-
der Versteppung und Trockenperioden hat sich 
der Konflikt seit den achtziger Jahren verschärft.

Ähnliches verbreitet seit Jahren UN-Generalse-
kretär Ban Ki-moon, der u. a. sagte: »The Darfur 
conflict began as an ecological crisis [...]. When 
Darfur’s land was rich, black farmers welcomed 
Arab herders and shared their water«, um dann 
festzustellen: »For the first time in memory, 
there was no longer enough food and water for 
all« (Washington Post, 18. Juni 2007).

In den folgenden Ausführungen soll der po-
litisch weitreichenden Frage nachgegangen 
werden, ob diese Einschätzung bezüglich der 
Ursache der Ereignisse in Darfur berechtigt ist.

Hunger in der modernen Geschichte
Darfurs

Dass der UN-Generalsekretär schlecht bera-
ten war, als er o. g. Behauptung aufstellte, ist 
unschwer nachzuweisen, denn ins Gedächtnis 
noch lebender Darfuris haben sich zumindest 
folgende jeweils mit Namen belegte Hungerka-
tastrophen fest eingeprägt:

Warum hungern die Menschen in Darfur?

Fouad Ibrahim
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Jahr Lokaler Name Bedeutung des Namens

1886 Sanat Sitta Jahr 6 (Jahr 1306 nach dem Auszug des Propheten 
aus Mekka)

1910–1920 Jolo Fortziehen

1940–1945 Malwa Kleinstes Hirsemaß

1972–1973 Ifza‘una Rettet uns !

1982–1985 Reagan nach dem amerikanischen Präsidenten, der seinerzeit 
dem Sudan Nahrungsmittelhilfe schicken ließ

2004– heute ?

Tab. 1: Hungerkatastrophen in Darfur

Die ersten fünf der genannten Hungerkatastro
phen ereigneten sich jeweils nach einer Rei-
he sehr niederschlagsarmer Jahre. Allerdings 
herrschten in jedem Fall zugleich besonders 
widrige soziale und politische Bedingungen, 
die die Anfälligkeit der Bevölkerung für Hun-
gerkrisen verschärft hatten. So kann man etwa 
den Mahdi-Krieg im Falle der Hungerkatastro
phe von 1886 anführen oder die Kämpfe der 
Briten 1910 bis 1920 gegen Ali Dinar, den letz-
ten Sultan von Darfur, mit dessen Tötung und 
der Annektierung des zuvor autonomen Sulta-
nats die Kämpfe endeten.

Die gegenwärtige Hungerkatastrophe ist al-
lerdings die größte und längste in der moder-
nen Geschichte Darfurs. Nach UN-Angaben, 
die in o. g. Bericht des deutschen Auswärtigen 
Amtes zitiert werden, sind 4,7 der insgesamt 7 
Millionen Darfuris davon direkt betroffen. Al-
lein 2,8 Millionen Menschen der Region sind 
derzeit von ausländischer Lebensmittelhilfe 
abhängig. Die Zahl der Binnenflüchtlinge wird 
auf 2,7 Millionen geschätzt, von denen 1,9 Mil-
lionen in Lagern leben. Schätzungen zufolge 
flüchteten rund 290.000 in den Tschad und 
etwa 50.000 in die Zentralafrikanische Repu
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Abb. 1: Niederschlagsvariabilität in El-Fasher / Norddarfur
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blik, während ca. 300.000 getötet wurden. Die 
Zahl der Menschen, die an Hunger und damit 
verbundenen Krankheiten gestorben sind, ist 
unbekannt.

Die Rolle des Klimas

Nicht allein der UN-Generalsekretär und das 
deutsche Auswärtige Amt machen eine Kli-
maänderung bzw. eine ökologische Verschlech-
terung für die gegenwärtige Katastrophe in 
Darfur verantwortlich. Ähnliche Ansichten 
vertreten auch manche Wissenschaftler und 
US-Behörden (Kevane und Gray 2008: 1). Um 
zu überprüfen, ob dies berechtigt ist, müssen 
wir einen Blick auf die klimatischen Gege-
benheiten Darfurs während des relevanten 
Zeitraums werfen. Dabei sind in erster Linie 
die Niederschläge des ariden randtropischen 
Gebietes zu untersuchen. Abbildung 1 stellt die 
Niederschlagsvariabilität von El-Fasher, der 
Hauptstadt Norddarfurs, in den Jahren 1968 
bis 2007 dar, d. h. vor dem Ausbruch bzw. zu 
Beginn der gegenwärtigen Katastrophe. Der 
Aufstand der Darfuris gegen die nordsudane-
sische Zentralregierung nahm im Jahre 2002 in 
El-Fasher seinen Anfang. Durch die Abbildung 
wird also die klimatische Situation in der Kon-
fliktregion über einen Zeitraum von mehr als 
dreißig Jahren vor diesem Ereignis belegt. Fol-
gende Punkte lassen sich aus dem Diagramm 
ableiten:
–	 Die Niederschlagsschwankungen von Jahr 

zu Jahr waren im gesamten Zeitraum hoch. 
Es fielen zwischen 80  mm (1983) und 380 
mm (1998) Niederschlag bei einem Jahres-
mittelwert von 205  mm. Eine solch hohe 
Variabilität ist ein Charakteristikum der 
nördlichen Sahelzone.

–	 Die Hungerkatastrophen von 1972 bis 1973 
und von 1982 bis 1985 spiegeln sich in den 
geringen Niederschlagswerten der entspre-
chenden Jahre wider. Das Gleiche gilt für 
die Hungerkrise der Jahre 1989 bis 1990, die 
seinerzeit von der Weltöffentlichkeit nicht 
wahrgenommen wurde.

–	 Das für einen erfolgreichen Hirseanbau 
erforderliche Niederschlagsminimum von 
300  mm pro Jahr wurde lediglich in fünf der 
dargestellten Jahre (12 %) erreicht bzw. über-
schritten.

Die Bevölkerung Darfurs ist seit Generationen 
an solche Niederschlagsverhältnisse gewöhnt 
und hat traditionelle Mechanismen entwickelt, 
damit umzugehen. Die dem Ausbruch des 
Konfliktes unmittelbar vorausgehenden Jahre 
waren allerdings klimatisch relativ günstig. Das 
bedeutet, dass die vielzitierten Gründe für die 
Verschärfung der Rivalitäten zwischen Noma-
den und Sesshaften hier nicht ins Gewicht fal-
len. Vor allem in den Jahren 2005 bis 2007 fie-
len relativ große Mengen Niederschlag, so dass 
es zu einer Beruhigung der Lage hätte kommen 
müssen, wenn die Theorie von der Konkurrenz 
um Wasser und Weide stimmte.

Kevane und Gray legen in ihrer 2008 veröf-
fentlichten Analyse ähnliche Schlussfolgerun-
gen nahe. Ihr Vergleich der Niederschlagsdaten 
verschiedener Klimastationen in Darfur zeigt, 
dass die Jahre vor dem Ausbruch des Konflikts 
feuchter waren als die Jahre vor der Hunger-
krise von 1982 bis 1985, die große Flüchtlings-
ströme in Darfur zur Folge hatte. Somit dürf-
ten auch nach Ansicht dieser beiden Autoren 
ökologische Gründe für das Auf‌flammen des 
Konflikts ausscheiden.

Das Naturpotential Darfurs

Durch die sudanesische Zentralregierung in 
Khartum wird immer wieder propagiert, dass 
Darfur eine trockene, von wiederkehrenden 
Dürren geplagte Region sei, deren Menschen 
ohne Hilfe von außen nicht überleben könnten. 
In der Tat werden seit mehr als vierzig Jahren, 
spätestens seit der Dürrekatastrophe von 1972 
bis 1973, durch das World Food Programme 
der UN jährlich riesige Mengen von Nahrungs-
mitteln dort verteilt. Diese Tatsache wird ganz 
offensichtlich instrumentalisiert, um jeden 
Wunsch der Darfuris nach Unabhängigkeit 
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bereits im Keim zu ersticken. Eine genauere 
Untersuchung des Naturpotentials der Region, 
in der wir seit mehr als vierzig Jahren arbei-
ten bzw. mit verschiedenen Themenstellungen 
Forschungen durchführen, vermittelt ein an-
deres Bild. Mit einer Fläche von fast 500.000 
Quadratkilometern ist Darfur etwa so groß wie 
Frankreich. Es leben jedoch nur ca. 7 Millionen 
Menschen in Darfur. In nord-südlicher Rich-
tung erstreckt sich die Region über ca. 1200 
Kilometer und umfasst vier randtropische Zo-
nen von der Wüste im Norden über die Dorn-
strauchsavanne, an die sich die Trockensavan-
ne anschließt, bis zur Feuchtsavanne im Süden.

Die Wüste

Die Wüste macht etwa ein Viertel der Fläche 
Darfurs aus. Obwohl dort weniger als 100 Mil-
limeter Niederschlag im Jahr fallen, finden sich 
Wadis, die für die menschliche Nutzung der 
Zone eine wichtige Rolle spielen (Abb. 2). Der 
reiche Baumbestand dieser Trockentäler dient 
den Tieren der Kamelnomaden als Weide, und 
traditionelle Brunnen liefern Trinkwasser für 

Mensch und Tier. Da die Wüstengebiete sich 
größtenteils in einer Höhenlage von 800 bis 
1000 Metern über Meeresniveau befinden, sind 
die Temperaturen im Winter relativ niedrig, 
was das Wachstum von für die Tiere nahrhaf-
ten Kräutern (lokaler Name: gizu) begünstigt. 
Vor allem das Wadi Howar verfügt über bislang 
noch weitgehend unerschlossene Grundwas-
servorräte.

Die Dornstrauchsavanne

Circa 40 Prozent der Gesamtfläche Darfurs 
werden von der Dornstrauchsavanne einge-
nommen. Sie erstreckt sich von der 100-mm-
Isohyete im Norden bis zur 500-mm-Isohyete 
im Süden. Da das Gebiet ebenfalls relativ hoch 
gelegen ist (zwischen 600 und 1500 Höhenme-
ter), sind die Temperaturen niedriger als bei 
der Breitenlage üblich; die Transpiration ist 
relativ gering. Die Besiedelung ist verhältnis-
mäßig dicht bei recht geringen Niederschlägen. 
Dass sich hier die größten Städte Darfurs befin-
den, nämlich Nyala, El-Fasher und El-Geneina, 
ist ein Erbe sowohl der Sultanats- als auch der 

Abb. 2: Das Wadi Howar liegt in der Wüste Norddarfurs (unter 100 mm Niederschlag jährlich)
und ist trotzdem von dichter Vegetation bedeckt.
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britischen Kolonialzeit. Ansonsten begünstigen 
naturgegebene Gründe die Besiedelung (etwa 
die einfache und permanente Nutzung von 
Wasserreserven durch Brunnen), die geringere 
Gefahr der Erkrankung durch Tsetsefliegen so-
wie die Möglichkeit der Anlage von nicht durch 
Überschwemmungen gefährdeten Verkehrswe-
gen (z. B. die Eisenbahnlinie von Khartum nach 
Nyala). Hinzu kommt das Vorhandensein von 
relativ leicht beackerbaren sandigen Böden in 
dieser Zone, die für den Anbau von Kolbenhir-
se und von Erdnüssen geeignet sind. Obwohl 
ein Erfolg versprechender Hirseanbau erst ab 
einer jährlichen Niederschlagsmenge von 300 
Millimetern möglich ist, wurde die agronomi-
sche Trockengrenze bis zur 200-mm-Isohyete 
verschoben. Dieser »spekulative Anbau« wird 
meist von Frauen betrieben, während die Män-
ner sich mit den Tieren auf die Weidewande-
rung begeben oder in den Städten bzw. gar im 
Ausland nach Arbeit suchen. Eine brauchbare 
Hirseernte kann sich auch bei Niederschlägen 
von nur 200 Millimetern im Jahr ergeben, wenn 
diese sich auf die Wachstumszeit der Pflanzen 
in den Monaten Juli und August konzentrieren.

Die Trockensavanne 
(Low Rainfall Woodland Savannah)

Diese Zone bedeckt etwa 30 Prozent der Flä-
che Darfurs, hauptsächlich im Westen und im 
Süden der Region sowie auf dem Jebel Marra 
(3088  m). Die Niederschläge liegen zwischen 
500 und 900 Millimetern im Jahr. Hier findet 
der Anbau von Kolbenhirse, Sorghum (Rispen-
hirse), Erdnüssen und Sesam statt. Die für den 
Ackerbau bevorzugten Böden befinden sich 
auf dem sandigen Goz im Osten sowie in den 
Wadis. In Letzteren gibt es auch Gemüse- und 
Obstanbau. In Bezug auf die Bevölkerung herr-
schen in der Trockensavanne die Baggara (Rin-
dernomaden) vor, die größtenteils arabischer 
Abstammung sind. Arabische Kamelnomaden 
aus dem Norden und aus dieser Zone wandern 
zwischen dem Bahr El-Arab im Süden (Tro-
ckenzeitweide) und Wadi Howar (Regenzeit- 
und Winterweide).

Die Feuchtsavanne 
(High Rainfall Woodland Savannah)

An dieser Zone, die mehr als 900 Millimeter 
Jahresniederschlag empfängt, hat Darfur nur 
einen geringen Anteil (etwa 5 Prozent). Es han-
delt sich um ein Gebiet unmittelbar nördlich 
des Bahr El-Arab sowie um ein kleineres, im 
Südwesten zwischen Zentralafrika und dem 
Südsudan gelegenes und wegen seiner territo-
rialen Zugehörigkeit umstrittenes Gebiet, das 
man in den 1970er-Jahren zum Nationalpark 
»Er-Radom« erklärte. Darfurs Feuchtsavanne 
ist dünn besiedelt und wird hauptsächlich von 
den Rindernomaden sowie von den Kamel
nomaden aus dem Norden als Trockenzeitwei-
degebiet genutzt. In der Regenzeit wird sie von 
der Tsetsefliege heimgesucht.

Landnutzung in Darfur vor dem Ausbruch 
des derzeit andauernden Aufstandes

Das immer wieder gezeichnete Bild von Dar-
fur als dem Schauplatz eines Krieges zwischen 
sesshaften Bauern und umherziehenden No-
maden vermittelt den Eindruck einer scharfen 
Trennung zwischen zwei Gruppen konträrer 
Wirtschaftsweisen. Jeder Kenner Darfurs weiß 
hingegen, dass die Bauern dort auch Weide-
wirtschaft betreiben und dass die sogenannten 
Nomaden versuchen, ihren Hirsebedarf durch 
eigenen Anbau zu decken. Vollnomadismus ist 
hier äußerst selten, so dass man bei letzterer 
Gruppe eher von Agropastoralisten sprechen 
sollte. Im Folgenden soll ein kurzen Abriss der 
Landnutzung in Darfur gegeben werden.

Tierhaltung

Die Viehwirtschaft spielt in allen Teilen der 
Region eine wichtige Rolle. Selbst die meisten 
Stadtbewohner halten Tiere. Für die Mehrheit 
der Bevölkerung stellen diese die wichtigste 
Einkommensquelle dar. Die kleine Ziegenher-
de eines Smallholder ist für ihn gleichbedeutend 
mit einem Bankkonto. Benötigt er Geld für den 
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Kauf von Lebensmitteln, für die Bezahlung 
von Schulgebühren oder einen Arztbesuch, so 
verkauft er eine Ziege. Die kommerzielle Hal-
tung von Kamelen, Rindern und Schafen ist 
die wichtigste Devisenquelle Darfurs für den 
Sudan. Einer der Hauptabsatzmärkte für Ka-
mele aus dem Sudan ist Ägypten, der wichtigs-
te Absatzmarkt für Schafe aus Darfur ist Saudi 
Arabien. Rinder und Schafe aus Darfur werden 
auf dem Viehmarkt von Omdurman in großer 
Zahl umgesetzt. Der beachtliche Viehreichtum 
der Region fand generell bislang wenig Beach-
tung. Die folgenden Zahlen gelten allein für das 
trockenere Norddarfur und beziehen sich auf 
die Viehbestände im Wilayet Norddarfur im 
Jahr 1998: Rinder: 0,7 Mio.; Kamele: 1,6 Mio.; 
Schafe: 5,1 Mio.; Ziegen: 2,7 Mio.

Ackerbau

Ackerbau wird in allen ökologischen Zonen 
Darfurs betrieben – mit Ausnahme der Wüs-
tenzone. Böden, die für den Ackerbau be-
vorzugt werden, sind (a) Goz-Böden. Hierbei 
handelt es sich um Böden des stabilisierten Alt-
dünengürtels der Sahelzone. Sie bestehen vor-
wiegend aus Feinsand und haben eine für den 
Ackerbau günstige Struktur, d. h. sie sind mit 

einfachen Ackergeräten leicht zu bearbeiten. 
Sie lassen Niederschläge einsickern, die damit 
nicht durch Oberflächenabfluss oder Verduns-
tung verlorengehen. Durch die feine Textur der 
Böden wird das Wasser in der Wurzelzone der 
Kulturpflanzen festgehalten, die dort angebaut 
werden: Kolbenhirse, Erdnüsse, Sesam und Hi-
biskus (karkade).

(b) Tonhaltige Böden. Diese schwereren Bö-
den sind in breiten Flachmuldentälern, Sen-
ken (naga’a) und auf den Pediplanes (Rumpf-
flächen alter Gebirge) anzutreffen. Auf diesen 
Böden werden bevorzugt Sorghum, Gemüse 
und Schnupf‌tabak angebaut. Das Potential die-
ser Böden für den Anbau ist groß, doch sind 
sie schwer zu bearbeiten und werden deshalb 
nur zum Teil ackerbaulich in Wert gesetzt. Al-
lerdings nutzen die Darfuris die Böden vieler 
Wadis mithilfe geschickter Wasserauf‌fangme-
thoden (Water Harvesting). Ein Beispiel hierfür 
ist der Taras-Anbau im Wadi El Ku‘ (Abb. 3). 
Terus (sud. Arabisch, Sing. taras) sind niedrige 
Erddämme, die man vor Beginn der Regenzeit 
quer zur Abflussrichtung des Wassers anlegt. 
Bei einsetzenden Niederschlägen staut sich hin-
ter ihnen das Wasser einige Tage lang auf. Das 
Saatgut wird danach in den gut durchfeuchte-
ten Boden eingebracht. In der Folgezeit benöti-

Abb. 3: Water Harvesting mit Taras-Kultur im Wadi El-Ku‘ bei El-Fasher
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gen die Kulturpflanzen nur noch wenig Nieder-
schlagswasser, um zu gedeihen. Auf sandigeren 
Wadiböden, auf denen solche Erddämme rasch 
fortgespült werden, verwenden die Darfuris 
Zweige und andere abgestorbene Pflanzenteile, 
um die Abflussgeschwindigkeit zu verringern. 
So können die ersten starken Niederschläge 
abfließen, während sich durch Ablagerung 
von im Wasser mitgeführtem Schlick später 
der Abfluss verlangsamt. Auf den so gebildeten 
fruchtbaren Sedimenten wird zumeist Gemüse 
angebaut. Für diese Art des Anbaus verwendet 
man die lokale Bezeichnung ‘araish (Gestrüpp).

(c) Terrassenkultur (Abb. 4). Die im Gebiet 
des Jebel Marra lebenden Fur haben dieses vul-
kanische Massiv seit Jahrhunderten terrassiert, 
um dort Landwirtschaft betreiben zu können. 
Die steinigen Böden der Hänge werden auf die-
se Weise jährlich durch die angeschwemmten 
vulkanischen Aschen angereichert. Die Mau-
ern der Terrassen verhindern die Bodenerosion 
und hemmen den Oberflächenabfluss des Nie-
derschlagswassers, das tief in den Boden ein-
dringen kann und den Anbau von Kolbenhirse 
und Gemüse sowie von Orangen- und Mango-

bäumen erlaubt. Durch die Angriffe arabisch-
stämmiger Gruppen auf die einheimische Fur-
Bevölkerung wurden die Terrassen seit Jahren 
nicht mehr instand gehalten, so dass es auf den 
Berghängen zwischenzeitlich zu verheerender 
Bodenabtragung kam.

Das Agrarpotential Darfurs ist bislang bei 
Weitem nicht ausgeschöpft. Auf folgende Weise 
könnte die Getreideproduktion gesteigert und 
ein entsprechender Mangel in Trockenjahren 
überbrückt werden:
–	 Entwicklung großer Wadis in West- und 

Südwestdarfur; hier kann der Anbau mithil-
fe verbesserter Water-Harvesting-Methoden 
ausgeweitet werden.

–	 Steigerung des Ernteertrags auf den sandi-
gen Goz-Böden durch Düngung, vornehm-
lich durch Phosphorgaben;

–	 Bekämpfung von Schädlingen, durch die die 
Erträge besonders in Feuchtjahren stark re-
duziert werden.

Eine Verbesserung der Weidewirtschaft wäre 
u. a. durch die Erschließung bislang nicht nutz-
barer Weidegebiete durch die Errichtung von 

Abb. 4: Terrassenkultur in Koronga / Nyerteti auf dem Jebel Marra
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Brunnen möglich. Dies könnte zu einer Entlas-
tung bislang überstockter und übermäßig stark 
genutzter Weidegebiete führen.

Das mineralische Potential Darfurs

Inzwischen weiß man, dass Darfur über reiche 
Vorräte an Bodenschätzen verfügt, auch wenn 
wegen des derzeitigen Kriegszustands genaue 
Untersuchungen fehlen und eine Erschließung 
noch nicht vorgenommen werden konnte. Mit 
Sicherheit sind jedoch größere Vorräte an Erd-
öl, Gold, Kupfer, Blei und Eisen vorhanden. 
Würde sich die Zentralregierung in Khartum 
wieder stärker der Region zuwenden, so könn-
te eine Inwertsetzung der Vorkommen erfolgen 
– an der die Darfuris in angemessener Weise zu 
beteiligen wären. Eine Konzession zur Erdöl-
prospektion in Südostdarfur hat die Regierung 
in Khartum bereits an die Chinesen vergeben. 
Nach dem Verlust der wichtigsten Erdölfel-
der des Sudan nach der Unabhängigkeit des 
Südsudan im Jahre 2011 bestand hier dringen-
der Handlungsbedarf. Der Sudan wurde weit-
gehend abhängig von den Erdölvorkommen in 
Südkordofan und in Süddarfur, da die Versor-
gung mit Erdöl aus dem Südsudan aus politi-
schen Gründen äußerst unzuverlässig ist. Die 
Beanspruchung der mineralischen Ressourcen 
Darfurs durch die Zentralregierung trägt nicht 
unwesentlich zur Verschärfung des Konfliktes 
in Darfur bei.

Wie bereits dargestellt, besitzt die Region Dar-
fur ein ausreichendes Potential, die dort leben-
den Menschen zu ernähren. Weshalb kam es 
dennoch in der jüngeren Vergangenheit wie-
derholt zu Hungerkatastrophen – und warum 
ist die Bevölkerung auch heute auf ausländi-
sche Nahrungsmittelhilfe angewiesen?

Die Marginalisierung Darfurs

Die Anfälligkeit der Menschen in Darfur für 
Hungerkrisen hat politische Gründe, die etwa 

hundert Jahre zurückreichen. Sie begann mit 
der Annexion des einst mächtigen Sultanats im 
Jahre 1916, als dieses Teil des anglo-ägyptischen 
Sudan wurde. Als der Sudan 1956 seine Unab-
hängigkeit erlangte, übergab die Kolonialmacht 
das Land in die Hände einer arabischen Elite 
aus dem nordsudanesischen Niltal. Unter der 
Herrschaft dieser Niltalaraber verstärkte sich 
die Marginalisierung Darfurs. Sie war gekenn-
zeichnet durch:
–	 die Missachtung der historischen Rolle Dar-

furs im Kampf gegen die britische Kolonial-
macht während des Mahdi-Aufstands,

–	 die Entsendung ortsfremder Gouverneure 
arabischer Abstammung (bis 1980),

–	 die wachsende Dominanz der arabischstäm-
migen Minderheit durch die Unterstützung 
der Zentralregierung,

–	 die fortschreitende Besetzung des Landes 
der Afrikaner durch arabischstämmige 
Gruppen,

–	 die Anwendung der Strategie »Teile und 
herrsche !«, durch die die Region Darfur zu-
nächst in zwei, später in drei und schließlich 
in fünf Wilayat (Verwaltungsbezirke) geteilt 
wurde, so dass es zuletzt in Nord-, Zentral-, 
West-, Ost- und Süddarfur zerfiel.

Unter der kulturellen Marginalisierung leiden 
die Darfuris in besonderem Maße. Dies äußert 
sich in folgenden Bereichen:
–	 Arabisch ist die einzige in den Schulen Dar-

furs erlaubte Unterrichtssprache, obwohl die 
Bevölkerung verschiedene Stammesspra-
chen als Muttersprache spricht, unter de-
nen die Fursprache die Sprache der größten 
Gruppe (ca. eine Million Menschen) ist.

–	 Die afrikanischen Sprachen werden dis-
kriminiert, indem sie als »rutana«, d. h. 
als »Vogelstimmen« oder »bedeutungslose 
Stimmen« bezeichnet werden.

–	 Die Herren-Sklaven-Kultur früherer Jahr-
hunderte wird durch das Verhalten der 
Araber, insbesondere in den Städten, fort
gesetzt.

–	 Die Araber behaupten, die alleinigen Besit-
zer des »richtigen Islam« zu sein.
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–	 Die staatlichen Medien ebenso wie die 
Schulbücher propagieren eine arabische 
Identität.

–	 Staatliche Medien verbreiten ausschließlich 
arabische Kulturgüter wie etwa Filme, Lie-
der usw.

Die politisch motivierte Vernachlässigung Dar-
furs durch die Zentralregierung spiegelt sich 
deutlich in den Bereichen von Erziehung und 
Gesundheit wider, wie Tabelle 2 zeigt.

Zusammenfassung

Die Behauptung, der gegenwärtige Konflikt in 
Darfur und die daraus resultierende Ernäh-
rungskrise hätten ökologische Ursachen, kann 
nicht aufrechterhalten werden. Eine Analyse 
der Struktur der Niederschläge während der 
dreißig Jahre vor dem Ausbruch des Konflikts 
zeigt keine Abnahme der Werte.

Eine nähere Betrachtung des Naturpoten-
tials der Region Darfur belegt, dass ihre Res-
sourcen ausreichen, um die Bevölkerung zu er-
nähren. Eine Erschließung der mineralischen 
Lagerstätten würde ihr darüber hinaus auch 
längerfristig zu einer stabilen Einkommens-
quelle verhelfen.

Ein Vergleich relevanter Infrastruktur in 
Darfur und im Nordsudan zeigt eine schwer-
wiegende Vernachlässigung und Marginalisie-
rung Darfurs, die u. a. in den Bereichen Ge-
sundheit und Bildung deutlich wird.

Eine Lösung des gegenwärtigen Konflikts 
erscheint nur möglich, wenn den Darfuris zum 
einen die Anerkennung ihrer vollen Bürger-
rechte im Sudan gewährt wird. Zum anderen 
müssen sie in vollem Umfang für das Unrecht 
und die Gräueltaten entschädigt werden, die 
ihnen durch die Zentralregierung und von ihr 
gestärkte Gruppen angetan wurden. Schließ-
lich ist eine Rückgabe der usurpierten Gebiete 
der afrikanischen Bevölkerung erforderlich.

Khartum Westdarfur

Einschreibungen in Oberschulen 61 % 25 %

Primarschüler mit Sitzbank 79 % 28 %

Schulen mit Trinkwasser 79 % 22 %

Geburten unter qualifizierter Aufsicht 85 % 32 %

Voller Impfschutz bei Kindern 67 % 24 %

Nordsudan Darfur

Zunahme der Staatsausgaben 
2005–2010 150 % 90 %

Tab. 2: Ausgewählte 
Indikatoren zur Mar-
ginalisierung Darfurs 
(Quelle: UN Resident 

and Humanitarian 
Coordinator for the 

Sudan 2010)
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Seit der Gründung des Staates Sudan im Jahr 
1956 erschüttern Bürgerkriege und bewaffne-
te Konflikte das Land. Jahrzehntelang kämpf-
te der Südsudan zunächst um einen neuen, 
demokratischeren Sudan und später um die 
Gründung eines unabhängigen Südsudan. In 
Darfur, im Westen des Sudan, ringen die Men-
schen seit mehr als zehn Jahren mit Waffenge-
walt um mehr Rechte. Vernachlässigung, Ver-
armung und Unterentwicklung bilden immer 
wieder den Nährboden für neue Konflikte und 
Bürgerkriege.

Dies gilt auch für die Regionen Süd-Kordo-
fan, Blauer Nil und Abyei. Alle drei Gebiete lie-
gen entlang der 2000 Kilometer langen Gren-
ze zwischen den Staaten Sudan und Südsudan. 
Manche der zwischen beiden Ländern seit der 
Gründung des Staates Südsudan im Jahr 2011 
umstrittenen Gebiete liegen in diesen Regio-
nen. Allen drei Gebieten ist gemeinsam, dass 
sudanesische Regierungen über Jahrzehnte 
hinweg nicht bereit waren, die ethnische und 
religiöse Vielfalt des Landes anzuerkennen, 
und dass versucht wurde, der Bevölkerung 
das Konzept eines »einheitlichen Sudan« auf-
zuzwingen. Heute müssen alle drei Regionen 
lernen, ethnische Diversität anzuerkennen und 
den jeweiligen Minderheiten auch einen ge-
rechten Zugang zu Ressourcen einzuräumen.

Leitthema ist der Status von Minderheiten in 
einer Mehrheitsgesellschaft. Sowohl afrikani-
sche Bevölkerungsgruppen als auch arabische 
oder arabisierte Nomadengruppen befürchten 

ihre Ausgrenzung. Hier einen Interessenaus-
gleich zu schaffen ist ein schwieriger Prozess, 
zumal die afrikanische Mehrheitsbevölkerung 
in den drei Regionen im Sudan selbst als Min-
derheit diskriminiert und missachtet wird. 
Doch arabische oder arabisierte Nomaden 
bestehen darauf, dass ihre traditionellen Nut-
zungsrechte des Landes anerkannt werden 
müssen, da sie diese Regionen traditionell als 
Weideland genutzt haben, und dass ihre Inter-
essen und Rechte nicht missachtet werden dür-
fen. Besonders in der Region Abyei ist dies ein 
großes Streitthema, und jede gerechte Konflikt-
lösung in diesem Gebiet muss auch Regelungen 
für den Status dieser arabischen oder arabisier-
ten Nomaden umfassen, um langfristig Frieden 
zu schaffen.

Alle drei Gebietskonflikte dauern zumin-
dest unterschwellig bereits seit Jahrzehnten an, 
selbst wenn sie zum Teil erst in den letzten drei 
Jahren zu bewaffneten Auseinandersetzungen 
eskalierten. Die Konflikte gehen unter ande-
rem auf die willkürliche Grenzziehung in der 
Kolonialzeit zurück. Damals wurde weder auf 
ethnische noch auf religiöse oder sozialgeogra-
phische Gegebenheiten Rücksicht genommen. 
So wurden selbstverständlich Siedlungsgebiete 
ethnischer Gruppen durchschnitten und Wan-
dergebiete von Nomaden auf der Suche nach 
fruchtbarem Weideland oder Wasserstellen 
wahllos durchtrennt. Dies war nicht proble-
matisch, solange sich all das innerhalb eines 
einzigen Staates vollzog und die von Menschen 

Ignorierte Versprechen, gebrochene Verträge. 
Sudans marginalisierte Regionen fordern Rechte ein

Ulrich Delius
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gezogenen Grenzen der Bundesstaaten wenig 
Bedeutung für das Alltagsleben der Bewohner 
hatten. Mit der im Jahr 2005 eingeräumten Au-
tonomie des Südsudan und der staatlichen Un-
abhängigkeit dieser Region im Jahr 2011 wur-
den aber die neuen Staatsgrenzen nicht nur zu 
einem Politikum, sondern beschäftigten plötz-
lich auch ihre Bewohner. Denn nun waren die 
Grenzen nicht mehr nur eine lästige bürokrati-
sche Eigenheit, sondern Barrieren in Bezug auf 
Verwandtenbesuche, freie Beweglichkeit oder 
die Ausübung wirtschaftlicher Tätigkeiten.

Das Schicksal aller drei Gebiete ist eng ver-
bunden mit der Lage im Südsudan. So unter-
stützten viele Menschen aus den drei Regionen 
jahrzehntelang als bewaffnete Kämpfer die 
Freiheitsbewegung Sudan People’s Liberation 
Army (SPLA) im Südsudan oder bauten SPLA-
Einheiten in diesen Gebieten auf. Angesichts 
dieser langjährigen Unterstützung war die Ent-
täuschung unter den Menschen in Abyei, Süd-
Kordofan und Blauer Nil besonders groß, als 
sie feststellen mussten, dass der im Jahr 2005 
begonnene Friedensprozess zwischen dem Su-
dan und dem Südsudan zu ihren Lasten ging. 
Denn insbesondere unter den afrikanisch-
stämmigen Bewohnern dieser Regionen war 
immer erwartet worden, dass die afrikanischen 
Südsudanesen sich zu diesen überwiegend von 
afrikanischen Bevölkerungsgruppen bewohn-
ten Regionen bekennen und sich für deren An-
gliederung an den Südsudan einsetzen würden. 
Umso größer war die Enttäuschung der Afrika-
ner in den genannten Regionen, als sie während 
des Friedensprozesses zwischen Sudan und 
Südsudan feststellen mussten, dass die SPLA 
nicht konsequent für ihre Angliederung an den 
Südsudan kämpfte, sondern vornehmlich ihre 
eigenen Interessen in den Vordergrund stellte.

Zum Leidwesen ihrer Bewohner wurde die 
Zukunft der drei marginalisierten Regionen 
zur Verhandlungsmasse in einem langwieri-
gen Pokerspiel, bei dem die SPLA wenig Aner-
kennung und Respekt für die Verdienste ihrer 
Kämpfer in den drei vornehmlich afrikanisch 
geprägten Regionen zeigte. Denn im »Umfas-
senden Friedensabkommen« (CPA), das zwi-

schen der sudanesischen Regierung und der 
SPLA / SPLM im Januar 2005 unterzeichnet 
wurde, bilden die drei umstrittenen Regionen 
nur eine Randnotiz. Alle CPA-Formulierungen, 
die deren Zukunft umschreiben, sind äußerst 
vage und wenig verpflichtend. Somit können 
die drei marginalisierten Regionen Süd-Kordo-
fan, Blauer Nil und Abyei auch als die Verlie-
rer des Friedensprozesses zwischen Sudan und 
Südsudan bezeichnet werden. Viele in diesen 
Gebieten lebende Menschen fühlen sich von 
der SPLA und den Südsudanesen verlassen 
und sind enttäuscht und desillusioniert über 
das Verhalten ihrer afrikanischstämmigen Mit
bürger.

Sie empfinden sich auch als Bauernopfer 
im Ringen der internationalen Staatengemein-
schaft um Frieden zwischen Sudan und Süd
sudan. Sie werfen der internationalen Staaten-
gemeinschaft vor, ihre Schutzverantwortung zu 
ignorieren, um das schwierige Gleichgewicht 
zwischen den verfeindeten Staaten Sudan und 
Südsudan nicht zu beeinträchtigen. So setzt 
die Weltgemeinschaft noch nicht einmal einen 
freien humanitären Zugang zu den umkämpf-
ten Regionen in Süd-Kordofan und Blauer Nil 
durch, sondern belässt es bei folgenlosen Ap-
pellen des Weltsicherheitsrates, endlich Helfer 
in das Land zu lassen. Angesichts der drama-
tischen Lage der Zivilbevölkerung in beiden 
Konfliktregionen wiegt das Versagen der inter-
nationalen Staatengemeinschaft bei der Durch-
setzung des freien humanitären Zugangs zu der 
Zivilbevölkerung in den umkämpften Gebieten 
umso schwerer.

Doch die internationale Gemeinschaft hat 
schon viel früher versagt und mit ihrem Ver-
halten zu einer Eskalation der Gewalt in den 
drei Regionen beigetragen. Denn sie hat nichts 
für die Umsetzung von völkerrechtlich ver-
bindlichen Verträgen getan, in denen die Zu-
kunft dieser Regionen geregelt war. So igno-
rierte man das in den Protokollen zum CPA für 
Abyei geplante Referendum unter der lokalen 
Bevölkerung. Acht Jahre lang ließ man sich von 
der Regierung des Sudan mit immer neuen un-
realistischen Versprechen eines baldigen Refe-
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rendums hinhalten. Dabei war absehbar, dass 
die Volksabstimmung noch immer in ferner 
Zukunft lag, da viele der dafür benötigten In-
stitutionen von den sudanesischen Behörden 
nicht aufgebaut wurden. Groß war dann aber 
die Entrüstung der Afrikanischen Union und 
der Europäischen Union, als afrikanische Be-
wohner Abyeis am 31. Oktober 2013 eine Volks-
abstimmung unter ihren Landsleuten durch-
führten, um deutlich zu machen, wie viele in 
Abyei lebende afrikanischstämmige Bewohner 
sich einen Anschluss der Region an den Südsu-
dan wünschen. Natürlich war das Ergebnis des 
improvisierten Referendums nicht verbindlich, 
weil arabisierte oder arabischstämmige Be-
wohner nicht an der Abstimmung teilnahmen 
und weil die offiziell für die Region zu bilden-
den Institutionen noch nicht bestanden. Viele 
Bewohner Abyeis warfen der internationalen 
Staatengemeinschaft aber Scheinheiligkeit vor, 
da sie zwar schnell das Referendum verurteilte, 
jedoch jahrelang nichts dafür getan hatte, dass 
die Menschen – wie in den Verträgen vorgese-
hen – zu den Urnen gehen konnten, um über 
die Zukunft ihrer Region zu entscheiden.

Allen drei Gebieten ist gemeinsam, dass die 
Struktur ihrer Nutzer und Siedler sehr vielsei-
tig ist. Zu diesen Nutzern und Siedlern zählen 
nicht nur Afrikaner oder Araber, sondern wei-
tere sehr unterschiedliche ethnische Gruppen. 
Dies unterstreicht den Doppelcharakter des 
Sudan als arabisches und afrikanisches Land 
sowie als muslimischer und christlicher Staat.

Gemeinsam ist allen drei Regionen auch 
der Streit um Ressourcen. So verschärfen sich 
die Konflikte durch den Streit um fruchtbares 
Land für großflächigen landwirtschaftlichen 
Anbau, um Weideflächen und Wasserstellen 
oder um Öl, Gold und Chrom. Aber nicht nur 
der Reichtum an Bodenschätzen, sondern zum 
Teil auch der Mangel an Ressourcen vergrö-
ßert die Probleme. Eine Konfliktlösung in den 
drei umstrittenen Regionen hätte auch weitrei-
chende wirtschaftliche Folgen für die Staaten 
Südsudan und Sudan, deren Wirtschaft, Au-
ßenhandel und Staatsfinanzen entscheidend 

vom Profit aus dem Ölexport und vom Zugang 
zu großen landwirtschaftlichen Anbauflächen 
abhängig sind.

Wenig Hoffnung auf Frieden im 
Süd-Kordofan-Konflikt

In den vor allem von indigenen Nuba-Völkern 
bewohnten Nuba-Bergen Süd-Kordofans be-
finden sich die Kornkammern des Sudan. Zu-
gewanderte arabische oder arabisierte Sudane-
sen haben dort mit staatlicher Unterstützung 
seit den 70er-Jahren des letzten Jahrhunderts 
Großfarmen angelegt und die Landwirtschaft 
mechanisiert. Verstärkt durch die Dürren der 
80er-Jahre, führte die intensive Nutzung der 
Böden zur Zerstörung der Äcker. Zehntausen-
de Nuba verloren durch Landraub und Um-
weltzerstörung ihre wirtschaftliche Existenz-
grundlage. Ihr Landverlust und zunehmende 
Konflikte zwischen Bauern und Nomaden ha-
ben dazu geführt, dass sich immer mehr Nuba 
in Süd-Kordofan der Freiheitsbewegung SPLA /
SPLM anschlossen. Angesichts des wachsenden 
bewaffneten Widerstands von Nuba-Bauern 
fühlten sich viele arabische und arabisierte No-
maden bedrängt. Die sudanesische Regierung 
nutzte dies aus, indem sie bewaffnete Mili-
zen unter den Nomaden auf‌baute, die ab 1989 
in den paramilitärischen »Popular Defense 
Forces« (PDF) aufgingen. Als der Krieg in den 
90er-Jahren in Süd-Kordofan eskalierte, waren 
es vor allem die PDF, die mit ihrer Politik der 
verbrannten Erde entscheidend zum gewalt-
samen Tod von rund 500.000 Menschen bei-
trugen. Für die sudanesische Armee waren die 
PDF billige Helfer, da ihr einziger Lohn darin 
bestand, alles Geplünderte behalten zu dürfen.

Auch damals machte sich die sudanesische 
Regierung schon die ethnische Vielfalt in Süd-
Kordofan zunutze, um unterschiedliche Eth-
nien gegeneinander auszuspielen. So wurde 
der afrikanischstämmigen Zivilbevölkerung 
pauschal unterstellt, die SPLA zu unterstützen. 
Hunderttausende Zivilisten wurden darauf‌hin 
von den Behörden zwangsweise in sogenannte 
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»Friedenslager« gebracht, um sie von der SPLA 
abzuschotten und um noch rücksichtsloser 
Krieg führen zu können. Dies zog einen Ver-
nichtungskrieg gegen die Nuba nach sich, der 
die Züge eines Völkermordes zeigte. Systema-
tisch wurden hunderte Nuba-Dörfer zerstört 
und die Bewohner der Siedlungen vertrieben 
oder ermordet. Nuba-Intellektuelle wurden 
gezielt verfolgt und ermordet. Christliche Kir-
chen und islamische Moscheen wurden wahllos 
zerstört. Die sudanesische Regierung erklärte 
ihren Vernichtungskrieg zum »Heiligen Krieg 
gegen die Ungläubigen«, obwohl viele Nuba 
Muslime sind. Die traditionelle Nuba-Gesell-
schaft wurde systematisch zunichtegemacht.

Erst durch Vermittlung der Schweiz konn-
te im Jahr 2002 ein Waffenstillstand geschlos-
sen und das Morden beendet werden. Doch 
der Sudan war nicht bereit, der überwiegend 
von afrikanischen Gruppen bewohnten Region 
Süd-Kordofan Autonomierechte einzuräumen. 
Auch im »Umfassenden Friedensabkommen« 
(CPA) sprach man nur sehr vage von der Zu-
kunft Süd-Kordofans und erklärte, in »breiten 
Konsultationen mit der Bevölkerung« müsse 
über die zukünftige Form des Zusammenle-
bens entschieden werden.

Insbesondere die vorgesehenen Sicherheits-
bestimmungen wurden in den Folgejahren 
aber nur sehr sporadisch umgesetzt und bo-
ten immer wieder Anlass zum Streit zwischen 
den Nuba und den Behörden des Sudan. Zwar 
wurden – wie im CPA vorgesehen – »Verein-
te Truppenverbände« (Joint Integrated Units, 
JIU) geschaffen, in denen SPLA, Milizen und 
die sudanesische Armee vertreten waren, doch 
die verschiedenen Armeeteile kooperierten 
nicht, und das Misstrauen blieb unverändert 
groß. Auch die politische Lage besserte sich 
nicht, da die sudanesische Regierung mehr-
fach die in Süd-Kordofan angesetzten Wahlen 
verschob. Als dann auch noch im Mai 2011 der 
Kandidat der SPLM-North, der politischen Be-
wegung der SPLA, bei den Gouverneurswahlen 
ganz knapp dem Repräsentanten der sudane-
sischen Regierungspartei NCP unterlag, eska-
lierte die Lage vollends. Die SPLM-North warf 

den Behörden Wahlbetrug vor und war nicht 
bereit, das knappe Wahlergebnis zu akzeptie-
ren. Als zudem Ende Mai 2011 die sudanesische 
Armee den Abzug der SPLA-Truppen in den 
»Vereinten Truppenverbänden« in den Südsu-
dan forderte, wuchs sich der Streit zum offenen 
Krieg aus.

Bis Dezember 2013 sind mehr als eine Mil
lion Menschen vor dem Krieg in Süd-Kordofan 
und dem Blauen Nil geflohen. Mehr als 35.000 
haben im benachbarten Äthiopien Zuflucht 
gesucht, und 203.000 Flüchtlinge haben im 
Südsudan um Schutz gebeten. Ihre humanitäre 
Versorgung ist durch den Mitte Dezember 2013 
eskalierten Machtkampf zwischen Präsident 
Salva Kiir und seinem ehemaligen Vizepräsi-
denten Riek Machar massiv erschwert worden.

Besonders schwierig ist jedoch die humani-
täre Versorgung der rund 800.000 im Gebiet 
der SPLM-North lebenden Zivilisten. Sie kön-
nen über das von den sudanesischen Behörden 
kontrollierte Gebiet nicht erreicht werden, da 
der Sudan jede humanitäre Versorgung der 
Zivilbevölkerung in »feindlichem Gebiet« blo-
ckiert. So kann humanitäre Hilfe nur illegal 
über die »grüne Grenze« aus dem Südsudan 
geleistet werden – ein unhaltbarer Zustand 
angesichts der damit verbundenen Sicherheits
risiken, mengenmäßigen Beschränkungen und 
hohen Kosten. Seit mehr als zwei Jahren pro-
testieren der Weltsicherheitsrat, die Europä-
ische Union und die USA gegen die Blockade 
der humanitären Versorgung. Doch ihre verba-
len Proteste ignoriert die Regierung des Sudan 
oder reagiert mit immer neuen leeren Verspre-
chungen, die niemals umgesetzt wurden. Der 
Weltsicherheitsrat beließ es bei Ermahnungen 
und Erinnerungen. Dabei ist die systematische 
Verweigerung des humanitären Zugangs als 
schwerwiegende Verletzung des humanitären 
Völkerrechts und als Kriegsverbrechen anzuse-
hen. Das Versagen der internationalen Staaten-
gemeinschaft bei der Durchsetzung des freien 
humanitären Zugangs wiegt umso schwerer, als 
es ein Gradmesser für das Desinteresse der in-
ternationalen Gemeinschaft an einer nachhalti-
gen Lösung des Konflikts in Süd-Kordofan ist.
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Alle Konfliktparteien verüben schwerwie-
gende Menschenrechtsverletzungen. So wer-
den der sudanesischen Armee die gezielte Zer-
störung von Dörfern, die Bombardierung von 
Marktplätzen, der Beschuss von Kirchen, Mo-
scheen und Krankenstationen vorgeworfen. 
Willkürliche Verhaftungen von Zivilisten, Fol-
ter, Erschießungen und Vergeltungsaktionen 
gegen die Zivilbevölkerung schüren ein Klima 
der Angst und des Schreckens. Die Menschen-
rechtsverletzungen erinnern an die Politik des 
Völkermords, die der Sudan in den 90er-Jah-
ren in den Nuba-Bergen betrieb. Aber auch die 
SPLM-North nimmt wenig Rücksicht auf die 
Zivilbevölkerung. So wird insbesondere immer 
wieder die von der sudanesischen Armee kon
trollierte Stadt Kadugli in den Nuba-Bergen 
mit Granaten beschossen, obwohl sich zehn-
tausende Zivilisten in ihr befinden. Auch ver-
hinderte die SPLM-North Impf‌kampagnen für 
die lokale Bevölkerung.

Es gibt wenig Hoffnung auf eine baldige 
Lösung des Konflikts in Süd-Kordofan, denn 
beide Seiten vertreten in der Auseinanderset-
zung Maximalpositionen. So strebt die suda-
nesische Regierung nur eine militärische Lö-
sung des Konflikts an und will um jeden Preis 
die SPLM-North militärisch zerschlagen. Die 
SPLM-North hingegen beschränkt sich nicht 
auf Forderungen zum zukünftigen Status Süd-
Kordofans, sondern erklärt offen, nur ein Regi-
mewechsel in Khartum könne die Lage in der 
Region nachhaltig verbessern und dauerhaften 
Frieden bringen.

Auch von der internationalen Staatenge-
meinschaft kommen nur wenige Friedens
impulse. Angesichts der Spannungen zwischen 
Sudan und Südsudan ist für die Staatenge-
meinschaft der Süd-Kordofan-Konflikt immer 
zweitrangig gewesen. Dass sich in Süd-Kordo-
fan Muster anderer bewaffneter sudanesischer 
Konflikte wiederholen und dass es einer umfas-
senden Friedenslösung im Sudan bedarf statt 
eines neuen Separat-Friedens in Süd-Kordofan, 
ist der internationalen Staatengemeinschaft 
kaum zu vermitteln. Erschwerend kommt hin-
zu, dass das vom Sudan betriebene gezielte 

Vorgehen gegen Medien und Menschenrechts-
organisationen Wirkung zeigt, so dass es kaum 
Fotos und Berichte vom Leiden der Zivilbevöl-
kerung gibt. So gilt die Krise in Süd-Kordofan 
als einer der vergessenen Konflikte, und es gibt 
wenig Druck auf die internationale Staatenge-
meinschaft, einen wirksamen Schutz der Zivil-
bevölkerung durchzusetzen und einen dauer-
haften und gerechten Frieden zu erreichen.

Ignorierter Konflikt im Blauen Nil

Kaum ein Bürgerkrieg dürfte so unbekannt sein 
wie der 2011 ausgebrochene Konflikt in der Re-
gion Blauer Nil. Bis heute stehen die Auseinan-
dersetzungen in dem an der Grenze zu Äthio
pien gelegenen Bundesstaat im Schatten aller 
anderen bewaffneten Kämpfe im Sudan, dabei 
ähneln sich die Ursachen und Hintergründe. 
Insbesondere der Konflikt in Süd-Kordofan hat 
enorme Auswirkungen auf die Lage im Blauen 
Nil.

Auch in der Region Blauer Nil haben Land-
konflikte Auseinandersetzungen und Gewalt 
geschürt. So verloren mehrere zehntausend 
Menschen ihr Land, als der Roseires-Staudamm 
bis zum Jahr 2012 in verschiedenen Ausbaustu-
fen vergrößert wurde. Der Staudamm war zu-
nächst nur zur Bewässerung umliegender Fel-
der errichtet worden und wird inzwischen zur 
Stromproduktion nicht nur für den Blauen Nil 
genutzt, sondern auch für viele andere Regio-
nen des Sudans sowie für den Export.

Unter den Landkonflikten leiden besonders 
die indigenen Völker wie die Ingessena, Gumuz 
und Koma. Mit der Abschaffung der »Indige-
nen Verwaltungsverordnung« (Native Admi-
nistration Act) im Jahr 1971 nahmen ihnen die 
sudanesischen Behörden ihre traditionellen 
Landrechte und autonomen Verwaltungsrech-
te. Mit der 1970 verabschiedeten »Verordnung 
über nicht registriertes Land« (Unregistered 
Land Act) sicherten sich die sudanesischen Be-
hörden auch die Kontrolle über alles Land der 
indigenen Völker, das nicht offiziell registriert 
war. Dies war ein Großteil des Landes indige-
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ner Völker, da sie meist nicht über Möglichkei-
ten verfügten, Landeigentum offiziell eintragen 
zu lassen.

Auch Konflikte um den Abbau von Boden-
schätzen schürten Spannungen in der Region 
Blauer Nil. Denn mehrere tausend Menschen 
wurden für den Abbau von Chrom- und Gold-
vorkommen durch chinesische Unternehmen 
in den Ingessena-Bergen in den 80er-Jahren 
zwangsumgesiedelt und nur unzureichend 
entschädigt. Die Vertreibung und willkürliche 
Landenteignung verstärkten unter den indige-
nen Völkern im Blauen Nil noch das Gefühl 
der Marginalisierung und Ausgrenzung durch 
die sudanesischen Behörden in der Hauptstadt 
Khartum. Der Ressourcenabbau löste auch gro-
ße Umweltprobleme aus, da im Bergbau massiv 
Chemikalien eingesetzt werden. Auch nahmen 
aufgrund der Ausweitung des Bergbaus Land-
konflikte zwischen Bauern und Pastoralisten 
stark zu, weil sich Weideflächen und Ackerland 
spürbar verringerten. Auch ethnisch geprägte 
Auseinandersetzungen nahmen deutlich zu, da 
immer mehr arabische oder westafrikanische 
Nomaden in die Region kamen.

Vor dem Hintergrund der wachsenden Mar-
ginalisierung der indigenen Bevölkerung und 
der Ausbeutung von Ressourcen der Region 
im Interesse des sudanesischen Staates schlos-
sen sich 1985  /86 indigene Intellektuelle in der 
»Funj Union« zusammen, um ihre Forderung 
nach mehr Autonomie und Respektierung der 
Interessen der lokalen Bevölkerung zu unter-
streichen. Auch die SPLA fand mit ihrer Kri-
tik an der Vernachlässigung der betroffenen 
Regionen durch die sudanesischen Behörden 
immer mehr Gehör und Unterstützung. Um 
den wachsenden SPLA-Einfluss einzudämmen, 
bewaffnete die sudanesische Regierung arabi-
sche Nomaden und Islamisten. Die SPLA stell-
te Khartums Propagandisten als »Ungläubige« 
dar und rief zum »Heiligen Krieg« gegen die 
Andersgläubigen auf.

Die SPLA hatte im Blauen Nil mehr Proble-
me, Fuß zu fassen und eigene Kampfverbände 
aufzustellen. Als schließlich nach fast 20 Jahren 
des Kampfes der Bürgerkrieg endete und im 

Jahr 2004 das »Protokoll zur Lösung der Kon-
flikte in Süd-Kordofan und Blauer Nil« zwi-
schen der sudanesischen Regierung und der 
SPLA unterzeichnet wurde, das ein Jahr später 
auch in das »Umfassende Friedensabkommen« 
(CPA) aufgenommen wurde, fanden die For-
derungen der indigenen Völker im Blauen Nil 
keine Beachtung. Stattdessen wurde in dem 
Protokoll betont, dass der Blaue Nil Teil des 
(Nord-)Sudans sei. Auch unterlag die Region 
einer strikteren Verwaltung durch Khartum 
als der Südsudan und hatte weniger finanziel-
le Mittel zur eigenen Verwendung als die zu-
nächst autonome Region im Süden des Landes.

Während sich die SPLA bei der Verwaltung 
der Region pragmatisch und relativ problemlos 
mit der islamistischen sudanesischen Regie-
rungspartei NCP verständigte, gab es immer 
wieder Streit über die Auslegung von im CPA 
geregelten Sicherheitsfragen. Das CPA hatte 
festgelegt, dass sich die SPLA ganz aus der Re-
gion Blauer Nil zurückziehen und die sudanesi-
sche Armee ihre Truppenstärke auf Vorkriegs-
niveau reduzieren sollte. Für die »Vereinten 
Truppenverbände« (JIU) sollten sudanesische 
Armee und SPLA jeweils 3000 Kämpfer stellen. 
Doch die sudanesische Armee reduzierte nicht 
wie vereinbart ihre Truppenstärke, sondern 
erhöhte sie im Gegenteil. Bis zum Jahr 2010 
erreichte sie sogar das Dreifache des Vorkriegs-
niveaus. Zugleich baute Khartum Milizen auf 
und bewaffnete sie.

Als der Sudan im Mai 2011 den vollständi-
gen Rückzug der SPLA in den Südsudan und 
die Entwaffnung der »Vereinten Truppen-
verbände« verlangte, eskalierte die Situation. 
Auch der Ausbruch des Bürgerkriegs in Süd-
Kordofan im Juni 2011 schürte nochmals die 
Konflikte mit der Regierung in Khartum. Als 
ein zwischen der SPLM-North, dem Gouver-
neur vom Blauen Nil und einem führenden 
Vertreter der islamistischen NCP am 28. Juni 
2011 unterzeichneter Grundlagenvertrag von 
der sudanesischen Regierung zurückgewiesen 
und als nicht bindend bezeichnet wurde, kam 
es erneut zu einer Eskalation. Angriffe der su-
danesischen Armee auf die SPLM-North sowie 
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auf den Gouverneur des Blauen Nil führten so-
gleich zum Ausbruch eines neuen Bürgerkriegs 
zwischen SPLA und sudanesischer Armee. Bis 
heute dauern die bewaffneten Auseinanderset-
zungen an, zehntausende Menschen sind vor 
der Gewalt in die Nachbarstaaten geflohen. 
Der Konflikt im Blauen Nil findet international 
noch weniger Beachtung als der Bürgerkrieg in 
Süd-Kordofan, so dass die Hoffnung auf einen 
baldigen Friedensschluss noch geringer ist als 
in Süd-Kordofan.

Krieg um Öl und Weideland in Abyei

Seit mehr als 50 Jahren stellt Abyei einen Streit-
punkt zwischen Sudan und Südsudan dar. 
Konflikte in dem rund 10.500  Quadratmeter 
großen Gebiet werden durch den Reichtum 
an Öl und fruchtbarem Weideland verstärkt. 
Traditionell wurde das Land von den afrikani-
schen Nuba-Völkern besiedelt. Später wurden 
sie in die Nuba-Berge verdrängt, und afrikani-
sche Ngok Dinka ließen sich in der Region nie-
der. Aber auch arabische Misseriya-Nomaden 
nutzen das Land seit Generationen als Wei-
degrund. Je nach Saison ziehen sie durch das 
Gebiet auf der Suche nach frischem Weideland 
und Wasserstellen oder um Handel zu betrei-
ben. Rund ein Viertel der Ölförderung des Su-
dan und Südsudan kommt aus Abyei. Für beide 
Staaten sind die Profite aus der Ölförderung 
von herausragender Bedeutung, da sie mehr als 
90 Prozent der Exporterlöse ausmachen. Die 
enorme Bedeutung der Ölfelder in Abyei für 
die Volkswirtschaft beider Staaten erschwert 
eine Konfliktlösung.

Schon im Friedensabkommen zwischen 
südsudanesischen Freiheitsbewegungen und 
der sudanesischen Regierung, das im Jahr 1972 
in Addis Abeba unterzeichnet worden war, ver-
pflichteten sich die Vertragsparteien zur Orga-
nisation einer Volksabstimmung über die Zu-
kunft der umstrittenen Region. Noch 40 Jahre 
danach warten die Bürgerinnen und Bürger 
Abyeis auf eine Umsetzung dieser vertraglichen 
Bestimmung. Die Weigerung des damaligen 

sudanesischen Präsidenten Jaafar Numeiri, das 
zugesagte Referendum zu organisieren, war ei-
ner der Gründe, warum im Jahr 1983 erneut der 
Krieg zwischen Sudan und Südsudan ausbrach.

Auch in das »Umfassende Friedensabkom-
men« (CPA) zwischen dem Sudan und der 
SPLA / SPLM aus dem Jahr 2005 wurde das 
»Abyei-Protokoll« aufgenommen, in dem die 
Organisation einer Volksabstimmung in der 
umstrittenen Region fest zugesagt wurde. Auch 
sollte Abyei einen speziellen Verwaltungsstatus 
bekommen, bis die Bevölkerung in dem Re-
ferendum darüber entscheiden würde, ob sie 
zukünftig dem Südsudan oder (Nord-)Sudan 
zugehören will. Die Volksabstimmung sollte 
möglichst zeitgleich mit dem Referendum über 
die Zukunft des Südsudan stattfinden, das für 
den Januar 2011 geplant war.

Während die Südsudanesen zu den Wahl-
urnen gehen konnten, gab es in Abyei immer 
neue Verzögerungen, weil die sudanesische 
Regierung nicht die Institutionen und Voraus-
setzungen schuf, die für die Abhaltung einer 
glaubwürdigen Volksabstimmung erforderlich 
waren. Auch musste der Termin für das Re-
ferendum mehrfach verschoben werden, weil 
man keine Einigung über den Kreis der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer an der Abstim-
mung erzielte. So wollen viele afrikanische Be-
wohner Abyeis den arabischen Misseriya keine 
Bürgerrechte einräumen, obwohl auch sie seit 
Generationen das Land in Abyei wirtschaftlich 
nutzen.

Immer wieder gab es Streit um die Grenz-
ziehung zwischen Abyei, Sudan und Südsu-
dan. Zwar wurde, wie im CPA vorgesehen, eine 
Kommission gebildet, um die Grenzen endgül-
tig festzulegen, doch die sudanesische Regie-
rung erkannte die Empfehlungen der Kommis-
sion nicht an. Als es in den Jahren 2007 und 
2008 zu bewaffneten Grenzkonflikten zwischen 
der sudanesischen Armee und der SPLA kam, 
flohen 25.000 Menschen vor der Gewalt. Um 
die Kämpfe zu beenden, einigten sich die Kon-
fliktparteien darauf, einen Schiedsspruch zur 
Grenzziehung einzuholen. So empfahl der Per-
manente Schiedsgerichtshof in Den Haag im 
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Jahr 2009 eine neue Grenzziehung. Doch der 
erhoffte Frieden blieb aus, auch diese Grenzen 
blieben umstritten, weil sie den Südsudan von 
Ölfeldern in Heglig abschneiden.

Im Mai 2011 marschierten die sudanesische 
Armee und verbündete Milizen in Abyei ein 
und zerstörten viele Häuser. Mehr als 110.000 
Ngok Dinka flohen darauf‌hin aus der Region, 
die meisten sind bis heute nicht zurückgekehrt. 
Auf Druck der internationalen Staatengemein-
schaft wurde im Juni 2011 ein neues Abyei-
Abkommen unterzeichnet und vereinbart, dass 
äthiopische UN-Soldaten den Frieden sichern 
sollen.

Die Afrikanische Union schlug vonseiten ih-
res »African Union High Level Implementation 
Panel on Sudan« (AUHIP) vor, im Oktober 2013 
das Referendum in Abyei zu organisieren. Zwar 
wurde der Vorschlag vom Südsudan akzeptiert, 
aber nicht von der Regierung des Sudan. So be-
schlossen die Ngok Dinka, auf eigene Initiative 
eine Volksabstimmung über die Zukunft Aby-
eis am 31. Oktober 2013 zu organisieren. Den 
Ngok Dinka war bewusst, dass das Referendum 
von der internationalen Staatengemeinschaft 
nicht anerkannt werden würde, weil nur sie er-
klärt hatten, an der Abstimmung teilnehmen zu 
wollen. Doch die Ngok Dinka hatten das Ziel, 
angesichts der vielen gebrochenen Versprechen 
und Verträge ein Zeichen zu setzen, um deut-
lich zu machen, dass sie nicht unendlich viel 
Geduld haben. Mit überwältigender Mehrheit 
sprachen sich die Ngok Dinka für eine Inte
gration Abyeis in den Südsudan aus. Doch der 
Weltsicherheitsrat, die Afrikanische Union und 
die Europäische Union verurteilten das Refe-

rendum als voreilig, weil nicht die Institutionen 
und Voraussetzungen geschaffen worden seien, 
um eine für alle Bevölkerungsgruppen faire 
Volksabstimmung durchzuführen. Auch die 
SPLM und die Regierung des Südsudan distan-
zierten sich offiziell von dem Referendum, aber 
unter der Bevölkerung des Südsudan gab es viel 
Sympathie für die Initiative der Ngok Dinka. 
Doch fast hätte das einseitig ausgerufene Refe-
rendum noch einen neuen Krieg in Abyei aus-
gelöst, da die Misseriya über die Initiative der 
Ngok Dinka erbost waren und den Ausverkauf 
ihrer Interessen befürchteten.

Bei der Suche nach einer Lösung des Abyei-
Konflikts müssen die Interessen aller Betroffe-
nen in der so lange von Khartum vernachläs-
sigten Region berücksichtigt werden. Denn 
sowohl für die Ngok Dinka als auch für die 
Misseriya ist es eine Frage des Überlebens, dass 
ihre wirtschaftliche Existenzgrundlage nicht 
gefährdet wird. Nicht nur für Abyei, sondern 
für das gesamte Gebiet zwischen Sudan und 
Südsudan gilt, dass nur eine »weiche«, durch-
lässige Grenze langfristig die Spannungen 
zwischen den Bevölkerungsgruppen abbauen 
kann. Doch sowohl der Sudan als auch der 
Südsudan sehen sich in ihrer Existenz bedroht 
und bestehen auf »sicheren« Grenzen. Für die 
drei vernachlässigten Regionen ist dies eine fa-
tale Entwicklung, da so ein dauerhafter Frieden 
in weite Ferne rückt. Ein nachhaltiger Frieden 
müsste alle umstrittenen Regionen umfassen, 
doch die internationale Staatengemeinschaft ist 
von einem solchen inklusiven Ansatz noch weit 
entfernt und favorisiert Separatfrieden in den 
Bürgerkriegsregionen des Sudan.
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Mit großer Euphorie hat Südsudan im Jahr 2011 
nach jahrzehntelangem Kampf seinen Start in 
die Unabhängigkeit als jüngster Staat der Welt 
und 54. Staat auf dem afrikanischen Kontinent 
gefeiert. Dabei war schon weit vor der Staats-
gründung absehbar, dass dem ostafrikanischen 
Land auch nach dem Ende der Herrschaft 
Khartums kein einfacher Weg bevorstehen 
würde. Der Bürgerkrieg mit dem Norden hat-
te die vorhandene Infrastruktur stark in Mit-
leidenschaft gezogen und die Vernachlässigung 
durch Khartum den Auf‌bau neuer Infrastruk-
tur verhindert. Verwaltungsstrukturen waren 
zu Beginn der Unabhängigkeit kaum existent, 
und obwohl das Land zu einem der fruchtbars-
ten der Erde zählt, war und ist die Bevölkerung 
akut von Hunger bedroht. Hinzu kam das Pro-
blem der Reintegration von Flüchtlingen und 
ehemaligen Soldaten in ein geordnetes ziviles 
Leben.

Vor diesem Hintergrund war es offensicht-
lich, dass das Projekt der südsudanesischen 
Staatsgründung nur mit massiver Unterstüt-
zung der internationalen Gemeinschaft zum 
Erfolg geführt werden konnte. Entsprechend 
engagieren sich bis heute viele westliche Geber 
in dem neu gegründeten Staat, allen voran die 
USA und die skandinavischen Staaten, die als 
die Paten der Unabhängigkeit Südsudans gel-
ten. Obwohl Deutschland die bilaterale Ent-
wicklungszusammenarbeit mit Sudan auf der 
Grundlage eines Beschlusses des Deutschen 

Bundestages 1989 suspendiert hatte, beteiligte 
sich die Bundesrepublik bereits 2005, also noch 
vor der Unabhängigkeit, am (Wieder-)Auf‌bau 
des Südens. Mit dieser Entscheidung sollte 
die Unterzeichnung des Comprehensive Peace 
Agreement gewürdigt werden, und es sollten 
den Konfliktparteien in Sudan die praktischen 
Vorteile einer friedlichen Konfliktbeilegung 
deutlich vorgeführt werden. Seit der Unab-
hängigkeit zählt Südsudan zu den weltweit 50 
Partnerländern der deutschen Entwicklungs-
zusammenarbeit.

Diese Zusammenarbeit in Südsudan ist von 
Anfang an mit einer ganzen Reihe von Her-
ausforderungen konfrontiert und unterschei-
det sich von der Zusammenarbeit mit anderen 
Partnerländern zum Teil deutlich. Die süd
sudanesische Gesellschaft und ihre Entwick-
lungsperspektiven sind nach wie vor stark von 
den Folgen des Konflikts zwischen Nord- und 
Südsudan geprägt. Wirtschaftliche und soziale 
Menschenrechte werden angesichts extremer 
Armut sowie fehlender sozialer Basisdienstleis-
tungen und staatlicher Verwaltungsstrukturen 
größtenteils nicht geachtet. Während des Un-
abhängigkeitskampfes wurde die ohnehin nur 
in geringem Maße vorhandene Infrastruktur 
des Südens vernachlässigt bzw. durch Kampf-
‌handlungen zerstört. Die Reintegration von 
Flüchtlingen, insbesondere von Frauen und 
Mädchen, die Opfer sexueller Gewalt wurden, 
sowie von Kombattantinnen und Kombattan-

Der deutsche Beitrag zur wirtschaftlichen und politischen 
Entwicklung in Südsudan

Philipp Rock
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ten und die Demobilisierung weiterhin aktiver 
Milizen stellen den südsudanesischen Staat 
vor eine große Herausforderung. Die Kosten 
des überdimensionierten Sicherheitsappara-
tes schränken die Möglichkeiten des Staates, 
in Infrastruktur und soziale Dienstleistungen 
zu investieren, deutlich ein (50  Prozent des 
Bundeshaushaltes 2013 /14 sind für die Armee 
und andere Sicherheitsdienste eingeplant). Die 
wechselseitige Unterstützung von jeweils im 
Nachbarland agierenden bewaffneten Gruppen 
durch Sudan und Südsudan stellt zudem eine 
anhaltende Belastung für die Beziehungen der 
beiden Staaten zueinander dar. Aufgrund der 
diversen Streitigkeiten zwischen Südsudan und 
Sudan hatte der Süden Anfang 2012 die Förde-
rung von Erdöl eingestellt, das ausschließlich 
über Pipelines durch Sudan zu den Absatz-
märkten transportiert werden kann. Infolge ei-
nes Abkommens vom September 2012 wurden 
Antworten auf eine Reihe weiterer bilateraler 
Streitfragen (z. B. Fragen der Grenzziehung, 
Auf‌teilung von Einnahmen aus der Erdölför-
derung, Bildung einer entmilitarisierten Zone 
entlang der gemeinsamen Grenze) gefunden, 
die schließlich in Südsudan eine Wiederauf-
nahme der Erdölförderung möglich machten. 
Die aus der Unterbrechung der Erdöllieferun-
gen resultierenden Einnahmeausfälle (während 
des Öllieferstopps fielen 98  Prozent der süd
sudanesischen Staatseinnahmen weg, und die 
Wirtschaftsleistung des Landes halbierte sich) 
haben aber nachhaltige Auswirkungen auf 
staatliche Investitionen, die für die Entwick-
lung des Landes entscheidend sind. Noch heute 
ist ein beträchtlicher Teil des Staatshaushaltes 
für die Bedienung von Krediten zur Überbrü-
ckung des Einnahmeausfalls reserviert. Die 
Wahrscheinlichkeit einer Rückkehr zu einem 
offenen Krieg zwischen Sudan und Südsudan 
ist zwar nicht sehr hoch, neuerliche Ausein-
andersetzungen in der Grenzregion zwischen 
beiden Staaten, die ihrerseits neue Flüchtlings-
bewegungen auslösen können, sind allerdings 
nicht auszuschließen.

Südsudan ist eine in zehn Gliedstaaten orga-
nisierte Präsidialrepublik. Die letzten Wahlen 

fanden 2010 statt, wobei es zu Unregelmäßig-
keiten kam. Die nächsten Wahlen sind nach 
der geltenden Übergangsverfassung erst wie-
der für 2015 vorgesehen, wobei allerdings mo-
mentan nicht sicher ist, ob Südsudan rechtzei-
tig die technischen Voraussetzungen (Zensus, 
Wählerregistrierung) für die Durchführung 
der Wahlen schaffen kann. Die Politik Süd
sudans wird seit den Zeiten des Unabhängig-
keitskampfes von der Sudan People Liberation 
Movement (SPLM) dominiert. Eine effektive 
politische Opposition in Form von organisier-
ten Parteien existiert nur in Ansätzen. Auf-
grund der auf allen Ebenen außerordentlich 
schwach ausgeprägten staatlichen Institutionen 
sind die SPLM und die Armee die einzigen In-
stitutionen in Südsudan, die in der Lage sind, 
effektiv staatliche Autorität auszuüben.

In der Übergangsverfassung von 2011 sind 
die Gewaltenteilung, die wesentlichen politi-
schen und bürgerlichen sowie wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Rechte festgehalten. 
In der Praxis werden Menschenrechte aber oft 
missachtet. Grund dafür ist ein qualitativ wie 
quantitativ unzureichender Verwaltungsappa
rat sowie das Fehlen zuverlässiger und an 
rechtsstaatlichen Standards orientierter Sicher-
heitskräfte. Menschenrechtsverletzungen und 
die Anwendung exzessiver Gewalt durch staat-
liche Organe gehören daher zum Alltag. Durch 
die fehlende Ratifikation der Menschenrechts-
verträge ist es für die Bevölkerung schwer, ihre 
Rechte effektiv einzufordern. Auch nichtstaatli-
che Akteure (Rebellengruppen, kriminelle Ban-
den, Viehdiebe) verüben regelmäßig Gewaltta-
ten, die sich oft an interethnischen Konflikten 
entzünden. Insbesondere durch den Konflikt 
vertriebene Frauen und Kinder sind einem 
hohen Risiko ausgesetzt, von Streitkräften »be-
schlagnahmt« und verkauft zu werden. Frauen 
werden damit häufig Opfer von Zwangsheirat, 
Menschenhandel, Zwangsarbeit und sexueller 
Ausbeutung.

Bei der Suche nach wirtschaftlicher Diver-
sifizierung setzt Südsudan stark auf die Land-
wirtschaft. Der Großteil der landwirtschaftlich 
nutzbaren Fläche in Südsudan wird gegen-
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wärtig nicht genutzt, und auch die genutzten 
Flächen werden oftmals nur mit einfachen 
Mitteln bewirtschaftet und dienen häufig al-
lein der Subsistenzwirtschaft. Daraus resultiert 
eine teils katastrophale Ernährungssituation. 
(Ein Drittel aller Kinder unter fünf Jahren in 
Südsudan ist untergewichtig.) Daraus ergibt 
sich aber auch ein großes Wachstumspotential 
für den Landwirtschaftssektor in Südsudan, 
der einerseits direkt zur Ernährungssicherung 
beitragen kann, andererseits aber auch zu ei-
ner Exportbranche werden könnte. Von großer 
wirtschaftlicher Bedeutung für Südsudan ist 
die Ausbeutung fossiler Rohstoffe; 98  Prozent 
der Staatseinnahmen stammten vor dem För-
derstopp Anfang 2012 aus der Ölförderung. Al-
lerdings ist unklar, wie groß die Erdölvorkom-
men in Südsudan wirklich sind. Große Teile 
der möglichen Förderregionen wurden noch 
nicht abschließend untersucht. Bisherige Ein-
schätzungen gehen davon aus, dass die Ölför-
derung in Südsudan bereits ihren Höhepunkt 
überschritten hat und dass die Fördermengen 
ab dem kommenden Jahrzehnt rückläufig sein 
werden. Eine Alternative zum Öl könnte die 
Förderung mineralischer Rohstoffe sein. Es 
wird davon ausgegangen, dass das Land große 
Vorkommen an verschiedenen Erzen und Me-
tallen hat, die aber bislang kaum erkundet und 
erschlossen sind. Allerdings wird bereits heute 
im Kleinbergbau jährlich Gold im Wert von 
mehreren hundert Millionen Euro abgebaut.

Bei der Ausbeutung der südsudanesischen 
Ölvorkommen besteht das Problem, dass die 
einzige Pipeline, über die gegenwärtig ein Ab-
transport des Öls möglich ist, durch Sudan ver-
läuft. Zwar existieren Pläne für die Schaffung 
alternativer Routen zum Abtransport des Öls 
entweder über Äthiopien nach Dschibuti oder 
zu einem Hafen an der kenianischen Küste. 
Aufgrund der hohen Investitionskosten ist die 
Realisierbarkeit einer dieser Alternativrouten 
aber zweifelhaft.

Südsudan ist eines der ärmsten Länder der 
Welt, hat dabei aber aufgrund seines Ressour-
cenreichtums grundsätzlich gute Chancen für 
eine nachhaltige wirtschaftliche und soziale 

Entwicklung. Um eine solche Entwicklung zu 
ermöglichen, ist eine Beilegung der Konflikte 
innerhalb Südsudans sowie der Streitigkeiten 
mit Sudan notwendig. Des Weiteren sind ein 
forcierter Auf‌bau und eine Qualifizierung der 
südsudanesischen Verwaltung auf allen Ebe-
nen, eine effektive Korruptionsbekämpfung, 
Verbesserungen hin zu einer stärker inklusiven 
und demokratischen Regierungsführung sowie 
ein Ausbau der Infrastruktur unumgänglich, 
damit das Land in die Lage versetzt wird, seine 
Ressourcen optimal zu nutzen und die daraus 
entstehenden Gewinne zum Nutzen der Bevöl-
kerung einzusetzen.

Deutschland hat die bilaterale staatliche 
Entwicklungszusammenarbeit mit Südsudan 
nach dem Abschluss des Comprehensive Peace 
Agreement zwischen Juba und Khartum im 
Jahr 2005 wieder aufgenommen und seither 
die Unterstützung der südsudanesischen Re-
gierung beim Staatsauf‌bau insbesondere in 
den Schwerpunktsektoren »Entwicklung des 
städtischen Wasser- und Sanitärsektors« und 
»Verwaltungsreform und Dezentralisierung« 
ausgebaut. Seit den Regierungsverhandlungen 
im Juli 2013 zählt auch der Sektor Landwirt-
schaft und die ländliche Entwicklung zu den 
Schwerpunkten der deutschen Entwicklungs-
zusammenarbeit. Seit der Wiederaufnahme 
der Entwicklungszusammenarbeit wurden für 
die folgenden bilateralen Programme bislang 
über 55 Mio. Euro neu zugesagt:
–	 Entwicklung des städtischen Wasser- und 

Sanitärsektors in Südsudan (2009–2015: 27,5 
Mio. Euro),

–	 Unterstützung der Verwaltungsreform und 
Dezentralisierung in Südsudan (2007–2015: 
19,15 Mio. Euro),

–	 Unterstützung der Ernährungssicherheit 
und einer nachhaltigen Landwirtschaft 
(2011–2015: 8,55 Mio. Euro).

Zusätzlich wurden 2006 aus Altmitteln 10 
Mio. Euro als Beitrag zum Multi-Donor Trust 
Fund Südsudan reprogrammiert. Außerdem 
ist Deutschland stark mit Mitteln der ent-
wicklungsfördernden und strukturbildenden 
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Übergangshilfe (ESÜH) in Südsudan engagiert, 
die ein Bindeglied zwischen der humanitären 
Nothilfe und der langfristig ausgerichteten 
Entwicklungszusammenarbeit bilden soll. Vor 
allem im Landwirtschaftsbereich ergeben sich 
gute Anknüpfungen zwischen ESÜH-Vorha-
ben und dem Länderprogramm, die künftig 
auch für die geplante regionale Ausweitung des 
Landwirtschaftsprogramms genutzt werden 
können.

Die südsudanesisch-deutsche Entwicklungszu-
sammenarbeit wird vom Partnerland geschätzt 
und hat in allen Schwerpunktsektoren bereits 
greif‌bare Erfolge erzielt. Gleichwohl hat sich 
gezeigt, dass aufgrund der besonderen Situa-
tion in einem Land, das sich in jeglicher Hin-
sicht in einer Gründungsphase befindet und in 
dem politische und wirtschaftliche Strukturen 
von Grund auf neu aufgebaut werden müssen, 
ein besonderes Maß an Flexibilität in der Pro-
grammumsetzung erforderlich ist und auch ein 
Nachsteuern hinsichtlich der Ziele und Instru-
mente jederzeit möglich sein muss.

Deutschland leistet mit einem Anteil von 
circa 20  Prozent einen maßgeblichen Beitrag 
zum Europäischen Entwicklungsfonds (EEF). 
Im Sommer 2013 hat die Europäische Union 
einen sogenannten State Building Contract für 
Südsudan beschlossen, der mit einem Volumen 
von 85 Mio. Euro aus dem EEF finanziert wird. 
Der State Building Contract soll hauptsäch-
lich die Erbringung sozialer Dienstleistungen 
finanzieren, enthält aber auch Elemente zur 
Korruptionsbekämpfung und zur Verbesse-
rung der Kontrolle der öffentlichen Finanzen 
in Südsudan.

Schwerpunkte des deutschen Beitrags

Der Schwerpunkt der deutschen Entwicklungs-
zusammenarbeit mit Südsudan liegt in den Be-
reichen Wasser- und Sanitärversorgung, Ver-
waltungsreform und Dezentralisierung sowie 
ländliche Entwicklung. Diese Schwerpunkte 
stehen im Einklang mit dem Entwicklungsplan 

Südsudans und insbesondere den Schwerpunk-
ten der South Sudan Development Initiative. 
Daher werden diese Schwerpunkte auch bei 
künftigen Planungen beibehalten.

Die Zusammenarbeit in den Schwerpunkten 
wird im Rahmen der EU Single Country Strate-
gy eng mit anderen europäischen Gebern abge-
stimmt. Südsudan ist ein Pilotland für das EU 
Joint Programming zur besseren Koordination 
der Entwicklungszusammenarbeit der einzel-
nen EU-Staaten und der EU-Kommission. Im 
Rahmen des Joint Programming werden regel-
mäßig Strategiepapiere entworfen, die die Zu-
sammenarbeit der einzelnen Geber leiten. Die 
konkrete Arbeit vor Ort wird in thematischen 
Arbeitsgruppen zwischen den europäischen 
Gebern abgestimmt.

Deutschland hat sich als Koordinator in der 
Arbeitsgruppe für den Wassersektor insbeson-
dere bei der Erstellung des Kapitels für diesen 
Sektor in der EU Single Country Strategy ein-
gebracht. Der deutsche Ansatz, im städtischen 
Bereich eigenständige lokale Wasserversorger 
aufzubauen, garantiert bis zu einem gewissen 
Grad Unabhängigkeit von Investitionen des 
Zentralstaates in diesem Bereich, die aufgrund 
der Haushaltslage massiven Kürzungen unter-
liegen.

Entwicklung des städtischen Wasser- und 
Sanitärsektors

Nach einem jahrzehntelangen Bürgerkrieg sind 
große Teile der Infrastruktur Südsudans zer-
stört oder funktionieren nur unzureichend, so 
dass die Grundversorgung mit Wasser und Sa-
nitäranlagen nur sehr mangelhaft gegeben ist. 
Nur 34 Prozent aller Südsudanesen haben Zu-
gang zu auf‌bereitetem Trinkwasser und ledig-
lich 15 Prozent Zugang zu adäquaten sanitären 
Einrichtungen. Besonders die armen Bevölke-
rungsgruppen in den Städten nutzen deswegen 
nicht-auf‌bereitetes Wasser für den täglichen 
Bedarf zum Waschen, Kochen und Trinken. 
Wasserinduzierte Krankheiten wie Bilharziose, 
Cholera und Durchfall treten sehr häufig auf, 
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und besonders Kleinkinder sterben an diesen 
Krankheiten. Der Auf‌bau des Wassersektors 
(WASH) ist daher eine der Prioritäten des Ent-
wicklungsplans Südsudans und der EU Single 
Country Strategy. Aufgrund einer vereinbarten 
Arbeitsteilung im Rahmen des EU Joint Pro-
gramming konzentriert sich der deutsche Bei-
trag in diesem Bereich auf den WASH-Sektor 
der Städte Südsudans. Das von Deutschland 
gesteuerte Projekt erhält dabei auch finanzielle 
Beiträge Frankreichs und Finnlands.

Südsudan benötigt Hilfe auf der techni-
schen, rechtlichen und wirtschaftlichen Ebene, 
um eine effektive Wasserver- und -entsorgung 
aufzubauen. Die deutsche Entwicklungszusam-
menarbeit fördert daher Pilotprojekte auf lo-
kaler Ebene, mit denen der praktische Auf‌bau 
einer Wasserver- und ‑entsorgung umgesetzt 
und Preismodelle für die Wasserversorgung er-
probt werden können. Darüber hinaus ist mit 
deutscher Hilfe ein nationales Wassergesetz 
entworfen worden, das den regulatorischen 
Rahmen für den Wassersektor in Südsudan 
setzt. Das Projekt hat erreicht, dass die Bewoh-
ner der Stadt Yei über Wasserkioske täglich 
mit 90 Kubikmetern auf‌bereitetem Wasser 
versorgt werden können und dass die Schulen 
der Stadt über funktionierende Latrinen ver-
fügen. Nach der erfolgreichen Durchführung 
des Pilotprojekts in Bor werden nunmehr die 
Städte Yambio, Rumbek und Bor in das Projekt 
mit einbezogen. Nach dem Auf‌bau von Was-
serversorgern in den Projektstädten wird der 
deutsche Beitrag vor allem darauf abzielen, In-
vestitionen in die Infrastruktur zu fördern und 
flankierend Maßnahmen im Bereich der Hy
gieneerziehung durchzuführen.

Sektor Governance

Südsudan ist als ein föderaler Bundesstaat ver-
fasst. Allerdings gibt es außerhalb der Haupt-
stadt Juba kaum Verwaltungsstrukturen, die für 
die Umsetzung der Gesetzgebung sorgen und 
Dienstleistungen für die Bürger anbieten könn-
ten. Es kommt hinzu, dass vor dem Hinter-

grund der Neugründung des südsudanesischen 
Staates ein Rechtsrahmen für das Handeln der 
Verwaltung und für zentrale staatliche Aufga-
ben auf allen Ebenen erst noch geschaffen wer-
den muss. Der südsudanesische Entwicklungs-
plan fordert daher für den Sektor »Öffentliche 
Verwaltung« den Auf‌bau einer starken öffentli-
chen Verwaltung, eine verbesserte Koordinati-
on zwischen den einzelnen Regierungsebenen 
und die Stärkung von Aufsichtsmechanismen, 
die die Kontrolle staatlicher Gewalt und staatli-
chen Verwaltungshandelns ermöglichen. Dar
über hinaus soll im Sektor »Gute Regierungs-
führung« die Korruption bekämpft und eine 
effiziente Verwendung staatlicher Ressourcen 
sichergestellt werden.

Damit sollen auch eine Förderung und Stär-
kung der Demokratie in Südsudan erreicht 
werden. Der Sektor Governance wird nicht von 
der EU Single Country Strategy abgedeckt, das 
Papier erkennt aber die Wichtigkeit dieses Sek-
tors an und sichert Südsudan das Engagement 
der EU in diesem Bereich zu.

Um den Auf‌bau effektiver Verwaltungs-
strukturen zu fördern, unterstützt die deutsche 
Entwicklungszusammenarbeit in einem bereits 
2007 gestarteten Programm bis 2017 Projekte 
zur Ausbildung von Verwaltungsbeamten und 
zur Formulierung von verfassungs- und ver-
waltungsrechtlichen Vorschriften. Zu den bis-
her erzielten Erfolgen in diesem Bereich gehö-
ren die Verabschiedung eines Local Government 
Act und die Ausbildung lokaler Verwaltungsbe-
amter in allen Bundesländern Südsudans. Diese 
Arbeit wird auch in den nächsten Jahren fort-
gesetzt werden, wobei die unsichere Einkom-
menssituation des südsudanesischen Staates 
weitere Planungen hinsichtlich des Aufwuchses 
und der Qualifizierung des Verwaltungsappa-
rates auf allen Verwaltungsebenen erschwert. 
Dabei wird die deutsche Entwicklungszusam-
menarbeit Südsudan auch beim Entwurf einer 
neuen Verfassung beraten, insbesondere hin-
sichtlich der Kompetenzverteilung zwischen 
den verschiedenen staatlichen Ebenen.

Beim Capacity Building im Verwaltungssek-
tor wird besonders darauf geachtet, dass ein 
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angemessener Anteil der Plätze für Aus- und 
Weiterbildungen Frauen zur Verfügung gestellt 
wird, um den momentan noch geringen An-
teil weiblicher Beschäftigter in der öffentlichen 
Verwaltung zu erhöhen.

Ergänzend zum bilateralen Governance-
Programm wird die deutsche Entwicklungs-
zusammenarbeit im Rahmen der Globalen 
entwicklungspolitischen Rohstoff‌initiative Un-
terstützung bei der Umsetzung der gesetzli-
chen Vorschriften für den Abbau mineralischer 
Rohstoffe in Südsudan leisten. Damit soll auch 
dem südsudanesischen Staat geholfen werden, 
in diesem Bereich umfangreiche Einnahmen zu 
generieren.

Sektor »Ländliche Entwicklung«

Südsudan verfügt über exzellente Vorausset-
zungen für die Landwirtschaft und war in der 
Vergangenheit als Exporteur z. B. von Baum-
wolle bekannt. Trotzdem ist knapp die Hälf-
te der Bevölkerung heute akut von Hunger 
bedroht, und ein Großteil der kultivierbaren 
Flächen Südsudans wird nicht genutzt, was 
dazu führt, dass Südsudan Grundnahrungs-
mittel importieren muss. Es kommt hinzu, dass 
der Mangel an Transport- und anderer Infra-
struktur den Marktzugang sowohl für Produ-
zenten als auch Konsumenten erschwert und 
Transport, Lagerung sowie Weiterverarbeitung 
von Nahrungsmitteln beeinträchtigt oder un-
möglich macht. Eine quantitative und qualitati-
ve Verbesserung der landwirtschaftlichen Pro-
duktion ist deshalb dringend notwendig, auch 
um Alternativen zu den Einkommen aus dem 
Ölsektor zu schaffen. Dieses Ziel wird sowohl 
vom südsudanesischen Entwicklungsplan als 
auch in der EU Single Country Strategy als prio-
ritär identifiziert.

Zur Unterstützung dieses Zieles finanziert 
Deutschland Vorhaben zur Ernährungssicher
heit und zur ländlichen Entwicklung. Die Be-
mühungen, die sich bislang auf den Süden 
Südsudans konzentrierten, sollen eine Steige-
rung der Wertschöpfung in der Landwirtschaft 

mithilfe des Value-Chain-Ansatzes bewirken, 
der Anreize zur Weiterverarbeitung land-
wirtschaftlicher Produkte und einen besseren 
Marktzugang unterstützt. Im Einklang mit dem 
Konzept der EU Single Country Strategy stehen 
dabei Beratungsleistungen zum Auf‌bau von 
Human Capacity im Landwirtschaftsbereich im 
Vordergrund, die ergänzt werden durch kleine-
re Maßnahmen zur Förderung der Infrastruk-
tur. Ein wichtiges Ziel ist es dabei, dass auch 
Frauen und junge Menschen gleichberechtigt 
an Entscheidungsprozessen, z. B. hinsichtlich 
Vermarktung und Verkauf der Produkte, par-
tizipieren. Zurzeit wird die Ausweitung des 
Programms auf die Regionen Bahr el-Ghazal 
und Warrap vorbereitet, die zusätzlichen Kos-
ten dafür werden von Großbritannien mitge-
tragen. In der neuen Projektphase im Norden 
Südsudans wird die deutsche Entwicklungs-
zusammenarbeit zudem die Problematik von 
Landnutzungsrechten ansprechen und einen 
besonderen Beitrag zur Reintegration von 
rückkehrenden Flüchtlingen leisten.

Südsudan steht auch in den nächsten Jahren 
vor großen Herausforderungen. Zu diesen zäh-
len insbesondere die für 2015 geplanten natio-
nalen Wahlen sowie die Verabschiedung einer 
neuen Verfassung – beides wichtige Prüfsteine 
für den Entwicklungsstand der jungen Demo-
kratie in dem Land. Auch wird es in den nächs-
ten Monaten wichtige Prozesse für die weitere 
Entwicklung der Koordinierung der Geber 
untereinander und zwischen den Gebern und 
der südsudanesischen Regierung geben. Hier 
sind die Neufassung der EU Single Country 
Strategy und die im Dezember 2013 verscho-
bene Verabschiedung des New Deal Compact 
geplant. Beide Prozesse werden auch vonsei-
ten der südsudanesischen Regierung ein Be-
kenntnis zu einer nachhaltigen, partizipativen 
und demokratischen Entwicklung des Landes 
einfordern – ohne eine entsprechende Aus-
richtung des Regierungshandelns können auch 
die Bemühungen der ausländischen Geber in 
Südsudan langfristig nicht erfolgreich sein. Bei 
der Bewältigung dieser Herausforderungen 
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kann Südsudan auf die weitere Unterstützung 
der internationalen Gemeinschaft bauen, zu 

der auch Deutschland einen wichtigen Beitrag 
leisten wird.

Dieser Artikel gibt die persönliche Meinung des Autors, nicht die des BMZ wieder. 
Der Artikel wurde vor den Konflikten in Südsudan im Dezember 2013 verfasst und stützt sich  
auf Quellen des BMZ.
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Die wirtschaftliche Lage im Sudan und im Süd-
Sudan hat sich seit der Unabhängigkeit des 
Süd-Sudan am 9. Juli 2011 weiter verschlechtert. 
Der Verlust von etwa 75 % seiner Öleinnahmen 
veränderte die makroökonomischen Parame-
ter des Sudan dramatisch. Andererseits hat es 
der Süd-Sudan bisher nicht vermocht, aus den 
hohen Öleinnahmen Nutzen zu ziehen (AfDB 
et al. 2012 und 2013). In beiden Ländern ist die 
notwendige Strukturtransformation in Reak
tion auf den negativen bzw. positiven Ölschock 
bisher unterblieben. Während der Sudan nur 
halbherzige Anpassungsmaßnahmen an die 
neue Lage durchführte, hat der Süd-Sudan die 
Einnahmen nicht produktiv und investiv ver-
wendet. Beide Länder sind mit ungelösten po-
litischen Problemen konfrontiert, die einerseits 
die interne Lage und andererseits die Gebiete 
an der neuen internationalen Grenze betref-
fen.1 In beiden Staaten sind Rebellenbewegun-
gen und Milizen aktiv, und in den Grenzge-
bieten gibt es offene Fragen zum Grenzverlauf 
und zum Status der Region von Abyei. All diese 
Auseinandersetzungen binden in beiden Län-
dern hohe Anteile der Staatsausgaben für Mili-
tär, Polizei und Sicherheit. Die Auseinanderset-
zungen in mehreren Bundesstaaten des Sudan 
(im Blauen Nil, Süd-Kordofan, den Staaten von 
Darfur, aber auch in Nord-Kordofan und im 
gesamten Osten des Landes) erschweren es, die 
Grundversorgung der Bevölkerung nachhaltig 
zu verbessern.2 Zudem unterbleiben dadurch 

dringend notwendige Investitionen vor allem 
in die Landwirtschaft. Aber auch die Ausein-
andersetzungen im Süd-Sudan – nicht nur in 
Jonglei, mindestens in fünf der zehn Bundes-
staaten – haben gravierende Ausmaße erreicht. 
In beiden Ländern binden die Ausgaben für 
Sicherheit bis zu 70 % der Staatsausgaben.3 Zu-
dem wird die Versorgung der Bevölkerung mit 
Grundnahrungsmitteln in weiten Teilen der 
beiden Länder immer mehr erschwert.4 Es ist 
offensichtlich, dass politische Reformen und 
ökonomische Strukturreformen in beiden Län-
dern dringend notwendig sind und zudem eine 
strategische Kooperation zwischen beiden Län-
dern notwendig ist (Wohlmuth 2012).

Fünf wirtschaftspolitische Strategiebündel 
sind für beide Staaten von Bedeutung und be-
dürfen der umgehenden Umsetzung, um eine 
weitere krisenhafte Zuspitzung zu verhindern. 
Auch wenn sich die notwendigen Politikrefor-
men in Details für den Sudan und den Süd-
Sudan unterscheiden, weil Entwicklungsni-
veau und Ressourcenausstattung der beiden 
Staaten unterschiedlich sind, gelten dennoch 
die Grundlinien der geforderten neuen Wirt-
schaftsstrategien für beide Länder (Wohlmuth 
2014). Die fünf Strategiebündel betreffen jeweils 
die Wiederherstellung der makroökonomi-
schen Stabilität, die Etablierung einer verbind-
lichen mittelfristigen fiskalischen Planung und 
Steuerung auf der Grundlage einer längerfristi-
gen Entwicklungsplanung, die Umorientierung 
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des internationalen Handels auf den Export von 
Nicht-Öl-nicht-Gold-Produkten, die Schaffung 
von effektiven und breiten sozialen Sicherungs-
netzen sowie Maßnahmen zur Reduzierung 
der gravierenden horizontalen und vertikalen 
Ungleichheiten. In allen fünf Bereichen zeigt 

sich in beiden Staaten ein großer Handlungs-
bedarf; über diesbezügliche Fortschritte kann 
aber bisher kaum berichtet werden. Chancen, 
in diesen Bereichen voranzukommen, wurden 
seit dem Friedensabkommen von 2005 (Com-
prehensive Peace Agreement, CPA) vertan.

Programm 1:  Makroökonomische Stabilisierung und Strukturreformen

In beiden Staaten gilt es, die Grundlagen der 
makroökonomischen Stabilität wiederherzu-
stellen. Ein makroökonomisches Ungleich-
gewicht liegt in Bezug auf alle wirtschafts-
politischen Ziele vor: Die Grundlagen des 
Wachstums sind brüchig, insbesondere we-
gen der Lage der Landwirtschaft, der hohen 
Importabhängigkeit und der begrenzten Ex-
portfähigkeit; die Beschäftigungssituation ver-
schlechtert sich, insbesondere auch für die Ju-
gendlichen; die Inflationsraten sind aufgrund 
der Nahrungsmittelpreisinflation und anderer 
Faktoren schwer zu stabilisieren; der Wechsel-
kurs, insbesondere des sudanesischen Pfundes, 
ist von starker Abwertung gegenüber dem Dol-
lar betroffen, während das süd-sudanesische 
Pfund auch durch Kapitalverkehrskontrollen 
und Ausgabestopps der Regierung nur schwer 
stabilisiert werden kann; die staatliche Ver-
schuldung beider Länder (vor allem des Sudan, 
aber seit dem Ölproduktionsstopp immer mehr 
auch des Süd-Sudan) ist untragbar hoch und 
führt zu Nachteilen für die Privatwirtschaft; 
die Finanzierung der staatlichen Defizite durch 
Banken und Zentralbanken führt zu einer im-
mer größeren Belastung der Privatwirtschaft 
durch das Crowding-out bei den Krediten; die 
Ausweitung der fiskalischen Defizite wird durch 
Ausgabenreduzierungen zulasten der Investiti-
onen, der Bundesstaaten und Kommunen so-
wie der Bildungs-, Gesundheits- und Sozialaus-
gaben begrenzt; die Leistungsbilanzsituation 
verschlechtert sich durch die abnehmende Ex-
portwettbewerbsfähigkeit, die Ölexportstopps 
und durch die hohe Importabhängigkeit beider 

Staaten in Bezug auf Nahrungsmittel; auch die 
Verteilungsziele (Armutsbekämpfung, Korrek-
turen bei der Einkommens- und Vermögens- 
verteilung, Reduzierung der regionalen Ein-
kommensunterschiede) können selbst in An-
sätzen nicht realisiert werden. Bis tief in die 
Mittelschicht hinein kann eine Zunahme der 
Armut festgestellt werden.

Für die Kontrolle der hohen fiskalischen De-
fizite und der Leistungsbilanzdefizite (des Su-
dan) ist es notwendig, die hohen Subventionen 
für Nahrungsmittel und Treibstoff unter Kon
trolle zu bringen, doch zeigen die Demonstra-
tionen von betroffenen Gruppen in Khartum, 
aber auch in Juba, dass beiden Regierungen die 
notwendige Glaubwürdigkeit zur Umsetzung 
dieser Maßnahmen fehlt. Die Subventionen 
steigen im Sudan sogar wieder an (Gemayel 
2013). Die Bevölkerung sieht in den beabsich-
tigten Reduzierungen von Subventionen kein 
planvolles Vorgehen, das zu mehr Gerech-
tigkeit und zu makroökonomischer Stabilität 
führt. Zunächst wurden diese Maßnahmen 
im Sudan mit der Notwendigkeit begründet, 
finanzielle Mittel für den Auf‌bau elementarer 
sozialer Sicherungsnetze aufzubringen, weil die 
Subventionen die reichen Schichten der Be-
völkerung besonders begünstigten. Jetzt geht 
es nur noch um die Verringerung der unhalt-
bar hohen Subventionen, ohne die Auswirkun-
gen auf die sozialen Gruppen weiter zu prüfen. 
Die makroökonomischen Ungleichgewichte im 
Süd-Sudan haben vor allem mit der extrem ho-
hen Importabhängigkeit bei Nahrungsmitteln 
und anderen Gütern des täglichen Bedarfs zu 
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tun, aber auch mit der völlig einseitigen Ex-
portstruktur. Wenn über längere Zeit, wie von 
Anfang 2012 bis etwa Mitte 2013, der Ölexport 
aus politischen Gründen unterbrochen ist, kön-
nen die staatlichen Ausgaben nur durch hohe 
Staatsverschuldung aufrechterhalten werden, 
und auch dann nur auf minimalem Niveau, 
weil die Steuereinnahmen und andere Nicht-
Öl-Einnahmen des Staates bisher nur eine ge-
ringe Bedeutung haben (AfDB et al. 2013). Die 
fiskalische Lage des Sudan hatte sich bereits 
nach dem Friedensvertrag (CPA von 2005) zu-
gespitzt, denn es galt, die finanziellen Ansprü-
che der autonomen Region Süd-Sudan zu er-
füllen, gleichzeitig aber den Verpflichtungen 
gegenüber den Bundesstaaten im Norden im 
Rahmen der »fiskalischen Dezentralisierung« 
nachzukommen. Die andauernden Konflikte 
in Darfur, um das Gebiet Abyei und seit Juni 
2011 auch in den sudanesischen Bundesstaaten 
Blauer Nil und Süd-Kordofan führten aber zu 
einer Eskalation der staatlichen Ausgaben für 
Sicherheit. All diese Entwicklungen haben seit 
2005 maßgeblich zu den makroökonomischen 
Ungleichgewichten beigetragen.

Die Konsequenz war auch, dass der fiskali-
sche Föderalismus immer stärker verfiel; den 
Bundesstaaten wurden immer mehr Aufgaben 
übertragen, etwa im Sozial- und Bildungs-
bereich, ohne aber die Einnahmen der Bun-
desstaaten durch Zuweisungen vonseiten der 
Zentralregierung und durch eigene Einnahme-
quellen entscheidend zu verbessern. Makro
ökonomische Instabilität wurde auch durch 
die Unfähigkeit der Regierungen verstärkt, die 
hohen Öleinnahmen zu managen – früher im 
Sudan und jetzt im Süd-Sudan. Im Süd-Sudan 
fehlen die Erfahrungen im Umgang mit hohen 
und schwankenden Öleinnahmen fast gänz-
lich. Bekannte Fehler im Öleinnahmen-Ma-
nagement – vor allem die fehlende Anpassung 
der staatlichen Ausgaben an mittelfristige Ba-
sis- bzw. Durchschnittswerte der Öleinnahmen 
– wurden im Sudan gemacht und werden nun 
im Süd-Sudan wiederholt. Stabilisierungs- und 
Gerechtigkeitsfonds der Regierung, um Öl-
einnahmen und Staatsausgaben in ein mittel- 

und langfristig tragfähiges Gleichgewicht zu 
bringen, wurden nicht wirksam (Sudan), oder 
es gibt solche Instrumente noch nicht (Süd-
Sudan).

Strukturelle Probleme kommen hinzu: In 
beiden Staaten sind die makroökonomischen 
Institutionen schwach (alle verfügbaren Gover-
nance-Indikatoren zeigen nach wie vor mise-
rable Werte: IMF 2013 a; Rahim und Hansohm 
2014; auch die Indikatoren für die Geschäftstä-
tigkeit von Unternehmen sind unbefriedigend: 
Garcia, Geiger und World Bank 2013; Rahim 
und Hansohm 2014); die Banken- und Finanz-
systeme gelten als unzureichend überwacht 
und als abhängig von den Kreditwünschen der 
Regierungen (CBOS 2012); die inkonsistenten 
Agrarpolitiken haben in beiden Ländern zu 
weiterer Importabhängigkeit bei Nahrungsmit-
teln und zu weit verbreiteter Ernährungsunsi-
cherheit geführt. In weiten Teilen der beiden 
Länder bestehen Hunger und Unterernäh-
rung,5 aber aufgrund der andauernden Kon-
flikte und der schlechten Verkehrsbedingungen 
kann auch die humanitäre Hilfe nicht überall 
ihrem Auf‌trag nachkommen. Auch dem in-
ternen Handel sind bei der Aufgabe Grenzen 
gesetzt, Nahrungsmittel von den Überschuss-
regionen in die Defizitregionen zu bringen. 
Das führt dazu, dass aus Überschussregionen 
Nahrungsmittel exportiert werden, während in 
anderen Regionen Hunger herrscht. Die Nah-
rungsmittelpreisinflation eskalierte zeitweise in 
beiden Staaten; auch die Abwertungstendenzen 
der heimischen Währungen führten zu stark 
ansteigenden Importpreisen.

Die strukturellen Budgetprobleme sind in 
beiden Ländern gravierend – die Abhängig-
keit vom Öl ist groß, besonders im Süd-Sudan. 
Aber auch der Sudan bleibt von den Öltransit- 
und Übergangszahlungen des Süd-Sudan ab-
hängig. Weitere Stopps der Ölproduktion wür-
den nicht nur die Finanzierung der staatlichen 
Ausgaben, sondern auch die Kreditfähigkeit 
des Sudan und des Süd-Sudan entscheidend 
beeinträchtigen.6 Langfristig entscheidend für 
ein makroökonomisches Gleichgewicht wird es 
sein, ob der Anteil der staatlichen Ausgaben für 
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Sicherheit reduziert werden kann; geplant ist 
im Süd-Sudan eine (sehr bescheidene) Redu-
zierung von 58 % im Fiskaljahr 2012  /13 auf 50 % 
im Fiskaljahr 2013  /14 (Sabuni 2013). Im Sudan 
sind die Verhältnisse bezogen auf die offiziellen 
Zahlen ähnlich (Rahim und Hansohm 2014), 
doch werden für beide Länder Ausgabenanteile 
für die Sicherheit von bis zu 70 % geschätzt. Für 
die staatlichen Investitionen gilt es, im Süd-Su-
dan von den mageren 7 % (Fiskaljahr 2012  /13) 
auf 16 % (2013  /14) zu kommen, und zwar nicht 
nur einmalig, sondern über viele Jahre hin-
weg, um endlich eine minimale Infrastruktur 
auf‌bauen zu können (Sabuni 2013). Der Stopp 
der Ölproduktion im Januar 2012 über mehr als 
ein Jahr, mit finanziellen Folgen bis weit in das 
Jahr 2014 hinein (Sabuni 2013), führte zu einer 
weiteren Zerrüttung des Staatswesens und der 
Wirtschaft des Süd-Sudan und brachte zudem 
eine Verschärfung der Anpassungspolitik im 
Sudan mit sich. Die politischen Entwicklungen 
seit Dezember 2013 werden alle Anpassungen 
und Umstrukturierungen weiter verzögern.

Die Probleme der makroökonomischen Un-
gleichgewichte sind daher in beiden Ländern 
struktureller Natur. In beiden Ländern sind die 
makroökonomischen Institutionen (Finanz- 
und Planungsministerien, Institutionen des 
fiskalischen Föderalismus, Zentralbank) wenig 
effektiv bzw. nicht unabhängig in ihren Ent-
scheidungen. Ein Neuauf‌bau dieser Institutio-
nen ist in beiden Ländern eine Voraussetzung 
für die Wiederherstellung des makroökonomi-
schen Gleichgewichts. Beide Länder müssen 
ihre Einnahmen aus mineralischen Ressourcen 
besser managen, nicht nur die Öleinnahmen, 
auch die Erlöse aus dem Goldbergbau oder die 
Einnahmen aus der Verpachtung von Grund 
und Boden. Die Entwicklung von Nicht-Öl-
nicht-Gold-Sektoren der Wirtschaft kann zur 
Stabilisierung der Makroökonomie beitragen 
– von der Seite der Steuereinnahmen her und 
durch die Effekte der Diversifikation der Pro-
duktion und der Exporte für die Beschäftigung 
und das Wachstum der Wirtschaft. Insbeson-
dere die Entwicklung der landwirtschaftlichen 
Sektoren bietet Potential für eine Stabilisierung, 

durch positive Wirkungen auf die Nahrungs-
mittelpreise, die Armutsbekämpfung, die Er-
höhung der Steuereinnahmen etc. Wenn auch 
die Finanzpolitik in beiden Ländern eine ent-
scheidende Rolle bei der Konsolidierung und 
Stabilisierung der Makroökonomie spielt, darf 
dennoch nicht unerwähnt bleiben, dass die Fi-
nanzpolitik in beiden Ländern durch eine akti-
ve Wechselkurspolitik unterstützt werden muss, 
auch um die Exportwettbewerbsfähigkeit zu si-
chern und den Auf‌bau von Währungsreserven 
zu ermöglichen. Zudem muss die Finanzpoli-
tik durch eine Geldpolitik unterstützt werden, 
die darauf ausgerichtet ist, die Privatwirtschaft 
mit Geld zu versorgen und nicht primär direkt 
(über die Zentralbank) oder indirekt (über das 
Bankensystem) die sehr hohen und nicht mehr 
tragfähigen Staatsdefizite zu finanzieren. Bisher 
wird die Finanzpolitik in dieser Hinsicht aber 
nicht unterstützt (Sudan: IMF 2013 a; World 
Bank 2013; Süd-Sudan: Jefferis 2012; Rahim 
2013). Die makroökonomischen Institutionen 
in beiden Ländern haben aufgrund der Do-
minanz der Regierungspolitik und der daraus 
resultierenden Ad-hoc-Entscheidungen keinen 
Spielraum in dieser Hinsicht.

Auch die Kooperation der beiden Länder 
kann die makroökonomische Stabilisierung in 
vielfacher Hinsicht befördern – durch geregel-
te Zahlungen für den Öltransport, durch den 
grenznahen Austausch von Nahrungsmitteln, 
durch die gemeinsame Förderung des interna-
tionalen Handels und der Akquisition von Di-
rektinvestitionen oder durch eine abgestimmte 
Regionalentwicklungsstrategie.



P r o g r a m m e f ü r N ac h h a lt i g e w i rts c h a f ts r e f o r m e n 37

Programm 2:  Mittelfristige öffentliche Finanz- und Entwicklungsplanung

Eine mittelfristige Finanzplanung ist in bei-
den Ländern notwendig, weil die Öleinnah-
men und die sonstigen Ressourceneinnahmen 
(z. B. Gold) sehr volatil sind. Die Einnahmen 
des Sudan werden maßgeblich durch Über-
gangszahlungen des Süd-Sudan an den Sudan 
für Ölverkäufe bzw. durch Transiteinnahmen 
für die Öldurchleitung und vor allem durch 
Goldverkäufe (etwa 50 % bis 65 % der Expor-
te) bestimmt, während die Einnahmen des 
Süd-Sudan zu 98 % auf Ölexporten basieren. 
Aufgrund der starken Abhängigkeit von Öl- 
und Goldexporten und einer weiter sinkenden 
Wettbewerbsfähigkeit von Nicht - Öl - nicht-
Gold-Exporten (IMF 2013 a; Garcia, Geiger und 
World Bank 2013; Rahim und Hansohm 2014) 
ist für beide Länder eine strategische Neuaus-
richtung dringend notwendig, die durch eine 
mittel- bis langfristige Ausgaben- und Einnah-
menplanung gestützt werden kann. Nur auf 
dieser Basis kann sichergestellt werden, dass 
prioritäre Ausgabenkategorien (wie Infrastruk-
tur, Bildung, Gesundheit, Landwirtschaft, regi-
onale Entwicklung) auch nachhaltig finanziert 
werden können, also ohne eine weitere staat-
liche Verschuldung bzw. Veräußerung von na-
türlichen Ressourcen (kultivierbares Land und 
mineralische Bodenschätze) mit negativen Fol-
gen für die Struktur der Wirtschaft, die makro-
ökonomische Stabilität und die Umwelt. Im Su-
dan gibt es keine mittelfristige Finanzplanung 
(World Bank 2013; AfDB et al. 2013), während 
es im Süd-Sudan zumindest Ansätze für deren 
Erarbeitung gibt (so ersichtlich im South Su-
dan Development Plan / SSDP 2011–2013; GRSS 
2011). Allerdings fehlt im Süd-Sudan ein we-
sentliches Instrument in Bezug auf die Ölein-
nahmen, um eine mittelfristige Finanzpolitik 
auch durchzusetzen; es fehlen gesetzliche Vor-
gaben, wie die Öleinnahmen verteilt werden 
sollen und dürfen, und es fehlen Fonds, über 
die für die Zukunft und für die Stabilisierung 
der staatlichen Budgets Beträge angespart wer-

den können. Im Süd-Sudan ist eine Auf‌teilung 
der Öleinnahmen aus mineralischen Ressour-
cen (a) für das jährliche Budget, (b) für die bud-
getäre Stabilisierungsreserve, (c) für langfristi-
ge Investitionen in prioritäre Sektoren und (d) 
für einen Fonds für zukünftige Generationen 
zwar prinzipiell Konsens, doch sind all diese 
Instrumente und Fonds noch nicht eingerich-
tet (Jefferis 2012). Der Stopp der Ölproduktion 
im Süd-Sudan ab Januar 2012 hat zudem dazu 
geführt, dass nur Notbudgets erstellt werden 
konnten (ohne jede langfristige Entwicklungs-
perspektive). Die Geschehnisse seit Dezember 
2013 verlängern wohl diese Periode der Not-
budgets. Auch der Sudan hat es nicht geschafft, 
die hohen Öleinnahmen, die seit 1999 anfielen, 
im Rahmen einer mittelfristigen Finanz- und 
Entwicklungsplanung optimal zu verteilen 
(Wohlmuth 2012). Der Öl-Stabilisierungs- und 
Gerechtigkeitsfonds des Sudan spielte keine 
nennenswerte steuernde Rolle. Die angesam-
melten Ersparnisse wurden ausschließlich nach 
politischen Kriterien und prozyklisch verwen-
det, insbesondere für politische Ziele und In
teressen in der Übergangsperiode 2005 bis 2011 
(Wohlmuth 2012; World Bank 2009).

Nach der Unabhängigkeit des Süd-Sudan 
am 9. Juli 2011 ist es in beiden Staaten nicht 
gelungen, das Budget und die Ausgaben für 
die Strukturentwicklung an einer mittelfris-
tigen Finanz- und Entwicklungsplanung aus-
zurichten. Im Süd-Sudan gab es zumindest 
erste Planungsansätze, doch blieben die Fort-
schritte begrenzt auf die zentrale strategische 
Planungsebene, während die Ebenen der Im-
plementierung, Evaluierung, des Monitoring 
und der lokalen Ausgabenkontrolle zu wenig 
beachtet worden sind (Rahim und Hansohm 
2014; Rahim 2013). Der Entwicklungsplan des 
Süd-Sudan beschreibt in Kapitel 5 sehr detail-
liert die Notwendigkeit einer mittelfristigen Fi-
nanzplanung und die Prioritäten für eine daran 
ausgerichtete Ressourcenallokation auf priori-
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täre Sektoren (GRSS 2011). Im Gegensatz zum 
Sudan (World Bank 2013; CBOS 2012) wird das 
Problem im Süd-Sudan als wichtig angesehen 
und als integraler Teil einer umfassenden Ent-
wicklungsplanung berücksichtigt. Im Sudan 
gibt es weder ein mittelfristiges fiskalisches 
Rahmenprogramm noch eine wirksame Evalu-
ierung der öffentlichen Ausgaben (AfDB et al. 
2013; World Bank 2013; IMF 2013 a und 2012). 
Die Situation ist weithin als dramatisch zu be-
zeichnen: Nur einige Ausgabenkategorien (wie 
Löhne und Gehälter, Ausgaben für Sicherheit) 
werden entsprechend den Budgetzahlen auch 
durchgeführt und umgesetzt, während die für 
die Strukturtransformation so wichtigen Ent-
wicklungsausgaben und Investitionen nur zu 
etwa 50 % (oder auch weniger) tatsächlich ge-
tätigt werden (AfDB et al. 2013; World Bank 
2013). Auf allen Ebenen fehlt die Politikkoor-
dination – auf der Ebene der Zentralregierung, 
vor allem zwischen der Zentralregierung und 
den Regierungen der Bundesstaaten und Kom-
munen. Im süd-sudanesischen Entwicklungs-
plan werden zwar wichtige Überlegungen zur 
Notwendigkeit einer mittelfristigen Finanzpla-
nung angestellt, doch sind die Projektionen und 
Empfehlungen durch die politischen Ereignisse 
seit Anfang des Jahres 2012 mit dem Stopp der 
Ölproduktion vollkommen überholt; seit De-
zember 2013 ist der Plan vollends irrelevant für 
die Politik der nächsten Jahre. Das im Entwick-
lungsplan genutzte Hydrocarbon Economic 
Analysis Tool (HEAT) ist aber von großer Be-
deutung, um die Notwendigkeit schnellen Han-
delns der Regierung bei der Strukturtransfor-
mation zu unterstreichen. Mithilfe des HEAT 
werden die Ölproduktion und die Öleinnah-
men prognostiziert (GRSS 2011: 122), um dann 
die Folgen für das Budget im Langfristkontext 
abzuleiten. Alarmierend ist die Prognose, dass 
die Ölproduktion im Jahre 2035 versiegen wird 
und dass die gesamten Öleinnahmen des Lan-
des bereits in den Jahren 2011 bis 2016 um 40 % 
abnehmen werden (GRSS 2011: 123). Mit einem 
Anteil des Öls von 98 % an den staatlichen Ein-
nahmen ist die Ölabhängigkeit des Süd-Sudan 
viel höher als die Abhängigkeit des Sudan von 

Öl und Gold zusammen. Die Fortschritte bei 
der Generierung von Nicht-Öl-Einkommen 
sind gering, weil die Nicht-Öl-Wirtschaft im 
Süd-Sudan kaum vorankommt.

Im Süd-Sudan wird es zwar als notwendig 
erachtet, eine langfristige Strategie der nachhal-
tigen Fiskalpolitik zu entwickeln, doch bleiben 
diese Pläne und Absichtserklärungen aufgrund 
der politischen Faktoren »auf dem Papier«. 
Diesbezüglich werden drei Szenarien im Plan 
verglichen, wie die Budgetsituation langfristig 
und nachhaltig gestaltet werden kann. Nur das 
mittlere Szenario (d. h. mit mittlerer Ausga-
bendynamik) ist gegenüber den Szenarien mit 
hohem und mit niedrigem Ausgabenwachstum 
aufgrund des Ausgabendrucks derzeit auch po-
litisch durchsetzbar (GRSS 2011: 125–127). Da-
für sprechen auch die deutlichen Grenzen der 
Absorptionskapazität für öffentliche Ausgaben, 
bedingt durch unzureichende Infrastruktur, 
Bildung, Verwaltungskapazität etc. Durch die 
politischen Ereignisse seit Januar 2012 und nun 
seit Dezember 2013 sind jedoch alle drei Sze-
narien überholt. Der Entwicklungsplan für den 
Süd-Sudan berücksichtigt auch die Konsequen-
zen einer Teilung der Öleinnahmen des Süd-
Sudan im Rahmen eines politischen Verhand-
lungspakets zwischen den beiden Regierungen. 
Eine solche Vereinbarung über die Zahlung 
von Transitgebühren für den Öltransport und 
von Übergangszahlungen wurde im September 
2012 tatsächlich erzielt und wird seit März 2013 
auch teilweise umgesetzt. Die Entwicklungen 
seit Dezember 2013 werden diese kurze Periode 
der Wirksamkeit dieser Vereinbarung voraus-
sichtlich wieder beenden. Wenn auch der Anteil 
des Sudan an den Öleinnahmen des Süd-Sudan 
bei weniger als 50 % liegt, sind die Konsequen-
zen für den Süd-Sudan dennoch kritisch. Die 
Berechnungen im Plan zeigen, dass nur bei 
dem Szenario mit einer niedrigen öffentlichen 
Ausgabendynamik bei einem 50 % igen Anteil 
des Sudan an den Einnahmen des Süd-Sudan 
eine nachhaltige Budgetposition im Süd-Sudan 
erreicht werden könnte. Die Transitzahlungen 
an den Sudan liegen deutlich niedriger, doch 
entschärft dies die Budgetlage des Süd-Sudan 
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nur geringfügig. Dies zeigt, dass die Makroöko-
nomie der beiden Länder sehr eng miteinander 
verflochten bleibt. Die Ausgestaltung der Öl-
transit- und Zahlungsverträge zwischen Süd-
Sudan und Sudan bestimmt ganz entscheidend 
die fiskalische Lage in beiden Ländern.

Die Problematik der abnehmenden Ölpro-
duktion im Süd-Sudan und die nicht-nachhal-
tige Ausgabenpolitik in beiden Staaten werden 
auch in den kommenden Jahren für politische 
Konflikte zwischen ihnen sorgen. Eine langfris-
tige Strategie der Strukturtransformation und 
eine nachhaltige Fiskalpolitik in beiden Län-
dern sind notwendig, um ein solches Krisen
szenario zu vermeiden. Eine Fortsetzung der 
gegenwärtig hohen Staatsausgaben im Süd-Su-
dan wird auch die Inflation anheizen, weil die 
Absorptionskapazität aufgrund der Lücken bei 
Infrastruktur, Bildung, Gesundheit und Ver-
waltung überschritten wird. Die im Entwick-
lungsplan (GRSS 2011: Kapitel 5) genannten Pri-
oritäten sind durchaus sinnvoll, aber wegen der 
aktuellen Entwicklungen weder finanzierbar 
noch umsetzbar. Seit 2011 gibt es eine Verschie-
bung der öffentlichen Ausgaben hin zu Perso-
nal, Sicherheit, Verwaltung und weg von den 
Ausgaben für soziale Sicherung, Entwicklung, 
Wirtschaftsförderung und Investitionen (GRSS 
2011: 133). Für die Sicherheit werden zwischen 
55 % und 70 % der Staatsausgaben verwendet. 
Zudem fehlt eine effektive Koordination zwi-
schen den Ministerien, die für das Ölmanage-
ment zuständig sind, und der Zentralbank 
des Süd-Sudan, die für eine aktive Geld- und 
Wechselkurspolitik die Verantwortung trägt. 
Eine eigene Behörde für das Ölsektormanage-
ment, um die Kontrakte mit den Ölfirmen zu 
prüfen, ist im Plan zwar vorgesehen (GRSS 
2011: 135), wurde aber noch nicht eingerichtet. 
Gegenwärtig sind überhaupt noch keine Insti-
tutionen für eine mittelfristige Finanzplanung 
und für ein umfassendes Ölsektormanagement 
im Süd-Sudan eingerichtet bzw. wirksam.

Es fehlt im Süd-Sudan, wie in anderen af-
rikanischen Ölexportländern, ein Ansatz für 
einen »Permanenten Fonds«, der für zukünf-
tige Generationen Mittel anspart, um sie vom 

Ölreichtum des Landes profitieren zu lassen. 
Ebenso fehlt eine Berechnung und politische 
Umsetzung des Konzepts eines »permanenten 
Einkommens«, das jährliche gleiche Ausgaben 
aus den Öleinnahmen auch nach dem Ende der 
Ölproduktion sicherstellen kann (World Bank 
2009). Über die Modalitäten eines solchen An-
satzes gibt es Studien, die zeigen, dass das In
strument auch flexibel eingesetzt werden kann 
(World Bank 2009; Hickel 2012; Wohlmuth 
2012; Rahim und Hansohm 2014). Das Zeitfens-
ter für solche Überlegungen und Institutionen 
wird aber immer enger, weil in den nächsten 20 
Jahren der Ölstrom versiegen könnte und daher 
jetzt mit der Strukturtransformation begonnen 
werden muss. Vorschläge für den Süd-Sudan, 
die vom Modell des Permanenten Fonds von 
Alaska abgeleitet sind (Hickel 2012), gehen da-
von aus, dass die geringe Glaubwürdigkeit der 
Regierung in wirtschafts- und sozialpolitischen 
Fragen bei der Ausgestaltung des Fonds be-
rücksichtigt werden muss. Dies bedeutet, dass 
etwa ein Viertel der jährlichen Öleinnahmen in 
Form einer Barauszahlung direkt an die Bevöl-
kerung gehen müsste; eine Besteuerung dieser 
persönlichen Einnahmen ist vorgesehen, um 
so auch gleichzeitig Nicht-Öl-Staatseinnahmen 
zu generieren. Andere Teile der jährlichen Öl-
einnahmen sind für prioritäre Sektoren (Wirt-
schaft, Infrastruktur, Bildung und Gesundheit), 
für langfristige Anlagen zugunsten zukünfti-
ger Generationen und schließlich für laufende 
staatliche Ausgaben vorgesehen. Die Baraus-
zahlungen an die Bevölkerung haben potentiell 
drei positive Wirkungen: Schaffung von Kauf-
‌kraft, auch in entlegenen Gebieten des Landes; 
Beitrag zum Auf‌bau eines Steuersystems; Bei-
trag zum Auf‌bau eines sozialen Sicherungsnet-
zes (vgl. dazu das Modell einer Verteilung der 
Öleinnahmen in Hickel 2012).

Aber auch der Sudan muss in diese Richtung 
gehen und die Einnahmen aus der Goldge-
winnung, aus der (wohl wieder ansteigenden) 
eigenen Öl- und Gasförderung, aus den Tran-
sit- und Übergangszahlungen vom Süd-Sudan 
und aus anderen mineralischen und natür-
lichen Ressourcen entsprechend verplanen. 
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Eine solche Politik gibt es aber ebenfalls nicht 
– noch nicht einmal in Ansätzen. Die neuen 
Verträge zu den Ölexplorationsprojekten und 
zur Goldgewinnung sind nicht transparent, 
und schon von daher fehlt die Grundlage für 
eine längerfristig wirksame Ausgabenpolitik in 
Bezug auf die Ressourceneinkommen. Dutch-
Disease-Effekte werden sich im Sudan weiter 
verschärfen, weil Arbeitskräfte in sehr großer 
Zahl (derzeit geschätzt etwa 500.000 Personen) 
aus der Landwirtschaft in die Goldgewinnung 
abwandern. Diese Arbeitsplätze sind bezüglich 
des Einkommens prekär, unsicher aufgrund 
fehlender Sicherheitsstandards im Abbau, nicht 
dauerhaft, führen nicht zu Humankapitalbil-
dung und gefährden zudem die Gesundheit. 
Die Umwelt wird durch die Gold- und Ölpro-
duktion zunehmend belastet, trotz einiger be-
reits existierender Umweltprogramme von in-
ternationalen Akteuren (AfDB et al. 2013).

Nur durch eine kohärente Politik der För-
derung von Landwirtschaft und Agroindus
trien (Wohlmuth 2013 a) unter aktiver Nutzung 
des Instruments der Wechselkurspolitik (IMF 
2013 a) und der Instrumente für ein langfristi-
ges Management der Öl- und Goldeinnahmen 
(Wohlmuth 2014) kann eine weitere Rückent-
wicklung der Wirtschaftsstruktur des Sudan 
verhindert werden. Im Sudan sollte daher auch 
ein Fonds aus den Einnahmen von minerali-
schen Ressourcen eingerichtet werden, um in 
prioritäre Sektoren (Landwirtschaft und agro-
industrielle Entwicklung, Bildung, Gesundheit 
und Umwelt) investieren zu können. Daneben 
ist auch an die Stabilisierungskomponente für 
das Budget und an die Zukunftsvorsorge für 
künftige Generationen zu denken. Die Defek-
te des sozialen Sicherungssystems im Sudan 
könnten dann auch über direkte Barauszah-
lungen an die Bevölkerung behoben werden, 
finanziert über die Mittel aus der Reduzierung 
der wenig zielgerichteten Nahrungsmittel- und 
Treibstoffsubventionen.

Ein mittel- und langfristiges Sanierungspa-
ket für den Sudan besteht daher aus mehreren 
Komponenten: Einrichtung eines Ressourcen-
fonds; Übergang zu einer aktiven, die Indus

trialisierung fördernden Wechselkurspolitik; 
Umsetzung eines Programms für landwirt-
schaftliche und agroindustrielle Entwicklung; 
Umstrukturierung der öffentlichen Ausgaben 
weg von Löhnen und Gehältern für Staatsbe-
dienstete (vor allem für die Sicherheit) und 
von Subventionen für Nahrungsmittel und 
Treibstoff hin zu Ausgaben für Wirtschafts-
förderung, Entwicklung und Investitionen; 
Neuregelung der Finanzbeziehungen zwischen 
Zentralregierung, Bundesstaaten und Kommu-
nen; und Auf‌bau eines umfassenden sozialen 
Sicherungsnetzes. Im Gegensatz zu dem eben 
dargestellten Paket orientiert sich das gegen-
wärtige Herangehen der Regierung des Sudan 
an Vorstellungen der klassischen Ausgaben-
kürzungspolitik – Kürzung von Löhnen, Ge-
hältern und Subventionen, von Zuweisungen 
an Bundesstaaten und Kommunen, von Mit-
teln für Entwicklung und Investitionen, aber 
Beibehaltung der Ausgaben für Sicherheit und 
der Privilegien für die Bezieher hoher Ein-
kommen. Auf diese Weise werden Strukturen 
nicht verbessert und zukunftsorientierte Pro-
jekte nicht finanziert. Auch die Steuerstruktur 
und die Steuerverwaltung könnten im Sudan 
schnell optimiert werden (IMF 2012 und 2013 a; 
World Bank 2013), was zwar immer wieder 
angekündigt, aber bisher nicht implementiert 
wurde. Dadurch könnte erreicht werden, dass 
mehr staatliche Einnahmen aus Steuern zur 
Verfügung stehen und die Abhängigkeit des 
Staates von Ressourcen-Renten abnimmt. Dies 
wiederum würde die Strukturtransformation 
unterstützen. All das setzt aber voraus, dass die 
Nicht - Öl - nicht - Gold - Wirtschaftssektoren ge-
fördert werden.

Die extrem hohen Kosten für die Sicherheit 
(von 55 % bis 70 % der staatlichen Ausgaben in 
beiden Staaten) bleiben jedoch das entschei-
dende Entwicklungshemmnis. Während die 
produktive Beschäftigung in Landwirtschaft, 
Agroindustrie, Verarbeitendem Gewerbe etc. 
weiter abnimmt und die Arbeitslosigkeit bzw. 
Unterbeschäftigung zunimmt, binden die Sek-
toren Sicherheit, Verwaltung und Goldgewin-
nung immer mehr Beschäftigte, wenn auch zu-
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nehmend unter prekären Arbeitsbedingungen 
und weithin betroffen durch hohe Reallohnver-
luste. Es fehlen aber auch wirtschaftspolitische 
Koordinationsgremien, die eine Neuorien-
tierung der mittel- und langfristigen Finanz-
politik durchsetzen könnten, ebenso wie eine 
Kooperation zwischen dem Sudan und dem 
Süd-Sudan, die für die Erreichung der genann-
ten Ziele dringend notwendig ist (Wohlmuth 
2012).

Völlig ungelöst sind bisher die Fragen im 
Zusammenhang mit der hohen Auslandsver-
schuldung, die sich für den Sudan auf 42 Mil-
liarden Dollar (2012) beläuft und sich über-
wiegend (etwa zu 90 %) im Zahlungsverzug 
befindet. Konzepte für eine Entschuldung, 
hin zum Highly Indebted Programme Coun-
tries (HIPC) Debt Relief, hängen eng mit der 
Umsetzung des Wirtschaftsprogramms zu-
sammen (IMF 2012 und 2013 a; Gemayel 2013; 
World Bank 2013). Das Emergency Economic 
Recovery Programme (EERP) bzw. das Salva-
tion Economic Programme 2012 bis 2014 soll 
die Anpassung der Wirtschaft des Sudan an 

die neuen wirtschaftlichen Bedingungen nach 
der Unabhängigkeit des Süd-Sudan ermögli-
chen. Der Anteil der Löhne und Gehälter an 
den Staatsausgaben beläuft sich aber auf 42 % 
und der Anteil der Subventionen für Zucker, 
Weizen und Treibstoff auf 10 % (2012). Solche 
Werte sind nicht tragfähig, um Wachstum und 
Armutsbekämpfung nachhaltig zu gestalten. 
Das Interim Poverty Reduction Strategy Paper 
soll nun die Politik der Armutsbekämpfung im 
Sudan anleiten und das EERP ergänzen (IMF 
2013 b). Beide Programme haben aber bisher 
kaum Fortschritte gebracht. Wenn es nicht bis 
September 2014 gelingen sollte, den HIPC-Pro-
zess der Entschuldung des Sudan zu beginnen, 
dann drohen neue Konflikte mit dem Süd-Su-
dan über die Auf‌teilung der Gesamtschulden. 
Die bisherigen Entwicklungen im Sudan zeigen 
nicht, dass die Richtung stimmt und der Zeit-
plan eingehalten werden könnte. Die politische 
Lage und die internationalen Sanktionen sind 
weitere Faktoren, durch die Fortschritte bei der 
Umsetzung der Wirtschaftsprogramme behin-
dert werden (IMF 2013 a; World Bank 2013).

Programm 3:  Nachhaltige Förderung von Nicht-Öl-nicht-Gold-Exporten

Beide Länder müssen Strategien entwickeln 
und Politiken aktiv umsetzen, um die Produk-
tion von Nicht - Öl - nicht - Gold - Exportgütern 
zu ermöglichen. Während der Sudan sehr stark 
auf die Goldgewinnung und Goldbearbeitung 
für den Export setzt (mit einem Anteil von bis 
zu 65 % an den Gesamtexporten von etwa 4,6 
Milliarden Dollar im Jahr 2012), exportiert der 
Süd-Sudan fast ausschließlich Öl (etwa 95 % des 
Exportwertes). Weder im Sudan noch im Süd-
Sudan gibt es nennenswerte Fortschritte bei der 
Produktion von alternativen Exportgütern bzw. 
von Exportgütern mit höherer Wertschöpfung. 
In Bezug auf alle traditionellen landwirtschaft-
lichen Exportgüter des Sudan hat sich die in-
ternationale Wettbewerbsfähigkeit seit 1999 
(Beginn der Ölexporte) dramatisch verschlech-

tert (Konandreas 2009). Das ambitionierte Pro-
gramm der sudanesischen Regierung von 2008 
für die Entwicklung der Landwirtschaft (Exe-
cutive Programme for Agricultural Revival  /
Action Plan for Agricultural Revival) ist in den 
Jahren bis zur Unabhängigkeit des Süd-Sudan 
nicht einmal in Ansätzen umgesetzt worden 
(RoS 2008). Die in dem Programm vorgese-
henen Exportwerte bis zum Jahr 2011 (für Ge-
treide, Ölsaaten, Karkade, Gummi Arabicum, 
Früchte, Baumwolle, Lebendvieh, Fisch, Häute 
und Felle etc.) sind angesichts der tatsächlich 
realisierten Werte für die Jahre 2005 bis 2009 
ohne jeden Bezug zur Realität. Seit der Unab-
hängigkeit des Süd-Sudan hat sich diesbezüg-
lich die Lage im Sudan nicht verbessert; die 
Grundlagen für eine Verbesserung der inter-
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nationalen Wettbewerbsfähigkeit sind nicht ge-
schaffen worden. Auch die Expansionspfade im 
Bereich Landwirtschaft des süd-sudanesischen 
Entwicklungsplans (GRSS 2011) sind aufgrund 
der politischen Entwicklungen seit Anfang 2012 
und einer nicht zieladäquaten Wirtschaftspoli-
tik unerreichbar geworden.

Nicht-Öl-nicht-Gold-Exporte sind für beide 
Länder aus mehreren Gründen entwicklungs-
notwendig. Solche Exporte reduzieren die Ver-
wundbarkeit der Länder bei Preis- oder Pro-
duktionsschwankungen und bei einem Stopp 
der Ölproduktion aus politischen Gründen, 
wie etwa zu Anfang des Jahres 2012 (und jetzt 
wieder seit den Ereignissen vom Dezember 
2013). Nicht - Öl - nicht - Gold - Exporte schaffen 
Wertschöpfungsbeiträge und Beschäftigungs-
potential, mobilisieren neue Quellen für Ex-
porterlöse und Steuereinnahmen, führen zu 
Direktinvestitionen und zu Technologietrans-
fers und ermöglichen eine breite regionale Ent-
wicklung über jene Gebiete hinaus, in denen 
Öl und Gold produziert werden. Seit dem Frie-
densabkommen von 2005 haben es aber beide 
Länder versäumt, entsprechende Akzente in 
der Wirtschaftspolitik zu setzen. Die Ölpro-
duktion und die Auseinandersetzung über die 
Auf‌teilung der Öleinnahmen standen in beiden 
Ländern im Zentrum der politischen Diskus
sion. Ansätze für eine Diversifizierung der 
Exporte wurden zwar in der politischen Pro-
grammatik und Rhetorik erwähnt (beide Län-
der sollten durch eine dynamische Agrar- und 
Agrarindustrieentwicklung zu »Brotkörben« 
für ihre Nachbarländer werden), doch die da-
für notwendigen Maßnahmen wurden nie um-
gesetzt (zur Kontinuität der Vernachlässigung 
aller Sub-Sektoren der Landwirtschaft im Su-
dan: UNDP 2006; Wohlmuth 1984, 1989, 1991, 
1994, 2012 und 2014). Diese Politik der kontinu-
ierlichen Vernachlässigung der Landwirtschaft 
seit Jahrzehnten steht zunächst im Wider-
spruch zur Wirtschaftsdoktrin des Bashir-Re-
gimes (Wohlmuth 1993), denn die Doktrin ist 
ein Amalgam von neoliberalen Liberalisie-
rungs- und Privatisierungspolitiken, von is-
lamischen Wirtschaftsauf‌fassungen und von 

Doktrinen der autozentrierten Entwicklung. 
Doch haben sich seit Mitte der 1990er-Jahre die 
Kräfteverhältnisse im Machtapparat des Regi-
mes verschoben: In der »Troika« (Militärfüh-
rer, religiöse islamische Führer, Big Business) 
dominierten immer stärker die hohen Militärs 
und das Big Business. Islamische Wirtschafts-
auf‌fassungen und Doktrinen der autozentrier-
ten Entwicklung verloren an Bedeutung.

Trotz der bedeutenden landwirtschaftlichen 
Ressourcen in beiden Ländern (mit viel Po-
tential auch in den Bereichen Viehwirtschaft, 
Fischfang, Holzindustrie) werden die Chan-
cen einer agroindustriellen Entwicklung durch 
Bearbeitung und Verarbeitung der agrarischen 
Rohmaterialien nicht genutzt. Im Sudan wer-
den große Möglichkeiten der Importsubstitu
tion gesehen (etwa bei Zucker, Speiseöl und 
Weizen) und vielfältige Chancen im Export 
(etwa bei Baumwolle, Vieh und Gummi Ara-
bicum), doch werden die dafür nötigen wirt-
schaftspolitischen Weichenstellungen nicht 
angegangen (GoSC 2008; RoS 2008). Auch das 
Salvation Economic Programme 2012–2014 
wiederholt nur die Forderungen nach einer 
Politikwende, zeigt aber nicht die Wege dahin 
auf. Entsprechend verfügt auch der Süd-Sudan 
über ein sehr großes Potential in den Bereichen 
der Importsubstitution und Exportwirtschaft 
(World Bank 2009; GRSS 2011). Beide Länder 
sind aber in bedeutendem Umfang Importeure 
von Grundnahrungsmitteln, und beide Länder 
benötigen für die Versorgung von je mehr als 
drei Millionen Menschen in den Konfliktzonen 
massive Nahrungsmittelhilfen von der inter-
nationalen Gemeinschaft. Diese Abhängigkeit 
von der humanitären Hilfe hat sich seit dem 
Ende des Bürgerkriegs im Januar 2005 kei-
neswegs reduziert. Beide Länder sehen sich in 
der politischen Rhetorik als »Brotkörbe« für 
die Nachbarländer und -regionen, doch kann 
schon das Ziel einer nationalen Ernährungs-
sicherheit nicht erreicht werden. Beide Länder 
sind dabei, erstklassiges Ackerland an auslän-
dische Investoren zu verpachten, um so alte 
Kredite abzusichern bzw. neue Kredite und De-
visenerlöse zu generieren. Traditionelle Land-
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nutzungsrechte werden dabei missachtet, und 
die Auf‌lagen hinsichtlich der Landnutzung 
durch die neuen Investoren werden nicht kon-
trolliert (Wohlmuth 2012 und 2014). Dadurch 
werden zukünftige Produktions- und Diversi-
fizierungschancen beeinträchtigt. Über die In-
vestitionsbehörde des Sudan wird etwa berich-
tet, dass 2 Millionen Hektar gutes Ackerland in 
den Bundesstaaten Nil-Fluss, Kassala, Sennar 
für Projekte von Investoren aus arabischen Län-
dern vergeben wurden (Reeves 2013). Entspre-
chende Zahlen über große Transaktionen lie-
gen für den Süd-Sudan vor (Wohlmuth 2012). 
Die Mittel, die dabei erlöst werden, gehen aber 
nicht in die Entwicklung von Landwirtschaft 
und Infrastruktur, sondern dienen der Finan-
zierung von staatlichem Konsum, von Rüs-
tungsimporten und gigantischen Dammbauten 
(zum Dammbauprogramm des Sudan: Ali 2013 
und 2011; zur Ausgabenpolitik des Sudan und 
des Süd-Sudan: Wohlmuth 2012 und 2014; Ra-
him und Hansohm 2014; Rahim 2013).

Alle Sektoren der Landwirtschaft (Bewässe-
rungslandwirtschaft, semimechanisierte Land-
wirtschaft, traditionelle Regenlandwirtschaft) 
werden vernachlässigt. Wegen fehlender Lager-
kapazitäten geht ein Viertel der Getreidepro-
duktion im Sudan verloren (Reeves 2013: 4). Im 
Süd-Sudan dürften diese Verluste aufgrund der 
unzureichenden Transportwege noch wesent-
lich höher sein. Das frühere Vorzeige-Bewäs-
serungsprojekt Gezira ist verfallen, trotz hoher 
finanzieller Aufwendungen für die Moderni-
sierung und für die Umsetzung von Reformen. 
Weder die Wertschöpfungskette Baumwol-
le  – Textilien noch Wertschöpfungsketten für 
Grundnahrungsmittel (Weizen – Mehl – Brot, 
Ölsaaten – Speiseöl etc.) konnten stabilisiert 
und entwickelt werden. Die steigenden Pro-
duktionskosten im Gezira-Projekt haben die 
ökonomische und soziale Lage der Kleinbauern 
und Pächter drastisch verschlechtert (Reeves 
2013). Eigentums- und Koordinationsprobleme 
stehen im Mittelpunkt einer Erklärung dieses 
Verfalls, doch ist das gesamte politische Umfeld 
verantwortlich. Das Gezira-Projekt und viele 
andere Agrar- und Dammbauprojekte sind seit 

Jahrzehnten die Basis für die Bereicherung ei-
ner kleinen Gruppe von Funktionären des Re-
gimes, von Militärs, von großen Händlern und 
von Vertretern großer Kapitalgruppen (Big 
Business). Investitionen in die Landnutzung 
und -verbesserung, in den Umweltschutz, in 
die Anpassung an den Klimawandel und in die 
Entwicklung von Agroindustrien unterbleiben. 
Die agroindustrielle Basis (Nahrungsmittel- 
und Getränkeindustrie, Textilindustrie, Holz-
verarbeitung etc.) und die landwirtschaftlichen 
Inputindustrien (Düngemittel, Maschinen und 
Ausrüstungen) sind weiter beschnitten worden. 
Die technologische Basis für die Landwirtschaft 
und die Agroindustrie ist trotz einer guten 
Ausgangssituation im Sudan (Wohlmuth 2012) 
über die Jahrzehnte vernachlässigt worden. Ein 
Neubeginn ist aber auch in wenig entwickelten 
Ländern Afrikas möglich (Wohlmuth 2011 und 
2013 a), wenn Prioritäten gesetzt werden. Das 
gleiche »extraktive« Modell der Nutzung na-
türlicher Ressourcen hat sich seit 2005 – und 
verstärkt seit 2011 – im Süd-Sudan etabliert. Al-
lerdings ist die Gruppe der Profiteure im Süd-
Sudan enger (Funktionäre des Regimes, Mili-
tärs und Milizenführer, in- und ausländische 
Händlergruppen, ausländische Investoren), 
und die Transparenz hinsichtlich der Transak-
tionen ist noch geringer als im Sudan.

Die Förderung von Nicht-Öl-nicht-Gold-
Exporten setzt daher zunächst die Lösung der 
Agrarfrage in beiden Ländern voraus. Beide 
Länder praktizieren eine Politik, die von den 
proklamierten Zielen für die Landwirtschafts-
politik (RoS 2008; GRSS 2011) fundamental 
abweicht. Der Sudan orientiert die Diversifi-
zierungspolitik auf die Goldgewinnung, die Öl
exploration und auf das »Blaue Gold« (Damm-
projekte), finanziert durch Landverpachtung 
und Kredite. Der Süd-Sudan setzt auf die Pro-
duktion von Öl und mineralischen Rohstof-
fen und auf die Verpachtung von fruchtbarem 
Land an ausländische Investoren, um so die 
Basis für die Deviseneinnahmen zu verbrei-
tern. In den Plänen und Programmen der bei-
den Regierungen (Agrarsektor-Revitalisierung 
im Aktionsprogramm 2008 und Emergency /
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Salvation-Programm von 2011 für den Sudan; 
Wachstumsstrategie von 2010 und Programm 
für Agrarentwicklung im Entwicklungsplan 
von 2011 für den Süd-Sudan) wird hingegen 
eine dynamische Entwicklung von Landwirt-
schaft, Viehwirtschaft, Forstwirtschaft und 
Fischfang als »goldene Zukunft« präsentiert.

Eine Revitalisierung der Landwirtschaft als 
Basis für die Exporte von Agrarprodukten und 
von agroindustriellen Produkten ist möglich, 
und Konzepte für den Sudan und für den Süd-
Sudan liegen bereits vor. Drei Strategiebündel 
sind dazu erforderlich (Wohlmuth 2011 und 
2013 a). Erstens müssen die Verflechtungen 
von Landwirtschaft und Agroindustrie durch 
Wissenschaft, Technologie und Innovation 
(WTI) verstärkt werden. Dass dies auch in we-
nig entwickelten Ländern möglich ist, zeigt das 
Beispiel Ruanda. Zweitens geht es darum, die 
Wertschöpfungsketten mit hohem Potential für 
Importsubstitution und für Exporte mit WTI-
Inputs auszubauen, was ebenfalls in wenig 
entwickelten afrikanischen Ländern durchaus 
möglich ist. Drittens geht es darum, die kom-
parativen Vorteile in den Bereichen natürliche 
Ressourcen und Boden in Wettbewerbsvorteile 
umzusetzen, was auch wieder WTI-Politiken 
und andere langfristige Strategien voraussetzt. 
Diesbezüglich besteht in Afrika der größte 
Nachholbedarf, doch gibt es auch hier Erfolgs-
beispiele. Auch im Sudan gibt es Chancen, 
diese drei Strategiebündel zu realisieren. Der 
Sudan kann die Importsubstitution bei Zucker, 
Weizen und bei Ölsaaten fördern und die Ex-
porte von Baumwolle, Vieh und Fleisch, Gum-
mi Arabicum und Karkade revitalisieren bzw. 
stimulieren. All dies setzt aber voraus, dass 
die Produktivität durch WTI-Strategien und 
andere Maßnahmen schnell angehoben wird. 
Am Beispiel von Gummi Arabicum lässt sich 
zeigen, dass in der Be- und Verarbeitung der 
Rohmaterialien für diverse industrielle Nut-
zungen, etwa für die Nahrungsmittelindustrie, 
ein beachtliches Wertschöpfungspotential liegt. 
Wertschöpfung und Beschäftigung können 
multiplikativ vergrößert werden. Erhebliche 
WTI-Kapazitäten sind aber in den letzten Jahr-

zehnten im Sudan verlorengegangen, können 
allerdings wieder aktiviert werden. Der Süd-
Sudan kann die großen landwirtschaftlichen, 
viehwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und 
fischwirtschaftlichen Ressourcen für die Selbst-
versorgung der Bevölkerung, für eine biologi-
sche Landwirtschaft und eine wertschöpfungs-
intensive Bearbeitung für den Export nutzen.

Beide Länder können kooperieren, um die 
Chancen auf Mitgliedschaft in der Welthandels-
organisation zu verbessern und die Mitglied-
schaft in den diversen regionalen afrikanischen 
(und arabischen) Wirtschaftsgemeinschaften 
wechselseitig vorteilhaft und effektiver zu ge-
stalten. Die Handels- und Industriepolitiken 
der beiden Länder können koordiniert und 
besser auf die Produktion von wettbewerbsfä-
higen (traditionellen und neuen) Exportgütern 
ausgerichtet werden. Die Kooperation der bei-
den Länder ist wichtig, weil in den zehn bzw. 
elf Bundesstaaten (nach der Auf‌teilung von 
Darfur in fünf Bundesstaaten) entlang der in-
ternationalen Grenze zwischen dem Sudan 
und dem Süd-Sudan ein großes Potential an 
Ressourcen existiert, das am besten gemeinsam 
genutzt werden kann (Wohlmuth 2012). Beide 
Länder können dies durch einen regionalen 
Entwicklungsfonds für diese Gebiete erreichen, 
unterstützt durch öffentliche Ressourcenfonds 
– Fonds, die gleichzeitig zur Stabilisierung 
der Wirtschaft und zur Finanzierung von Zu-
kunftsprojekten auf nationaler Ebene beitra-
gen. Die Gefahr von Dutch-Disease-Effekten 
mit schädlichen Preis- und Wechselkurseffek-
ten durch die Ressourcenexporte kann dadurch 
reduziert werden (Hansohm 2009; Hickel 2012; 
Wohlmuth 2012). Der Spielraum für Nicht-Öl-
nicht-Gold-Exporte wird dadurch erhöht. Bei-
de Länder können auch bei ihrer WTI-Politik 
und bei der Exportförderung kooperieren, wo-
durch sie wichtige Wirtschaftssektoren vernet-
zen, Wertschöpfungsketten integrieren und 
Wettbewerbsvorteile schaffen können (Wohl-
muth 2012 und 2013 a).

Was in den beiden Ländern wirtschaftspo-
litisch getan werden muss, um Nicht-Öl-nicht-
Gold-Exporte zu fördern, ist längst bekannt 
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und wird immer wieder in neuen Studien be-
tont (IMF 2013 a; Wohlmuth 2012; Konandreas 
2009; GoSC 2008). Vorgeschlagen werden 
immer wieder: erstens Maßnahmen zur Erhö-
hung der Produktivität in der Landwirtschaft 
und in der verarbeitenden Industrie; zweitens 
die Verringerung der hohen Handelskosten im 
Inland und auch im grenzüberschreitenden 
Verkehr; drittens die Rationalisierung der öko-
nomischen Anreizsysteme durch Anpassung 
der Zoll-, Steuer- und Abgabensysteme; und 
viertens die Verbesserung der Funktions- und 
Arbeitsfähigkeit der handelspolitischen Institu-
tionen und der politischen Abstimmungspro-
zesse in der Handelspolitik (GoSC 2008). In all 
diesen Bereichen gibt es weder im Sudan noch 
im Süd-Sudan Fortschritte. Erst kürzlich hat 
der International Monetary Fund (IMF) (IMF 
2013 b) all diese Punkte wieder aufgegriffen und 
die Schwächen der sudanesischen Exportwirt-
schaft in den Bereichen Preiswettbewerb und 
Nicht-Preis-Wettbewerb analysiert. Die Be-
funde zeigen, dass im Sudan das Wechselkurs-
system zu uneinheitlich, zu wenig flexibel und 
überbewertet ist (IMF 2013 a). Auch die Grund-
lagen einer funktionierenden Wettbewerbsord-
nung sind auf den meisten Märkten erst noch 

zu schaffen. Die Ergebnisse der Studien zeigen 
auch immer wieder, dass beide Bereiche be-
trachtet werden müssen, um die Wettbewerbs-
fähigkeit von Nicht - Öl - nicht - Gold - Exporten 
zu erhöhen: die Preis- und die Nicht-Preis-
Wettbewerbsfähigkeit.

Indikatoren der Nicht-Preis-Wettbewerbs-
fähigkeit (Governance, Doing Business, Quali-
tät von Politiken und Institutionen, Korrupti-
on) zeigen viele strukturelle Schwächen auf, die 
nur langfristig durch koordinierte Maßnahmen 
beseitigt werden können. Da viele Ressourcen, 
die die Basis für exportfähige Produkte bil-
den, in abgelegenen Bundesstaaten liegen, ist 
die Entwicklung dieser Exporte auch von ein-
schneidenden Reformen der Fiskalbeziehun-
gen zwischen dem Zentralstaat, den Bundes-
staaten und den Kommunen in beiden Ländern 
abhängig. Infrastrukturprogramme müssen die 
Lage der Ressourcen und die Produktionszen-
tren, insbesondere in den Grenzgebieten, stär-
ker in den Blick nehmen. Pläne dafür gibt es, 
aber die Umsetzung findet nicht statt. Für den 
Süd-Sudan sind die meisten dieser Faktoren 
auch politikrelevant; der Süd-Sudan kann da-
her die meisten der genannten Politikvorschlä-
ge auch übernehmen.

Programm 4:  Auf‌bau von effektiven sozialen Sicherungsnetzen

In beiden Staaten fehlen soziale Sicherungsnet-
ze, um die Armen und Ärmsten, insbesondere 
die verwundbarsten Schichten der Bevölke-
rung (Frauen, Kinder, Behinderte, Kranke, Ar-
beitslose, Alte) abzusichern. Die verfügbaren 
Daten zeigen deutlich, dass nur wenige Prozent 
der Bevölkerung bzw. der Beschäftigten von 
einem sozialen Sicherungsnetz erfasst werden, 
aber auch nur in Bezug auf eine Krankenversi-
cherung und eine Altersversorgung. Auch die 
Armenhilfe nach islamischem Recht (Zakat) 
wird als wenig effektiv beschrieben, weil sie 
mit hohen Verwaltungskosten einhergeht und 
nur wenige Arme überhaupt erreicht werden 

(Wohlmuth 2013 b). Hingegen erscheint das In-
strument der Community Development Funds 
(CDFs) für die Kommunen in den Konfliktge-
bieten vielversprechend zu sein (IMF 2013 b); 
allerdings ist dieses Instrument stark von hu-
manitären Hilfsgeldern abhängig. Allenfalls 
Teile der Beschäftigten im öffentlichen Dienst, 
und dort vor allem im Militär-, Polizei- und 
Sicherheitsapparat, sind von einem sozialen 
Sicherungsnetz erfasst, das jedoch in den letz-
ten Jahren durch Inflation und Leistungskür-
zungen sehr brüchig geworden ist. Die hohen 
Verwaltungskosten dieser Systeme, die teilwei-
se vorgenommene Privatisierung und die allge-
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meinen Kostensteigerungen im Gesundheits-
wesen begrenzen die Leistungsfähigkeit. Im 
Süd-Sudan sind diese Systeme erst im Auf‌bau, 
und die Ansprüche der früher im öffentlichen 
Dienst in Khartum beschäftigten Süd-Sudane-
sen sind noch nicht durchgesetzt worden.

Weder im Sudan noch im Süd-Sudan ist es 
gelungen, die Öleinnahmen für ein soziales 
Sicherungsnetz bzw. für die Bereiche Bildung, 
Gesundheit und Arbeitsmarkt nutzbar zu 
machen und somit u. a. die Mobilität der Ar-
beitskräfte zu erhöhen. Das Scheitern des In
struments der Öl-Stabilisierungs- und Gerech-
tigkeitsfonds (Oil Revenue Stabilization and 
Equity Fund) hat auch dazu geführt, dass die 
Wirtschaftspolitik des Sudan nicht armutsori-
entiert wirken konnte (UNDP 2006; IMF 2012, 
2013 a und 2013 b; World Bank 2009; Hansohm 
2009). Entsprechende Fehlentwicklungen gab 
es von Anfang an auch im Süd-Sudan (Rahim 
und Hansohm 2014); nicht einmal in Ansätzen 
ist es gelungen, eine armutsorientierte Wirt-
schaftspolitik durchzusetzen. Die Zunahme der 
Armut in beiden Ländern, vor allem in ihren 
Peripherien, zeigt, dass soziale Sicherungsnetze 
und entsprechende wirtschafts- und sozialpoli-
tische Anpassungen überhaupt nicht wirksam 
geworden sind (Sudan: RoS 2010; SIFSIA 2010; 
UNDP 2011 und 2012; IMF 2013 b; Süd-Sudan: 
World Bank 2011; SSCCSE 2010). Bis in die Mit-
telklasse hinein ist die Armut im Sudan seit den 
1990er-Jahren angestiegen, verursacht durch 
Inflation, Reallohnsenkungen, Preissteigerun-
gen für Nahrungsmittel, öffentliche Leistungs-
kürzungen und die Übernahme der Kosten 
(Cost Recovery) für soziale Dienstleistungen 
wie Gesundheit und Bildung durch die privaten 
Haushalte (Wohlmuth 2013 b). In den letzten 
beiden Jahren kamen mit der Reduzierung der 
Subventionen für Treibstoff und Nahrungsmit-
tel weitere Belastungen hinzu, obwohl die Zah-
len für 2012 und im Budget 2013 wieder einen 
Anstieg der Subventionen für strategisch wich-
tige Güter im Sudan signalisieren (World Bank 
2013; Gemayel 2013); allerdings kommen diese 
Subventionen von jeher nicht bei den Armen 
und den Ärmsten an. Die Preissteigerungen für 

Lebensmittel im Sudan seit 2008 haben zudem 
gravierende Auswirkungen auf die Ernährungs-
sicherheit gehabt – die Ernährungssicherheit 
ist nicht nur in den Konfliktgebieten, sondern 
im ganzen Sudan gefährdet. Lokale und regio
nale Versorgungsengpässe und dramatische 
Preissteigerungen für Nahrungsmittel haben 
auch mit Infrastrukturproblemen, insbesonde-
re im Transportwesen und in der Logistik, zu 
tun. Die soziale Lage verschlechtert sich, weil 
keine der drei Säulen der Sozialpolitik wirksam 
ist (direkte Armenhilfe; mittel- und langfristig 
orientierte Maßnahmen in der Bildungs-, Ge-
sundheits- und Arbeitsmarktpolitik; Orientie-
rung der makroökonomischen Politik an der 
Armutsbekämpfung). Die direkte Armenhilfe 
erreicht nur wenige Prozent der Armen, ob-
wohl das Instrument der CDFs in den Konflikt-
gebieten als ein interessantes Modell erscheint 
(IMF 2013 b). Die öffentlichen Ausgaben für 
Bildung, Gesundheit und Arbeitsmarktpolitik 
sind (unter Berücksichtigung der Inflation) real 
weiter gesunken. Die makroökonomischen Po-
litiken sind nicht auf die Armutsbekämpfung 
ausgerichtet, da die Sektoren mit einem hohen 
Beschäftigungspotential wie Landwirtschaft 
und verarbeitendes Gewerbe nicht gefördert 
werden. Die Effekte der Ölwirtschaft (Dutch 
Disease und Resource Curse) sind direkt und 
indirekt für diese Fehlentwicklungen mitver-
antwortlich. Insofern hat die Ölwirtschaft auch 
eine Umverteilung von den unteren und mitt-
leren hin zu den hohen Einkommen mit sich 
gebracht. Die Verarmung der Mittelklasse im 
Sudan hat zusätzlich mit den sinkenden realen 
Einkommen, den steigenden Preisen für Nah-
rungsmittel, den sinkenden Subventionen für 
Nahrungsmittel und Treibstoff und vor allem 
mit den Kostensteigerungen im Gesundheits- 
und Bildungssystem bzw. mit der Politik der 
Kostenüberwälzung (Cost Recovery) zu tun 
(Wohlmuth 2013 b).

Das soziale Sicherungssystem wird auch 
durch die großen Einkommensunterschiede 
zwischen den Regionen in seiner Wirksamkeit 
begrenzt. Dies trifft wieder gleichermaßen auf 
den Sudan und auf den Süd-Sudan zu. Neben 
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der vertikalen Ungleichheit der Einkommen 
zwischen den sozialen Schichten ist es die-
se horizontale Ungleichheit der Einkommen 
und Lebenschancen zwischen den Regionen, 
die eine soziale Sicherung für weite Teile der 
Bevölkerung erschwert. Die Einkommensun-
terschiede zwischen den Bundesstaaten im 
Sudan und im Süd-Sudan haben seit 2012 eher 
zugenommen und können durch öffentliche 
finanzielle Zuweisungen an die Bundesstaaten 
nicht kompensiert werden (Sudan: IMF 2013 b; 
World Bank und IDA 2013; Süd-Sudan: World 
Bank 2011; SSCCSE 2010). Da der Fiskalföde-
ralismus in beiden Ländern nicht wirksam ist, 
um einen sozialen Ausgleich herbeizuführen, 
und da die wirtschaftliche Entwicklung die 
ärmsten Regionen nicht erreicht, wird das so-
ziale Sicherungsnetz immer brüchiger. Dazu 
kommt das Problem der immer ungünstigeren 
Einkommensverteilung zwischen den sozialen 
Schichten (vertikale Ungleichheit) und das der 
ungleichen Verteilung öffentlicher Leistungen. 
Der Sudan und der Süd-Sudan haben sehr 
hohe Gini-Koeffizienten der Einkommensun-
gleichheit – über 50 bezogen auf 100,7 im länd-
lichen Raum sogar bis zu 70 (Wohlmuth 2012). 
Diese (vertikalen) Ungleichheiten könnten nur 
durch ein effektives Steuer- und Abgabensys-
tem und durch bezahlbare und überall erreich-
bare öffentliche Leistungen korrigiert werden. 
Die Reformen des Steuer- und Abgabensys-
tems werden immer wieder gefordert, wurden 
aber bisher nicht umgesetzt (Sudan: IMF 2012, 
2013 a und 2013 b; Süd-Sudan: Jefferis 2012; 
GRSS 2011). Die öffentlichen Leistungen (u. a. 
Bildung und Gesundheit) sind für die Armen 
und die Ärmsten weithin nicht erreichbar. Die 
makroökonomischen Politiken haben kaum 
Spielraum für die Armutsbekämpfung, weil die 
Staatsausgaben im Wesentlichen für Sicherheit, 
Löhne und Gehälter, allgemeine Verwaltung, 
Subventionen und für einige Großprojekte 
(Dammbauten, Militäreinrichtungen) verwen-
det werden und der Spielraum für soziale Pro-
jekte somit minimal ist.

Um im Süd-Sudan eine so negative Entwick-
lung wie im Sudan zu verhindern, gab es früh 

Überlegungen, wie die Öleinnahmen auch für 
den Auf‌bau von sozialen Sicherungsnetzen, 
etwa durch konditionierte Barauszahlungen an 
die ärmeren Schichten und durch Investitionen 
in soziale Projekte, genutzt werden könnten 
(World Bank 2009; Wohlmuth 2012; Hickel 
2012). Keiner dieser Vorschläge ist bisher rea-
lisiert worden. Die finanziellen Mittel wurden 
für Sicherheit, allgemeine Verwaltung und für 
Löhne und Gehälter ausgegeben, aber nicht für 
die Armutsbekämpfung und kaum für Bildung, 
Gesundheit und Erhöhung des Beschäftigungs-
grades. Durch konditionierte (und eventuell 
auch besteuerte) Barauszahlungen von Teilen 
der Öleinnahmen könnten insbesondere ver-
wundbare Schichten der Bevölkerung (Frauen, 
Kinder, Alte, Behinderte, Kranke) und die 
Bevölkerung in den ärmsten Regionen direkt 
profitieren. Zudem könnten aus den Öleinnah-
men auch öffentliche Beschäftigungsprogram-
me finanziert werden, ebenso wie prioritäre 
Bildungs- und Gesundheitsprojekte. Bis jetzt 
dominieren aber bei der Finanzierung sozialer 
Projekte die humanitäre und die internationale 
Hilfe; Volatilitäten und Abhängigkeiten bei die-
ser Art der Finanzierung sind unvermeidbare 
Folgen (Hansohm 2009; Rahim und Hansohm 
2014; Wohlmuth 2012 und 2014).

Der Sudan hat versucht, entsprechend den 
internationalen Empfehlungen (IMF 2012, 
2013 a und 2013 b; World Bank, UofK und 
MOFNE 2013; World Bank und IDA 2013; Ge-
mayel 2013) die hohen Subventionen für Treib-
stoff und für Nahrungsmittel abzubauen, ein 
System der gezielten Förderung von Armen 
(statt allgemeiner Subventionen) aufzubauen 
und die so eingesparten finanziellen Mittel für 
den Auf‌bau eines allgemeinen sozialen Siche-
rungsnetzes zu verwenden. Doch sind wohl alle 
diese Vorhaben, auch durch den Verlauf der 
politischen Krisen im Sudan und im Verhält-
nis zum Süd-Sudan, als gescheitert anzusehen. 
Die Analyse des Budgets für 2013 zeigt sogar, 
dass die sozialen Effekte der Budgetpolitik trotz 
wieder ansteigender Subventionen immer un-
günstiger ausfallen (World Bank 2013). Wich-
tige soziale Ausgaben unterbleiben bzw. sind 
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unzureichend, auch weil die Inflation den rea-
len Wert der öffentlichen Leistungen dezimiert. 
Die effektive Inflationsrate ist für die Ärmsten 
besonders hoch, da der Ausgabenposten für 
Nahrungsmittel verhältnismäßig groß ist und 
die Nahrungsmittelpreisinflation stark domi-
niert. Die Devisenknappheit beeinträchtigt die 
Importe von Nahrungsmitteln und auch die 
Devisenzuteilung an die Wirtschaftssektoren 
mit hohem Beschäftigungspotential und mit 
Bedeutung für die Ernährungssicherung wie 
Landwirtschaft und (Agro-)Industrien. Durch 
das vorhandene Budget kann diese Knappheit 
nicht beseitigt werden, auch weil eine aktive 
Wechselkurspolitik nicht betrieben wird (World 
Bank 2013). Die Inflation wird weiter angeheizt 
durch eine Fiskalpolitik, die die Geldpolitik do-
miniert. Die Grenzen einer Finanzierung der 
Budgetdefizite durch Nicht-Banken und das 
Ausland sind erreicht, so dass die Geldschöp-
fung durch die Zentralbank die Inflationsten-
denzen verstärkt – was im Gegensatz zum ver-
öffentlichten Programm der Zentralbank für 
2012 steht (CBOS 2012). Die geplanten effek-
tiven Ausgaben für die Subventionierung von 
strategischen Gütern für das Jahr 2013 steigen 
auch wieder an, und zwar um 81 % gegenüber 
dem Budget von 2012 (World Bank 2013), so-
dass auch von daher die Budgetdefizite tenden-
ziell weiter ansteigen. Da eine gezieltere Aus-
richtung der Subventionen auf die Armen und 
die Ärmsten nicht erfolgt, verstärken die In-
flationstendenzen die Ernährungsunsicherheit 
und die Armut. Die Investitionen für Entwick-
lungsvorhaben sind (absolut und real) kleiner 
geworden und werden zudem vornehmlich auf 
die sub-nationalen Regierungsebenen (Staaten 
und Kommunen) verlagert. Die Verringerung 
auch dieser Ausgaben bedeutet, dass das Ar-
mutsrisiko im Land weiter steigt. Die Verlage-
rung ist dann sehr problematisch, wenn nicht 
transparent gemacht wird, für welche Zwecke 
diese Ausgaben lokal verwendet werden sollen, 
und wenn Zweifel bestehen, ob die budgetier-
ten Beträge überhaupt auf der lokalen Ebene 
ankommen (World Bank 2013 und 2009). Es 
ist sehr wahrscheinlich, dass diese Tendenzen 

die soziale Lage in den ärmsten Regionen des 
Sudan weiter verschlechtern werden. Radikale 
Verschiebungen bei den Staatsausgaben wären 
aber notwendig, um eine soziale Mindestsiche-
rung und einen wirtschaftlichen Wiederauf‌bau 
zu ermöglichen. Die Ausgabenblöcke Sicher-
heit und Militär, Verwaltung und Großprojekte, 
Subventionen sowie Löhne und Gehälter wären 
zu reduzieren, um Mittel für die soziale Min-
destsicherung, die Beschäftigungsschaffung 
und die Wirtschaftsförderung zu generieren. Es 
ist auch wichtig, dass die erwarteten Zahlungen 
vom Süd-Sudan für den Transit des Öls bzw. 
die Übergangszahlungen und die erwarteten 
höheren Einnahmen aus der Ölproduktion und 
der Goldgewinnung des Sudan auch für den 
Auf‌bau von sozialen Sicherungsnetzen genutzt 
werden. Die Analyse des Budgets 2013 (World 
Bank 2013) zeigt aber, dass es berechtigte Zwei-
fel gibt, sowohl hinsichtlich der Höhe der er-
warteten Einnahmen als auch hinsichtlich ei-
ner sozialen und produktiven Verwendung der 
realisierten Einnahmen. Es kommt hinzu, dass 
neue staatliche Einkommensquellen durch eine 
Reform des Steuer- und Abgabensystems nicht 
erschlossen werden.

Soziale Sicherungsnetze sind auch wichtig, 
um die Wirksamkeit makroökonomischer Poli-
tiken zu erhöhen. Die sozialen Sicherungsnetze 
können zu einer Einkommensstabilisierung auf 
Haushaltsebene, aber auch zur Stabilisierung 
der Ökonomien auf regionaler Ebene beitra-
gen. Die Kauf‌kraft in Regionen mit niedrigem 
Durchschnittseinkommen und von armen und 
verwundbaren sozialen Bevölkerungsgruppen 
wird so erhöht und die Einkommensvolatilität 
reduziert. Die Kauf‌kraft kann durch konditio-
nierte und nichtkonditionierte Barauszahlun-
gen direkt erhöht werden, indirekt aber durch 
öffentliche Beschäftigungsprogramme und hu-
manitäre Nahrungsmittelhilfe im Austausch 
gegen kommunal erbrachte Leistungen der 
Empfänger. In den 1970er- und 1980er-Jahren 
hat der Sudan das Instrument der öffentlichen 
Beschäftigungsprogramme als Teil einer akti-
ven Arbeitsmarktpolitik erfolgreich genutzt. 
Mehrere Ziele können damit verwirklicht wer-
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den: Schaffung von Infrastruktur, Beschäfti-
gung von jungen Arbeitslosen, Demilitarisie-
rung von Milizen, soziale Mindestsicherung, 
Transfer von Wissen etc. Im Rahmen der 
Kommunalen Entwicklungsfonds (CDFs) wur-
de auch versucht, die humanitäre Hilfe in su-
danesischen Konfliktgebieten für den Auf‌bau 
und die Organisation kommunaler Leistungen 
zu nutzen. Die Zunahme der Jugendarbeitslo-
sigkeit im Sudan und im Süd-Sudan erfordert 
jedoch den Einsatz einer Vielzahl von sozial- 
und arbeitsmarktpolitischen Instrumenten, die 
auch verfügbar sind (AfDB et al. 2012). Insge-
samt ist es aber seit 2005 weder im Sudan noch 

im Süd-Sudan gelungen, die Mittel, die für die 
humanitäre Hilfe, für den Wiederauf‌bau nach 
dem Bürgerkrieg, für die Entwaffnung und 
Eingliederung von Kämpfern vorgesehen sind, 
und die umfangreichen Nahrungsmittelhil-
fen für eine mittel- und langfristig orientier-
te Infrastruktur- und Entwicklungspolitik zu 
nutzen. Die Kooperation von internationalen 
Hilfsprogrammen und nationalen bzw. lokalen 
Entwicklungsinitiativen blieb ineffektiv bis un-
wirksam. In einem längerfristig angelegten Ent-
wurf können aber die produktiven Sektoren, 
vor allem die Landwirtschaft, von einer solchen 
Kooperation der Programme profitieren.

Programm 5:  Reduzierung von horizontalen und vertikalen Ungleichheiten

Die regionalen Entwicklungsunterschiede 
sind sowohl im Sudan als auch im Süd-Sudan 
gravierend. Dies zeigen auch die aktuellen Ar-
mutsraten bezogen auf die Bundesstaaten. Im 
Sudan haben nur wenige Bundesstaaten eine 
Armutsrate von unter 50 % der Bevölkerung, 
und Entsprechendes gilt auch für den Süd-
Sudan. Im Sudan haben nur Sennar, Gezira, 
Kassala, Der Nördliche Bundesstaat, Nil-Fluss 
und Khartum Armutsraten von unter 50 %, 
wobei Khartum als einziger Bundesstaat unter 
30 % liegt (IMF 2013 b: 11; World Bank und IDA 
2013: 11). Alle Konfliktregionen in den Staaten 
von Darfur, Nord- und Süd-Kordofan und 
Blauer Nil haben Armutsraten von weit über 
50 %. In den Staaten mit hohen Armutsraten 
lebt eine große Zahl von internen Flüchtlingen 
(Internally Displaced Persons), und die Ernäh-
rungssicherung ist weithin gefährdet. Die land-
wirtschaftlich bedeutsamen Staaten wie Gezira 
und Kassala sowie die Staaten Der Nördliche 
und Nil-Fluss haben niedrigere Armutsraten. 
Ähnlich groß sind die Diskrepanzen zwischen 
den Bundesstaaten im Sudan bei Schulbesuchs-
raten, Beschäftigungsraten, den Raten der Fa-
milienarbeit bezogen auf die Erwerbstätigkeit, 
den Alphabetisierungsraten, beim Anteil der 

Frauen an der Lohnarbeit in nicht-landwirt-
schaftlichen Sektoren und bei der Ernährungs-
sicherheit (IMF 2013 b: 8). Im Süd-Sudan hat 
nur der Upper Nile State eine Armutsrate von 
unter 30 % (nämlich 26 %). In Northern Bahr 
el Ghazal liegt die Armutsrate sogar bei über 
70 %, und im ölreichen Unity State liegt diese 
Rate bei nur knapp unter 70 % (World Bank 
2011: 2 f.). Auch die Schulbesuchsraten diver-
gieren stark zwischen den Bundesstaaten, von 
21 % in Warrap State bis knapp 70 % in Western 
Equatoria State (World Bank 2011: 10). Auch 
die Raten der Kindersterblichkeit sind unter-
schiedlich hoch. Die Indikatoren der Ernäh-
rungssicherheit zeigen für die verschiedenen 
Bundesstaaten gravierende Unterschiede an 
(SIFSIA 2010).

Gerade die ressourcenreichen Staaten des 
Sudan und des Süd-Sudan an der internatio-
nalen Grenze zwischen den beiden Ländern 
weisen zum Teil sehr hohe Armutsraten auf. 
Dadurch entstehen in dieser Region Konflik-
te um Ressourcen, Migrationsströme werden 
ausgelöst, und politische Probleme in Grenz-
staaten in einem der beiden Länder führen zu 
Belastungen der Bevölkerung in der gesamten 
Region beiderseits der internationalen Grenze. 
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Diese regionalen Diskrepanzen zeigen daher 
ein großes Ausmaß an horizontaler Ungleich-
heit in beiden Ländern an. Eine hohe horizon-
tale Ungleichheit korreliert wiederum – wie 
internationale Vergleichsstudien belegen – 
stark mit politischer Instabilität, bewaffneten 
Konflikten, mit Bürgerkriegen, mit innergesell-
schaftlichen Auseinandersetzungen und mit 
Problemen beim Power Sharing zur Festigung 
der politischen Organisation (Holmqvist 2012; 
Stewart 2010). Je größer das Ausmaß an hori-
zontaler Ungleichheit ist (hinsichtlich ökono-
mischer, sozialer, politischer und kultureller 
Dimensionen), desto größer ist die Gefahr, dass 
Konflikte zwischen Gruppen mit verschiede-
nen ethnischen, sprachlichen, religiösen oder 
kulturellen Hintergründen entstehen und Min-
derheitenkonflikte auf‌kommen. Wenn mehre-
re Dimensionen gleichzeitig eine Rolle spielen, 
etwa ethnische, soziale und ökonomische Dis-
kriminierungen, dann wird die Konfliktwahr-
scheinlichkeit stark erhöht, sofern es nicht ge-
lingt, potentielle Auseinandersetzungen durch 
ein Frühwarnsystem zu entschärfen. Die Re-
duzierung von horizontalen Ungleichheiten 
ist daher für die Friedenssicherung und für 
die Konfliktprävention im Sudan und im Süd-
Sudan sehr wichtig. Allerdings können verläss-
liche Aussagen über Trends hinsichtlich der 
Entwicklung von horizontalen Ungleichheiten 
nur dann getroffen werden, wenn regelmäßig 
Untersuchungen zum Haushaltseinkommen, 
zu sozialen Indikatoren, zur ethnischen und 
sprachlichen Zugehörigkeit und zur Struktur 
der Bevölkerung insgesamt vorgenommen 
werden. Die Befragungen des Jahres 2009 im 
Sudan (vor dem Referendum über die Unab-
hängigkeit des Süd-Sudan) müssten nun in Be-
zug auf die beiden Länder aktualisiert werden,8 
was aber durch die politischen Konflikte in bei-
den Ländern immer wieder verzögert wird.

Zu den großen horizontalen kommen gra-
vierende vertikale Ungleichheiten zwischen 
den sozialen Schichten im Sudan und im 
Süd-Sudan. Die Gini-Koeffizienten der Ein-
kommensungleichheit sind in den ländlichen 
Gebieten besonders hoch (mit Werten von bis 

zu 70 von 100) und liegen in beiden Ländern 
durchschnittlich bei über 50 von 100 (Wohl-
muth 2012). Die Bundesstaaten im Sudan und 
im Süd-Sudan, in denen die Armut im Ver-
gleich zu anderen Bundesstaaten besonders 
hoch ist, haben überdurchschnittlich hohe An-
teile der Bevölkerung, die im ländlichen Raum 
leben. Diese Staaten sind zusätzlich betroffen 
durch die hohe vertikale Ungleichheit bei den 
Einkommen (und auch bei der Versorgung 
mit öffentlichen Leistungen). Die Stagnation 
der landwirtschaftlichen Entwicklung (mit 
niedriger Produktivität und unzureichendem 
Marktzugang) verschärft das Problem der ho-
rizontalen und vertikalen Ungleichheit noch. 
Es kann zudem davon ausgegangen werden, 
dass die beiden Formen von Ungleichheit im 
Sudan und im Süd-Sudan seit 2011 nicht abge-
nommen, sondern eher zugenommen haben. 
Seit der letzten Haushaltsbefragung von 2009 
haben sich die bewaffneten Konflikte in beiden 
Ländern und besonders in den Bundesstaaten 
an der internationalen Grenze intensiviert. Die 
Versorgung der Bevölkerung wurde erschwert, 
und öffentliche Ausgaben wurden vermehrt für 
die Sicherheit statt für öffentliche Versorgungs-
leistungen für die Bevölkerung aufgewendet. 
Die Gini-Koeffizienten und die Koeffizienten 
der horizontalen Ungleichheit können sich da-
her nicht verbessert haben.

Diese Verhältnisse haben Auswirkungen 
auf die ökonomische und politische Stabilität 
in den beiden Ländern und auf die Perspek-
tiven der Kooperation zwischen dem Sudan 
und dem Süd-Sudan. Die Armutsraten in den 
meisten Grenzstaaten beiderseits der internati-
onalen Grenze sind besonders hoch, und dies 
trotz des Ressourcenreichtums in dieser Re-
gion (Wohlmuth 2012). Ein wichtiges Instru
ment für die Reduzierung der horizontalen 
Ungleichheit wäre eine drastische Reform des 
Fiskalföderalismus, um effektive Mechanismen 
für die Stärkung der Wirtschaftskraft in den 
ärmsten Bundesstaaten zu schaffen und um 
eine Umverteilung der finanziellen Ressour-
cen aus sozialpolitischen Gründen zu ermög-
lichen. Der Fiskalföderalismus wirkt derzeit 
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nicht einmal in Ansätzen in diese Richtung, 
denn die Zuweisungen vom Zentralstaat sind 
nicht bezogen auf Ziele wie die Reduzierung 
von Armutsraten (Bedürftigkeit) und die Stär-
kung der Wirtschaftskraft (Potential). Jeder 
Bundesstaat erhält zunächst eine feste Summe 
und zusätzlich bevölkerungsbezogene Anteile. 
Die Wachstums- und Potentialanalysen für ein-
zelne Bundesstaaten zeigen aber, dass die Feh-
ler im Fiskalföderalismus gravierende Folgen 
haben, denn die horizontalen Ungleichheiten 
werden tendenziell verstärkt (Süd-Kordofan: 
Klugman und Wee 2008; Upper Nile State und 
Eastern Equatoria State: World Bank 2009; 
Western Bahr el Ghazal State und Blauer Nil: 
Hussein, Badri und Khalifa 2010). Die Wachs-
tumsdiagnosen für diese Bundesstaaten zeigen 
auch, dass durch einen reformierten Fiskalfö-
deralismus, der die eigenen Einnahmen vor Ort 
stärkt, und durch eine Wachstumsstrategie von 
unten, die die lokalen Ressourcen entwickelt, 
schnelle Fortschritte möglich werden könnten.

Das Instrument der Wachstumsdiagnosen 
(Hausmann, Rodrik und Velasco 2008; Wohl-
muth 2012) ermöglicht es, jene Faktoren zu 
identifizieren, die das Wachstum auf lokaler 
und sub-regionaler Ebene begrenzen (Investiti-
onsbedingungen, Infrastruktur, Humankapital, 
öffentliche Leistungen und Investitionen, öko-
nomische Anreizsysteme durch Steuern und 
Abgaben, Qualität der Finanzsysteme, Schutz 
der Eigentumsrechte etc.). Solche Analysen gibt 
es bereits für mehrere Staaten im Sudan (Süd-
Kordofan, Blauer Nil) und im Süd-Sudan (Up-
per Nile State, Eastern Equatoria State, Western 
Bahr el Ghazal State), doch wurden aufgrund 
der politischen Instabilität, des Stopps der Öl-
produktion Anfang 2012 und der bewaffneten 
Konflikte auch in diesen Bundesstaaten bisher 
keine nennenswerten Initiativen hinsichtlich 
der Wachstumspolitik und des Fiskalföderalis-
mus durchgesetzt. Voraussetzung für eine Um-
setzung der Ergebnisse solcher Wachstumsana-
lysen wäre ein Planungssystem, das »von unten« 
durch eine lokale Partizipation an der Wachs-
tumspolitik und an der Entwicklungsplanung 
gestärkt wird und »von oben« durch eine An-

passung des Fiskalföderalismus und der nati-
onalen Entwicklungsplanung unterstützt wird. 
Das endogene Wachstumspotential auf lokaler 
Ebene kann nur entwickelt werden, wenn die 
lokalen Wachstumshemmnisse aktiv auf loka-
ler Ebene angegangen werden und wenn dabei 
Unterstützung von der sub-regionalen und der 
nationalen politischen Ebene gegeben wird. Da 
unterschiedliche Wachstumshemmnisse in den 
einzelnen Bundesstaaten wirken, sind zudem 
angepasste lokale Strategien notwendig.

Der existierende Fiskalföderalismus ist nicht 
funktionsfähig und verstärkt die horizontalen 
Ungleichheiten über verschiedene Kanäle. So 
haben die zentralen Transfers an die Bundes-
staaten bisher die Funktion, loyale Gouver-
neure bzw. Administrationen zu belohnen und 
unbotmäßige Gouverneure zu bestrafen. Bisher 
war es nicht die Aufgabe dieser Zahlungen, die 
lokale Wirtschaft und das soziale Sicherungs-
system gezielt voranzubringen. Durch diesen 
Mechanismus der willkürlichen Zahlungen 
werden auch bestimmte soziale Schichten, 
Völker sowie ethnische und religiöse Gruppen 
gezielt gefördert oder aber diskriminiert. Auch 
die Zahlungen an die lokalen Verwaltungen 
und Kommunen unterliegen diesen Praktiken. 
Dazu kommt die statische Vergabeformel für 
Zuweisungen. Nicht ein bestimmter Bedarf 
(etwa für das Gesundheits- und Bildungs
system und die Infrastruktur) und tatsächli-
che Ausgangsbedingungen (u. a. die Höhe der 
Armutsrate, der Urbanisierungsrate und der 
Beschäftigungsrate) bestimmen die Höhe der 
zentralen Transfers, sondern fixe Beträge und 
bevölkerungsbezogene Anteile. Die Möglich-
keiten, eigene Steuern, Abgaben und Einnah-
men zu generieren, sind auf den unteren Ebe-
nen des Staatsgebildes in beiden Ländern sehr 
begrenzt; es kommt aufgrund der Kollision 
von nationalen und regionalen Steuersystemen 
auch oft zur Mehrfachbesteuerung, worunter 
die Produktion leidet. Wirtschaftliche Aktivi-
täten werden ebenfalls unterschiedlich besteu-
ert. So werden Ackerbau und Handel anders 
(meist höher) besteuert als die Viehzucht, was 
zu Belastungen für die landwirtschaftliche Pro-
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duktion und zu ökologischen Problemen durch 
Überweidung führt. Es ist daher wichtig, dass 
die Einnahmen des Gesamtstaates anders als 
bisher auf die verschiedenen staatlichen Ebe-
nen verteilt werden und dass die Steuersysteme 
zwischen Zentralstaat, Bundesstaaten, Provin-
zen und Kommunen kollisionsfrei austariert 
und entwicklungspolitisch umgestaltet werden. 
Dadurch können sowohl horizontale als auch 
vertikale Ungleichheiten reduziert werden. 
Die Änderung der öffentlichen Finanzierung 
der Bundesstaaten von zentralen Zuweisungen 
hin zu eigenen Einnahmen ist seit Jahren ein 
Thema in den Verhandlungen zwischen dem 
Sudan und dem IMF (IMF 2012: 19 f.), doch 
nennenswerte Veränderungen gab es bisher 
nicht. Strukturelle Änderungen der staatlichen 
Finanzierungssysteme müssen daher mehrere 
Koordinaten im Blick haben: den regionalen 
Ausgleich, die Reduzierung von Einkommens
ungleichheit, die soziale Mindestsicherung, die 
minimale Versorgung mit öffentlichen Leistun-
gen und die breite Förderung der wirtschaft-
lichen Entwicklung, um Wertschöpfung und 
Arbeitsplätze zu schaffen. Ein weiteres Problem 
ist, dass die budgetierten Zuweisungen nicht 
automatisch, nicht regelhaft und nicht zeitge-
recht ausgezahlt werden (World Bank 2013); die 
Planbarkeit auf den unteren staatlichen Ebenen 
ist daher nicht gegeben. Im Süd-Sudan wurde 
nach der Unabhängigkeit im Jahre 2011 das 
gleiche Zuweisungsmodell für Finanzmittel der 
Zentralregierung an die Staaten und Provinzen 
übernommen, mit ähnlichen negativen Folgen 
wie im Sudan (Rahim und Hansohm 2014). 
Die Reduzierung der Öleinnahmen nach dem 
Stopp der Ölproduktion im Januar 2012 hat 
das Problem für die Bundesstaaten, Provinzen 
und Kommunen dramatisch verschärft (Sabuni 
2013), und die Ereignisse seit Dezember 2013 
gefährden auch die langsam einsetzende fiska-
lische Normalisierung im Süd-Sudan.

Vertikale Ungleichheiten könnten vor allem 
durch eine Änderung der Steuer- und Subven-
tionssysteme abgebaut werden. Obwohl immer 
wieder vorgeschlagen und angemahnt (UNDP 
2006; IMF 2012, 2013 a und 2013 b; World Bank 

2009 und 2013; World Bank und IDA 2013; 
World Bank, UoK und MOFNE 2013), ist bis-
her in dieser Hinsicht im Sudan wenig gesche-
hen. Die absolut aufgewendeten Beträge für 
Treibstoff- und Nahrungsmittelsubventionen 
steigen wieder an (World Bank 2013), obwohl 
kein Zweifel daran besteht, dass diese Ausgaben 
nicht länger tragfähig sind und keinen Beitrag 
zur Reduzierung der vertikalen Ungleichheit 
erbringen. Reformen im Steuersystem und bei 
der Steuerverwaltung werden auch immer wie-
der vorgeschlagen, etwa in Bezug auf Immobi-
lien, direkte Einkommen und die Rohstoffpro-
duktion (Gold, andere mineralische Rohstoffe 
etc.). Allein durch eine andere Besteuerung der 
Goldproduktion könnten die Staatseinnah-
men im Sudan wesentlich erhöht werden (IMF 
2013 a). Im Sudan sollte auch die Goldpro-
duktion mit der 15 % igen Business Profit Tax 
besteuert werden, nicht nur der Goldhandel 
in Bezug auf die anfallenden Handelsgewinne 
(IMF 2012: 14 und 2013 a). Andererseits könn-
ten hohe staatliche Ausgaben (für Dammbau-
ten, Verwaltung, Sicherheit) deutlich und rasch 
reduziert werden, um mehr Mittel für die Wirt-
schaftsförderung, für die regionale Entwicklung 
und für die soziale Sicherung bereitzustellen. 
Entsprechende Politikreformen sind auch im 
Süd-Sudan möglich und notwendig. Viele Aus-
gabenkategorien sind zu überprüfen, bestimm-
te Ausgaben sind zielgerichteter einzusetzen, 
etwa jene für Subventionen (diese sollten eher 
produktionsseitig für Inputs in der Landwirt-
schaft als nachfrageseitig für den Konsum ein-
gesetzt werden), und manche Ausgaben sind zu 
kürzen, etwa zusätzliche Leistungen für öffent-
liche Bedienstete, vor allem für Militärs und für 
die Polizei. Manche Steuern und Abgaben im 
Süd-Sudan belasten die kleinen Produzenten 
und Händler mehrfach und übermäßig. Eine 
Vielzahl von Steuern und Abgaben auf mehre-
ren staatlichen Ebenen beeinträchtigt die Pro-
duktion, den Handel und das Wachstum von 
Firmen. Auf der anderen Seite werden manche 
Bereiche (tropische Hölzer, mineralische Roh-
stoffe, Immobilien, Landverkäufe) gar nicht 
oder nur unzureichend besteuert.
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In beiden Ländern sind die bestehenden so-
zialen Sicherungssysteme und die Systeme der 
Kostenüberwälzung (Cost Recovery) in den 
Bereichen Gesundheit und Bildung zu über-
prüfen, um die vertikale Ungleichheit zu re-
duzieren. Die kleine Mittelklasse wird belastet, 
durch die Inflation, die hohen Kosten von pri-
vaten Versicherungen, die Lücken im rudimen-
tären Sozialversicherungssystem und durch 
die Überwälzung von Kosten für Gesundheit 
und Bildung auf die privaten Haushalte. Die 
oberen Einkommensgruppen hingegen ent-
gehen zu weiten Teilen der direkten Besteue-
rung ihrer Einkommen, ihrer Vermögen und 
ihres Grundbesitzes. Die Privilegien für hohe 
Militärs, Politiker, den Sicherheitsapparat und 
das Big Business gehen zulasten der kleinen 
und mittleren Einkommensbezieher. In dieser 
Situation finden in beiden Ländern politische 
Diskussionen über direkte (konditionierte 
und nichtkonditionierte) Barauszahlungen an 
die Bevölkerung statt. Auch über umfassende 
öffentliche Beschäftigungsprogramme wird 
diskutiert, um Kauf‌kraft zu schaffen und die 
Infrastruktur aufzubauen. Beide Instrumente 
wären auch für den horizontalen Einkommens

ausgleich hilfreich. Horizontale und vertikale 
Ungleichheiten könnten besonders effektiv 
und schnell durch Maßnahmen im Bereich 
der Ernährungssicherung und im Bereich der 
Konfliktprävention reduziert werden. Unsi-
chere Transport- und Versorgungswege (in 
großen Teilen der beiden Länder) und politi-
sche Beeinträchtigungen im Handel (zwischen 
Sudan und Süd-Sudan) führen zu abrupten 
Preissprüngen für Nahrungsmittel, vermin-
dern die Ernährungssicherheit und verzerren 
die Einkommensverteilung. Diese Phänome-
ne führen dann wiederum zu neuen Konflik-
ten um Ressourcen. Die drei wesentlichen 
Ursachen für die Konflikte im Sudan und im 
Süd-Sudan (horizontale Ungleichheiten, öko-
nomische Anreize für Rebellionen und die 
fehlende breite Partizipation der Bevölkerung 
an den Entscheidungen auf allen Regierungs-
ebenen) sind nur durch ein umfassendes politi-
sches und ökonomisches Reformprogramm zu 
überwinden; ein langfristiger und integrierter 
Politikansatz ist notwendig. Die erheblichen 
internationalen humanitären Hilfsleistungen 
könnten dann produktiv und nachhaltig einge-
setzt werden.

Schlussfolgerungen und Perspektiven

In beiden Ländern sind umfassende Wirt-
schaftsreformen notwendig, um die gravieren-
den sozialen und wirtschaftlichen Probleme zu 
lösen und die Voraussetzungen für dauerhaften 
Frieden und nachhaltige Entwicklung zu schaf-
fen. Fünf Programme sind von Bedeutung für 
beide Staaten: ein Programm für die makro-
ökonomische Stabilisierung; ein Programm für 
eine mittelfristige Finanz- und Entwicklungs-
planung; ein Programm für die Förderung von 
Nicht-Öl-nicht-Gold-Exporten; ein Programm 
für den Auf‌bau von sozialen Sicherungsnet-
zen; und ein Programm für die Reduzierung 
von horizontalen und vertikalen Ungleichhei-
ten. Die Umsetzung dieser Programme setzt 

eine gewisse politische Stabilität und eine Be-
endigung der zahlreichen internen Konflikte 
voraus; wenn die Programme aber erst einmal 
wirken, können sie wiederum zur weiteren Sta-
bilisierung beitragen.

Eine weitere Voraussetzung für die Umsetzung 
dieser Programme ist die volle Realisierung der 
Vereinbarungen zwischen dem Sudan und dem 
Süd-Sudan vom September 2012 bzw. vom März 
2013. Die Umsetzung muss so durchgeführt 
werden, dass alle noch offenen Fragen in Bezug 
auf das Friedensabkommen (CPA von 2005) 
und in Bezug auf die Rechte und Pflichten des 
Sudan bzw. des Süd-Sudan nach der Unabhän-
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gigkeitserklärung des Süd-Sudan einvernehm-
lich geklärt werden. Erst dann können Verein-
barungen über eine strategische Kooperation 
zwischen den beiden Staaten getroffen wer-
den (Wohlmuth 2012). Im Rahmen einer stra-
tegischen Kooperation können Vereinbarun-
gen über Programme realisiert werden, die für 
beide Länder mit großen Vorteilen verbunden 
sind. Dazu zählen ein Entwicklungsprogramm 
für die Grenzregionen; ein Programm für die 
Förderung der Landwirtschaft und der Agro-
industrien unter Berücksichtigung des Klima-

wandels; ein Programm für die Koordination 
der makroökonomischen Politik, der Ressour-
cenpolitik und der mittelfristigen Finanz- und 
Entwicklungsplanung; und ein Programm für 
die Kooperation in den Bereichen internatio-
naler Handel, Direktinvestitionen und regiona-
le Integration (Wohlmuth 2012). Auch in zahl-
reichen weiteren Bereichen wie Wissenschaft 
und Technik, Umweltpolitik, Entwicklungszu-
sammenarbeit und Arbeitsmigration bestehen 
gute Chancen für eine wechselseitig vorteilhaf-
te Kooperation.

Abstract.  This paper presents five inter-
related programmes for the revitalization of 
the economies of Sudan and South Sudan. The 
first programme is related to macroeconomic 
stabilization and addresses the dominant role 
of fiscal policy in relation to exchange rate and 
monetary policies. The second programme is 
referring to the role of medium-term fiscal and 
development planning. The complex issues of 
planning for a simultaneous development of 
the oil economy as well as the non-oil econo-
my (and the role of gold in Sudan, replacing 
oil as an important commodity) are discussed. 
The third programme relates to the promotion 
of non-oil-non-gold exports. Strategies are 
presented how this aim could become a viable 
strategy; the role of agricultural development 
is of utmost importance. The fourth pro-
gramme focuses on the need and feasibility for 
establishing country-wide social safety nets. 

Such systems are highly needed for social and 
economic reasons as only a small percentage  
of the population benefits from the existing 
social safety and poverty reduction systems. 
The fifth programme is concerned with the 
reduction of the severe horizontal and vertical 
inequalities. Both with regard to sub-regional 
income and social class, these inequalities 
impede more and more the realization of eco-
nomic strategies and macroeconomic policies.

The prospects of a strategic co-operation be-
tween Sudan and South Sudan are discussed, 
too. Such a co-operation will support the 
economic programmes of both countries. 
Especially a border development programme for 
the eleven states along the international border 
could be beneficial for both countries. But also 
other programmes would help both partners 
of such a strategic co-operation agreement.

Anmerkungen

1	 Die Eskalation der Auseinandersetzungen im 
Süd-Sudan seit Dezember 2013 birgt sogar die 
Gefahr eines Bürgerkrieges und einer Spaltung des 
Landes, mit unabsehbaren Konsequenzen für die 
Bevölkerung und für die gesamte Region.
2	 Die Roadmap des African Union Peace and Se-
curity Council für Sudan und Süd-Sudan ist bisher 
nicht vollständig umgesetzt worden.

3	 Je nach Berechnung und Klassifikation kommt 
man auf 50 bis 70% der öffentlichen Ausgaben.
4	 Im Sudan sind mindestens drei Millionen 
Menschen von humanitärer Nahrungsmittelhilfe 
abhängig, im Süden etwa fünf Millionen Men-
schen (Dezember 2013).
5	 Seit 2006 haben sich laut Daten von WFP /
FAO / World Bank die Verhältnisse in Bezug auf 



P r o g r a m m e f ü r N ac h h a lt i g e w i rts c h a f ts r e f o r m e n 55

Literatur

AfDB (African Development Bank) / DC of  
OECD (Development Centre of the Orga
nisation for Economic Co-operation and 
Development) / UNDP (United Nations 
Development Programme) / UNECA (United 
Nations Economic Commission for Africa) 
(Hg.) (2012). African Economic Outlook 2012. 
Promoting Youth Employment, Paris.

—	 (2013). African Economic Outlook 2013. 
Structural Transformation and Natural 
Resources, Paris.

Ali, A. A. E. (2011). »Sudan Seeks to Tap ›Blue Gold‹ 
with New Dam Projects along Nile River«, in: 
The China Post, 27. Juni 2011, www.chinapost.
com.tw/business/africa/2011/06/27/307614/
Sudan-seeks.htm.

Ali, H. M. (2013). »Long-term Social Impacts of 
Relocation. A Case from Sudan«, in: World 
Bank / Faculty of Economic and Social Studies, 
University of Khartoum (UoK) / Ministry of 
Finance and National Economy (MOFNE) 
(Hg.), Annual Conference on Economic 
Challenges and Their Impact on Economic 
Development, Service Delivery and Decentra
lization. Recommendations Summary, 
Khartum.

AU PSC (African Union Peace and Security 
Council) (2012). Roadmap for Action by Sudan 
and South Sudan, http://sudanwatch.blogspot.
de/2012/05/full-text-african-union-peace.

CBOS (Central Bank of Sudan) (2012). Policies for 
the Year 2012, Khartum, http://www.cbos.gov.
sd/en/node/3324.

Garcia, A. / Geiger, M. / World Bank (2013). 
»Business Environment and Investment 

Climate. Findings from the Doing Business 
Report (2013) and the Investment Climate 
Assessment (2009)«, in: World Bank / UoK / 
MOFNE (Hg.), Annual Conference on 
Economic Challenges and Their Impact on 
Economic Development.

Gemayel, E. (2013). »Sudan. Addressing the 
Vulnerabilities and the Challenges of Seces-
sion. The Way Forward«, in: World Bank / 
UoK / MOFNE (Hg.), Annual Conference on 
Economic Challenges and Their Impact on 
Economic Development.

GoSC (Government of Sudan Commission for 
World Trade Organization Affairs) (2008). 
Revitalizing Sudan’s Non-Oil Exports. A 
Diagnostic Trade Integration Study (DTIS) 
Prepared for the Integrated Framework 
Program, http://s3.amazonaws.com/zanran_
storage/www.integratedframework.org/
ContentPages/42409808.pdf.

GRSS (Government of the Republic of South 
Sudan) (2011). South Sudan Development Plan 
2011–2013. Realising Freedom, Equality, Justice, 
Peace and Prosperity for All, Juba.

Hansohm, D. (2009). »Oil and Foreign Aid. 
Chances for Pro-Poor Development in 
Sudan?«, in: African Development Perspectives 
Yearbook 14: New Growth and Poverty Alle- 
viation Strategies for Africa. Institutional and 
Local Perspectives, 105–145.

Hausmann, R. / Rodrik, D. / Velasco, A. (2008). 
»Growth Diagnostics«, in: N. Serra und  
J. E. Stiglitz (Hg.), The Washington Consensus 
Reconsidered. Towards a New Global Gover
nance, Oxford, 324–255.

die Ernährungssicherheit in den beiden Ländern 
nicht verbessert, sondern eher verschlechtert.
6	 Die Auseinandersetzungen im Süd-Sudan seit 
Dezember 2013 betreffen auch den Sudan, weil die 
Funktionsfähigkeit der Öltransportinfrastruktur 
des Süd-Sudan auch für den Öltransport des im 
Sudan produzierten Öls wichtig ist.

7	 Eine Gleichverteilung der Einkommen ist bei 
0 gegeben, eine vollkommene Ungleichverteilung 
bei 100.
8	 Der Sudan National Baseline Household Survey 
2009 ist aber bis heute für die Politik sowohl des 
Nord-Sudan als auch des Süd-Sudan von großer 
Bedeutung.



K a r l W o h l m u t h56

Hickel, J. (2012). »Can South Sudan Learn from 
the Alaska Model?«, in: The Africa Report,  
29. Juni 2012, http://www.theafricareport.com/
Columns/can-south-sudan-learn-from-the-
alaska-model.html.

Holmqvist, G. (2012). Inequality And Identity. 
Causes of War? (Discussion Paper 72), 
Uppsala.

Hussein, A. I. / Badri, B. / Khalifa, S. (2010). 
Livelihood Growth Diagnostic Study. A Review 
of Agriculture and Livelihoods. Enabling 
Environment Challenges and Opportunities in 
Western Bahr Al Ghazal and Blue Nile State, 
unveröffentlichtes Manuskript.

IMF (International Monetary Fund) (2012). Sudan. 
2012 Article IV Consultation (IMF Country 
Report 12  /298), Washington D.C.

— 	 (2013 a). Sudan. Selected Issues (IMF Country 
Report 13 /320), Washington D.C.

— 	 (2013 b). Sudan. Interim Poverty Reduction 
Strategy Paper (IMF Country Report 13  /318), 
Washington D.C.

Jefferis, K. (2012). Macroeconomic Policy Issues in 
South Sudan (IGC South Sudan Policy Note 
Series 3), London.

Klugman, J. / Wee, A. (2008). South Kordofan.  
A Growth Diagnostic, Khartum.

Konandreas, P. (2009). Assessing Sudan’s Export 
Diversification Potential in Agricultural 
Products, http://www.konandreas.com/
SudanExportDiversification.pdf.

Rahim, A. A. (2013). »Public Finance Reform in 
South Sudan. What Needs to Be Done?«, in: 
South Sudan News Agency, 15. April 2013,  
www.southsudannewsagency.com/opinion/
analyses/public-finance-reform-in-south-
sudan-what-needs-to-be-done.

Rahim, A. A. / Hansohm, D. (2014). »Macro
economic Policy Formation in South Sudan. 
Building Fiscal Management«, in: African 
Development Perspectives Yearbook 17: Macro- 
economic Policy Formation in Africa, 69–106.

Reeves, E. (2013). »Uprising in Sudan. Economic 
Realities the Engine of Discontent«, in: 
Pambazuka News, 11. November 2013, Artikel 
Nr. 654, http://pambazuka.org/en/category/
features/89566.

RoS (Republic of Sudan), Council of Ministers, 
General Secretariat (2008). Action Plan for 
Agricultural Revival / Executive Programme for 
Agricultural Revival, Khartum.

RoS (Republic of Sudan), National Population 
Council (NPC / GS), Ministry of Welfare and 
Social Security (2010). Sudan Millennium 
Development Goals (MDGs) Progress Report, 
Khartum.

Sabuni, A. T. (2013). »South Sudan. Finance 
Minister Sabuni Makes Budget Case to South 
Sudan Parliament«, in: The New Sudan Vision, 
20. September 2013, www.newsudanvision.
com/sudan-news-stories-publisher/2749-
aggrey-tisa-sabuni.

SIFSIA (Sudan Integrated Food Security Infor
mation for Action) (2010). Food And Nutrition 
Security Assessment in Sudan. Analysis of 2009 
National Baseline Household Survey, Khartum.

SSCCSE (Southern Sudan Centre for Census, Sta- 
tistics and Evaluation) (2010). Key Indicators 
for Southern Sudan, Juba, http://siteresources.
worldbank.org/INTSUDAN/Resources/Key- 
Indicators-SS.pdf.

Stewart, F. (2010). Horizontal Inequalities as a 
Cause of Conflict. A Review of CRISE Findings 
(World Development Report 2011 Background 
Paper), http://siteresources.worldbank.org/
EXTWDR2011/Resources/6406082- 
1283882418764/WDR_Background_Paper_
Stewart.pdf.

UNDP (United Nations Development Program
me) (2006). Macroeconomic Policies for Poverty 
Reduction. The Case of Sudan, Khartum.

— 	 (2011). Status of MDGs in Sudan in 2010, http://
www.sd.undp.org/mdg_fact.htm.

— 	 (2012). Status of MDGs in Sudan in 2012,  
www.sd.undp.org/mdg_sudan.htm.

Wohlmuth, K. (1984). Economic Policy Changes in 
the Democratic Republic of the Sudan, 
Washington D.C.

— 	 (1989). »Sudan’s Industrialisation after 
Independence. A Case of Africa’s Crisis of 
Industrialisation«, in: N. Islam (Hg.), The 
Balance between Industry and Agriculture in 
Economic Development 5: Factors Influencing 
Change, Houndmills, 357–379.



P r o g r a m m e f ü r N ac h h a lt i g e w i rts c h a f ts r e f o r m e n 57

— 	 (1991). »National Policies for Agriculture«,  
in: G. M. Craig (Hg.), The Agriculture of the 
Sudan, Oxford, 436–454.

— 	 (1993). »Die Wirtschaftspolitik des Bashir-
Regimes seit 1989«, in: Wuquf. Beiträge zur 
Entwicklung von Staat und Gesellschaft in 
Nordafrika 7–8, 411–430.

— 	 (1994). »Alternative Economic Strategies for 
the Sudan«, in: S. Harir und T. Tvedt (Hg.), 
Short-Cut To Decay. The Case of the Sudan, 
Uppsala, 204–247.

— 	 (2011). »Strengthening Technological Effort 
and Innovation Capabilities«, in: K. K. Yum- 
kella, P. M. Kormawa, T. M. Roepstorff und 
A. M. Hawkins (Hg.), Agribusiness for Africa’s 
Prosperity, Wien, 165–199, https://www.unido.
org/fileadmin/user_media/Services/Agro-
Industries/Agribusiness_for_Africas_
Prosperity_e-book_NEW.pdf.

— 	 (2012). Towards a Strategic Framework for 
Economic Cooperation between Sudan and 
South Sudan (Sudan Economy Research Group 
Discussion Papers 40), Bremen.

— 	 (2013 a). Wissenschaft, Technologie, Innovation 
(WTI) und die Agroindustrien in Afrika 
(German Institute of Global and Area Studies, 
Institut für Afrika-Studien, Focus Afrika 8), 
http://www.giga-hamburg.de/de/system/files/
publications/gf_afrika_1308.pdf.

— 	 (2013 b). »Republik Sudan und Republik 
Süd-Sudan«, in: M. Porsche-Ludwig et al. 
(Hg.), Sozialpolitik in Entwicklungsländern: 

Asien, Afrika, Lateinamerika. Ein Handbuch 
(Reihe Politik: Forschung und Wissenschaft 
35), Berlin, 326–338.

— 	 (2014). »New Economic Policies for Sudan and 
South Sudan and the Need for a Strategic Eco- 
nomic Cooperation. An Introduction«, in: 
African Development Perspectives Yearbook 17: 
Macroeconomic Policy Formation in Africa, 
3–30.

World Bank (2009). Sudan. Toward Sustainable 
and Broad-Based Growth, Washington D.C.

— 	 (2011). A Poverty Profile for the Southern States 
of Sudan, Washington D.C.

— 	 (2013). Sudan Economic Brief. A Review of 
Sudan’s 2013 Budget, www.-wds.worldbank.
org/external/default/WDSContentServe.

World Bank / IDA (International Development 
Association) (2013). Interim Strategy Note  
(FY 2014–2015) for the Republic of the Sudan, 
Washington D.C., http://www-wds.worldbank.
org/external/default/WDSContentServer/
WDSP/IB/2013/09/04/000445729_20130904113
230/Rendered/PDF/800510ISN0SUDA000PU
BLIC00Box379815B.pdf.

World Bank / Faculty of Economic and Social 
Studies, University of Khartoum (UoK) / 
Ministry of Finance and National Economy 
(MOFNE) (Hg.) (2013). Annual Conference on 
Economic Challenges and Their Impact on 
Economic Development, Service Delivery and 
Decentralization. Recommendations Summary, 
Khartum.





Danksagung

die Interdisziplinäre sudankonferenz war eine kooperationsveranstaltung 
der erfurter Hochschulgruppen SOS-Darfur, Weltblick und der Arbeitsgruppe 
Nachhaltigkeit sowie der fachschaft sräte Staatswissenscha� en und Geschichte.

Wir bedanken uns bei allen Mitveranstaltern, kooperationspartnern, rednern 
und Helfern, ohne die die konferenz und die vorliegende Veröff entlichung 
nicht möglich gewesen wären. Besonderer dank gilt den förderern: der uni-
versität erfurt, dem studierendenrat der universität erfurt, der stift ung nord-
süd-Brücken, der Heinrich-Böll-stift ung, der rosa-luxemburg-stift ung, der 
evangelischen landeskirche in Mitteldeutschland, dem lokalen aktionsplan 
gegen rechtsextremismus der stadt erfurt (LAP), dem Bistro »Ibras« in erfurt 
und dem Institut für politikwissenschaft  der universität Jena.



Der Sudan und der Südsudan werden von der deutschen Öffentlich-
keit kaum wahrgenommen, in den Medien sind der Völkermord 
in Darfur und der sich abzeichnende Bürgerkrieg im jüngsten 

afrikanischen Staat kaum mehr als Randnotizen. Der vorliegende Band, der 
aus der Interdisziplinären Sudankonferenz an der Universität Erfurt hervor-
gegangen ist, soll die deutschsprachige Literatur zum Thema erweitern und 
aktuelle Beschreibungen wiedergeben.


	umschlag__einzeln__s.1-2
	inhalt
	einleitung
	ibrahim
	delius
	rock
	wohlmuth
	umschlag__einzeln__letzte seiten

